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Erste erfolgreiche 
Zurückweisung

an der deutsch-bayerischen Grenze

Söder muss in 
München bleiben, Merz 

wird Kanzlerkandidat
3, 20

VERBOTEN
Guten Tag, 
meine Damen und Herren!

verboten kann sich an die Bezeich-
nung „Kanzler Merz“ noch nicht gewöh-
nen, fordert aber zum Schutz der direkt 
­betroffenen taz schon einmal vorsorg-
lich ein Bürgerbegehren in Friedrichshain-
Kreuzberg und Berlin-Mitte zur 

Umbenennung der Friedrichstraße.

E
ine Überraschung ist es nicht, eine Nach-
richt schon: CDU-Chef Friedrich Merz wird 
als Kanzlerkandidat der Union im kom-
menden Jahr in den Bundestagswahl-

kampf ziehen. CSU-Chef Markus Söder überlässt 
dem Häuptling der Schwesterpartei die Spitzen-
kandidatur. Nordrhein-Westfalens CDU-Minister-
präsident Hendrik Wüst hatte schon tags zuvor 
seinen Verzicht erklärt. Damit ist die lange offene 
K-Frage in der Union jetzt entschieden. Merz hat 
sich auf ganzer Linie durchgesetzt.

Damit hat er das nächste Etappenziel erreicht 
und sein Comeback vollendet. Merz ist in der 
Union jetzt der unangefochtene Leitwolf. In der 
CDU hat er sein Rudel um sich geschart und mit 
Carsten Linnemann eine Kopie seiner selbst als 
Generalsekretär installiert. Er hat die Konkurren-
ten Hendrik Wüst und Daniel Günther auf ihre 
Plätze verwiesen, das Erbe von Angela Merkel er-

folgreich abgeräumt und mit seinem harten und 
unversöhnlichen Kurs in Migrationsfragen jetzt 
auch Markus Söder hinter sich gebracht. In seiner 
Partei geben so schneidige Typen wie Jens Spahn, 
Thorsten Frei und Philipp Amthor den Ton an. Die 
CDU wirkt heute männlicher und konservativer, 
zugleich weniger modern und vielfältig als zuvor.  

Bisher geht dieses Retro-Konzept auf. Die 
AfD hat Merz damit zwar nicht halbiert, wie er 
es großspurig als Ziel anvisierte, als er sich 2018 
das erste Mal um den Parteivorsitz bewarb. Die-
sen Anspruch hat er längst aufgegeben. Aber in 
den Umfragen liegt die Union, dank der Schwä-
che der Ampelparteien, trotzdem weit vor allen 
anderen. Wenn es dabei bleibt, dürfte der nächste 
Kanzler Friedrich Merz heißen. 

Was könnte ihm noch im Weg stehen? Wenn 
Markus Söder diesmal die Füße stillhält, dann vor 
allem Merz selbst. Denn der Sauerländer kommt 

bei jungen Wählern und dem liberalen, grün-affi-
nen und großstädtischen Bürgertum nicht so gut 
an wie bei seiner Parteibasis. Der kalte Ton, mit 
dem er Kritiker abkanzelt, erinnert an Oberleh-
rer aus dem vergangenen Jahrhundert. Ein Typ, 
der die Herzen der weiblichen Wählerschaft hö-
her schlagen lässt, wird er wohl nicht mehr wer-
den. Das sind seine Schwachpunkte.

 Als Oppositionsführer ist es zudem einfach, 
klare Kante zu zeigen. Doch im Westen regiert 
die Union in drei Bundesländern mit den Grü-
nen. Im Osten muss sie jetzt mit dem BSW ver-
handeln, wenn sie die Brandmauer zur AfD auf-
rechterhalten will. Und im Bund müsste sie wohl 
mit SPD oder den Grünen koalieren – vielleicht 
sogar mit beiden.  

Die politische Realität ist in Deutschland viel-
fältiger, als es Merz mit seinem Retro-Kurs wahr-
haben will. Diese Realität könnte ihn einholen.  

Kommentar von Daniel Bax zum Kanzlerkandidaten der Union 

Nur Merz kann Merz noch stoppen

Die das Grauen 
dokumentierte

Ende der Tupperparty

Gefährlicher  
Thinktank

Bilder vom Weltkrieg: 
Kate Winslet als „Die 
Fotografin“ Lee Miller
15

Stiller Abgesang auf ein 
plastisches Beispiel für 
alte Geschlechterrollen 
13

Rechtsextreme Denke: 
Recherchen zu einem 
Metapol-Seminar 
4–5
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„Zum Glück ist der 

Sommer jetzt 

endlich vorbei“

Christiane Rösinger, Musikerin und Autorin, in ihrer 

Kolum
ne „Au

s dem
 Leben

 einer 
Boom

erin“

„Ich bin damit fein“: Der zum zweiten Mal abgelehnte Kanzleramtsbewerber Markus Söder (CSU, rechts) am Dienstag bei der offiziellen Ausrufung des Unionskandidaten Friedrich Merz (CDU)   Foto: Kay Nietfeld/dpa
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Entspannt ist er ja. Der 1988 in Capetown, Süd-
afrika, geborene Musiker und Youtuber David 
Scott, der seit über zehn Jahren unter dem Na-
men The Kiffness als Frontmann einer gleich-
namigen Band und als Solokünstler Songs, Stile 
und Ereignisse parodiert, groovt in seinem vi-
ralen Video „Eating the cats“ mehr, als Donald 
Trump das je könnte.

„Eating the cats“ ist ein Satiresong, der 
Trumps absurde Aussage über das angebliche 
Essverhalten haitianischer Einwander:innen 
des Ortes Springfield, Ohio, karikiert: „They’re 
eating the cats, they’re eating the dogs, they’re 
eating the pets of the people who live there“, 
hatte Trump in seiner TV-Debatte mit seiner 
Kontrahentin Kamala Harris vor ein paar Ta-
gen losgelassen. Die „Memisierung“ des ras-
sistischen Bockmists ließ nicht lange auf sich 
warten, und weil auch die Cartoon-Familie 
„Die Simpsons“ aus Springfield stammt, sah 
man bald Bart Simpson eine Schultafel mit 
dem Strafsatz „They’re eating the dogs“ voll-
schreiben.

Wie einst dieser deutsche Youtuber, der aus 
der Fernsehpreisverweigerung des Literatur-
kritikers Marcel Reich-Ranicki einen wunder-
schön-jazzigen Tune spann, hat The Kiffness 
aus Trumps Geschwurbel nun einen relaxten, 
mit sanftem Afrobeat unterlegten, eingängi-
gen Popsong gemacht. Unterstützt von Hun-
den und Katzen, die hunde- und katzenäu-
gig den Refrain mitjaulen und -miauen und 
mit dem Kopf nicken, wenn er singt: „Peo-
ple of Springfield, please don’t eat my dog / 
here’s a catalogue of other things to eat“. Was 
so viel heißt wie: „Leute aus Springfield, bitte 
esst nicht meinen Hund / es gibt eine ganze 
Menge anderer Dinge zu essen.“ Auf der an-
deren Splitscreenseite kann man derweil 
Trumps auf den Takt geschnittene Original-
aussage begutachten.

„Kiff“ ist übrigens ein Surfer-Wort für „cool“, 
und Scott hatte das mit den elektronisch mi-
auenden Miezekatzen bereits zu Coronazeiten 
betrieben: Das eigenwillige Maunzen der unter 
Kiffness-Fans und -Followern später als „Aluga-
lug Cat“ bekannten, auch für den Trump-Song 
bemühten Katze hat er schon mehrfach gesam-
pelt und geloopt und daraus ein paar der ef-
fektivsten aller Youtube-Videos gemacht. Mu-
sik plus Katzen geht eben immer. Live trägt 
der Multiinstrumentalist gern einen Anzug 
mit Floralmuster, bei seinen Homestudio-Auf-
nahmen tut’s auch die Joggingbuxe.

Seine „kiff-coole“ Mischung aus Albernheit 
und Relax-Sound kommt an – sein erstes Al-
bum wurde zweimal für die South African Mu-
sic Awards nominiert. Scotts parodistische An-
sätze, die sich gegen so unterschiedliche Dinge 
wie weiße Privilegien und das Verbot von Zi-
garetten während Covid richten, stoßen dabei 
zuweilen auf Kritik: Auch in Südafrika gibt es 
eine heiße Diskussion darüber, was Satire darf.

Als Reaktion auf den Angriffskrieg Russ-
lands auf die Ukraine remixte Scott 2022 ei-
nen ukrainischen Folksong und kündigte an, 
die Einnahmen der ukrainischen Armee zu 
spenden. Die Einnahmen durch den Trump-
Diss will er angeblich dem Tierheim in Spring-
field übergeben.

Trumps Rede ging übrigens mit einer noch 
unfassbareren, ebenso rassistischen Aussage 
weiter: „Young American girls being raped 
and sodomised and murdered by savage, cri-
minal aliens“, sagte der Präsidentschaftskan-
didat, und diffamierte damit wieder einmal 
Einwander:innen. In Springfield angesiedelte 
Schulen mit haitianischen Kindern bekamen 
daraufhin rassistische Drohungen. Ob jeman-
dem wie The Kiffness dazu noch etwas einfällt? 
Immerhin kommen Aliens vor. � Jenni Zylka
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David Scott alias  
The Kiffness groovt 
mehr, als es Trump je 
könnte

 das portr
ait

Die geplante Intel-Fabrik bei Magdeburg wird nun frühestens in zwei Jahren gebaut – 
oder gar nicht. Der Ampel beschert das 10 Milliarden Euro nicht genutzte Bundesmittel

Chipfabrik erst mal 
abserviert

Aus Astana, Leipzig und Berlin 
Anna Lehmann, David 
Muschenich und Svenja 
Bergt

Sachsen-Anhalts Ministerprä-
sident Reiner Haseloff (CDU) 
gibt sich betont optimistisch. Er 
glaube an Gott, sagt er schmun-
zelnd bei einer Pressekonferenz 
am Dienstag, aber bei Intel wisse 
er: An diesem Projekt müsse 
festgehalten werden.

Vor zwei Jahren verkündete 
der amerikanische Konzern In-
tel, er wolle in Magdeburg eine 
große Fabrik für Mikrochips 
bauen. Doch an der Börse läuft 
es derzeit schlecht für Intel. 
Nun hieß es am späten Montag-
abend: Der Konzern verschiebt 
das Projekt in Deutschland um 
etwa zwei Jahre nach hinten – 
je nachdem, wie die Nachfrage 
sich entwickele.

Intel sollte ein Quanten-
sprung für den Wirtschafts-
standort Sachsen-Anhalt wer-
den. Mit rund 30 Milliarden 
Euro wäre es die größte Einzel-
investition Europas. Etwa 10 Mil-
liarden Euro davon wollte die 
Bundesregierung beisteuern. 
Haseloff hatte die Entscheidung 
zur Chef-Sache gemacht.

Trotz Intels neuer Ankün-
digung gibt sich Haseloff am 
Dienstag gelassen. Während 
Wirtschaftsminister Robert Ha-
beck (Grüne) und Finanzmi-
nister Christian Lindner (FDP) 
unterschiedliche Ideen äußer-
ten, was mit den nun wieder 
frei werdenden 10 Milliarden 
Euro Bundesmitteln passieren 
könne, hatte der Ministerpräsi-
dent vor allem zwei Botschaften: 
Das Projekt kommt, wenn auch 

verzögert, und die Verzögerung 
ist nicht die Schuld der Landes-
regierung. Auch Wirtschaftsmi-
nister Sven Schulze (CDU) sagte 
der dpa: „Intel hält, wenn auch 
mit einer zeitlichen Verzöge-
rung, weiter an dem Projekt fest. 
Das ist für uns alle eine wichtige 
Nachricht.“

Eva von Angern, Fraktions-
vorsitzende der Linken im Land-
tag, hat indes Zweifel: „Wir ste-
hen am gleichen Punkt wie vor 
Jahren, statt Tausender Arbeits-
plätze bleibt nur Frustration“, 
sagt sie der taz.

Olaf Meister, wirtschaftspo-
litischer Sprecher der Grünen-
fraktion im Landtag, reagiert 
ein wenig gelassener. Sollte es 
nun zwei weitere Jahre Zeit ge-
ben, könne die Stadt sie nutzen, 
um ungeklärte Fragen anzuge-
hen, etwa die einer nachhaltigen 
Wasserversorgung der Fabrik. 

Die Vollbremsung für den 
Bau der Chipfabrik ist auch ein 
schwerer Rückschlag für die 
Halbleiterstrategie der Bun-
desregierung und für das Land 
Sachsen-Anhalt insgesamt. 
3.000 neue Arbeitsplätze wollte 
der Konzern schaffen. Der Spa-
tenstich sollte noch in diesem 
Jahr erfolgen.

Bundeskanzler Olaf Scholz 
hatte mehrfach betont, wie 
wichtig diese und andere An-
siedlungen für den Standort 
Deutschland seien. Deutschland 
sei dabei, zu einem der bedeu-
tendsten Halbleiterstandorte 
weltweit zu werden, erklärte er 
etwa beim NRW-Unternehmer-
tag vor einem Jahr.

Die Nachricht vom Stopp des 
Vorhabens erreichte den Kanz-
ler am Montagabend in der ka-

sachischen Hauptstadt Astana, 
wo sich Scholz zum Wirtschafts-
gipfel mit den Präsidenten der 
fünf zentralasiatischen ehema-
ligen Sowjetrepubliken Kasach-
stan, Usbekistan, Kirgistan, Ta-
dschikistan und Turkmenistan 
traf.

Am Rande des Treffens 
sagte Scholz am Dienstag, die 
Entscheidung, das Projekt in 
Deutschland zwei Jahre auf-
zuschieben, beinhalte auch 
die Aussage, daran festhalten 
zu wollen. Er sei im Austausch 
mit der Landesregierung von 
Sachsen-Anhalt. „Für mich ist 
wichtig, dass es trotzdem ei-

nen weiteren Ausbau der jetzt 
schon profunden Kapazitäten 
in Deutschland gibt.“ Es bleibe 
richtig, dass Halbleiterproduk-
tion künftig auch in Deutsch-
land stattfinden müsse. „Der 
Ausbau geht weiter.“

Dass Intel strauchelt, hat mit 
mehreren technologischen Ent-
wicklungen zu tun. Da ist zum 
einen künstliche Intelligenz. 
Für das Training und den Ein-
satz von KI werden leistungsfä-
hige Chips benötigt. Doch Intel, 
der Konzern, der einst die Chip-
branche dominierte, hat es nicht 
geschafft, diese Position zu hal-
ten. Im Rennen um die Hochleis-
tungschips für KI zog vor allem 
Nvidia an Intel vorbei.

30 Milliarden 
Euro in den 

Sand gesetzt? 
Für die 

Halbleiterstra-
tegie der 

Bundesregie-
rung ist der 

Intel-Baustopp 
ein schwerer 
Schlag Foto: 

Klaus-Dietmar 
Gabbert/dpa
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Inspiration aus Prag
Wer als Journalist*in mal hinter dem 
heimischen Schreibtisch hervorkrab-
beln will, der hat zum Beispiel die 
Möglichkeit, ein Stipendium zu be-
kommen. Und so ist es inzwischen 
schöne Tradition, dass sowohl die taz 
ihre Autor*innen in die Welt schickt 
als auch regelmäßig Gäste aus na-
hen und ferneren Ländern im Redak-

tionshaus begrüßt. Zum Beispiel Jo-
lana, Journalistin aus Tschechien, die, 
gemeinsam mit einem Kollegen aus 
Finnland, für ein paar Wochen Sta-
tion in der taz macht: 

Mein Thema ist der Aufstieg der 
extremen Rechten. Zum Beispiel 
letztes Jahr: Da konnte ich bei einem 
Geheimtreffen der ultranationalis-

tischen Alternative für Schweden in 
Stockholm dabei sein. Ich habe be-
richtet, wie ein Parteimitglied dar-
über gesprochen hat, dass er hoffe, 
„die 1930er kommen zurück“.

Das war kein Ausrutscher, und ich 
glaube, man muss diese Verschie-
bungen in der europäischen Gesell-
schaft sehr genau beobachten. Die 

Landtagswahlen in Brandenburg 
sind ein Anlass, dieses Thema groß 
auf die Agenda zu heben. In den kom-
menden Tagen werde ich dort unter-
wegs sein, wo es besonders eng wird 
zwischen der SPD und der AfD. Die 
taz ist inspirierend, und ich hoffe, ich 
kann für eine Zeit Teil dieser Inspira-
tion sein. � Jolana Humpálová

Dazu kommt: Die einstige 
Stärke von Intel rührte vor al-
lem aus der starken Position 
im Geschäft mit Chips für statio-
näre Computer. Doch für Smart
phones setzte sich eine andere 
Chip-Architektur durch: Die in 
den Geräten verbauten Chips 
kommen vor allem von Qual-
comm und TSMC. Berichten 
zufolge hatte Konkurrent Qual-
comm sogar die Übernahme 
von Teilen von Intel ausgelotet.

In der Bundesregierung wird 
derweil bereits diskutiert, wie 
man die 10 Milliarden Euro an-
derweitig verwenden kann. „Alle 
nicht für Intel benötigten Mit-
tel müssen zur Reduzierung of-
fener Finanzfragen im Bundes-
haushalt reserviert werden“, 
schrieb Finanzminister Chris-
tian Lindner auf der Online-
plattform X.

Bundeswirtschaftsminister 
Robert Habeck (Grüne) hielt 
dagegen: „Wir werden jetzt ge-
meinsam beraten, wie wir mit 
nicht genutzten Mitteln sinnvoll 
und sorgsam umgehen und sie 
zum Wohle des Landes einset-
zen.“ Aus dem Ministerium hieß 
es, die Gelder seien im Klima- 
und Transformationsfonds 
(KTF) vorgesehen und stünden 
nicht dem Kernhaushalt zur Ver-
fügung. Auch im Fonds klafft 
eine Milliardenlücke.

Nach dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts im ver-
gangenen Jahr zur rechtswidri-
gen Umbuchung nicht genutz-
ter Corona-Kredite fehlen der 
Ampelregierung 60 Milliar-
den Euro für die klimagerechte 
Transformation der Wirtschaft, 
mit denen sie ursprünglich ge-
plant hatte.

„Statt Tausender 
Arbeitsplätze bleibt 
nur Frustration“
Eva von Angern, Linke

https://www.youtube.com/watch?v=lTF6Jzav8wk
https://www.reddit.com/r/animation/comments/1fe3k74/in_springfield_theyre_eating_the_dogs_2d/
https://www.theguardian.com/commentisfree/2024/sep/15/trumps-fantasy-that-migrants-are-eating-cats-proves-the-meme-has-prevailed-over-real-politics
https://www.theguardian.com/commentisfree/2024/sep/15/trumps-fantasy-that-migrants-are-eating-cats-proves-the-meme-has-prevailed-over-real-politics
https://www.youtube.com/watch?v=2oRlBmwKzy4
https://www.youtube.com/watch?v=2oRlBmwKzy4
https://www.youtube.com/watch?v=kG2JvYSqGR4
https://www.youtube.com/watch?v=kG2JvYSqGR4
https://www.youtube.com/watch?v=kG2JvYSqGR4
https://www.youtube.com/watch?v=kG2JvYSqGR4
https://www.youtube.com/watch?v=r7WI4A8N8dA
https://www.youtube.com/watch?v=IT8gz3u--8A
https://www.youtube.com/watch?v=IT8gz3u--8A
https://www.youtube.com/watch?v=lu8m5FA2nL8
https://www.youtube.com/watch?v=lu8m5FA2nL8
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/rede-von-bundeskanzler-scholz-anlaesslich-des-unternehmertages-nrw-am-16-august-2023-2214040
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/rede-von-bundeskanzler-scholz-anlaesslich-des-unternehmertages-nrw-am-16-august-2023-2214040
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/rede-von-bundeskanzler-scholz-anlaesslich-des-unternehmertages-nrw-am-16-august-2023-2214040
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F
riedrich Merz schaut 
am Dienstagvormit-
tag so, wie er fast im-
mer schaut: ernst. 
Und doch ist etwas 
anders als sonst: 

Dem CDU-Chef bereitet es vor 
den Kameras offensichtlich 
Mühe, seine Mimik im Griff zu 
behalten. Als die entscheiden-
den Sätze fallen, kann er seine 
Mundwinkel nicht stoppen. Sie 
ziehen sich nach oben, als neben 
ihm Markus Söder ausspricht: 
„Die K-Frage ist entschieden. 
Friedrich Merz macht’s.“

Endlich unangefochten: Nach 
all den Jahren darf er es versu-
chen, und noch dazu hat er die 
Gewissheit früher als erwartet. 
Als wahrscheinlich galt, dass 
die Entscheidung fällt, wenn 
die drei Landtagswahlen die-
ses Jahres gelaufen sind. Dann 
aber verkündete am Montag-
abend erst der nordrhein-west-
fälische Ministerpräsident Hen-
drik Wüst, dass er selbst nicht 
kandidieren wolle. Am Dienstag 
früh lud die Union dann über-
raschend zur Pressekonferenz 
von Merz und Söder in die Bay-
erische Landesvertretung in Ber-
lin. Da war die Sache klar.

Ganz anders also als beim 
letzten Mal. Vor der Bundes-
tagswahl 2021 wähnte sich 
Söder bereits als Kandidat, be-
vor er von der CDU-Führung, 
wie er es empfand, kalt abser-
viert wurde. Er fand sich in ei-
ner neuen Funktion wieder, die 
sein damaliger Generalsekretär 
Markus Blume flugs für ihn er-

Friedrich Merz wollte die Ergebnisse der AfD 
halbieren und Politiker aus der Partei ausschlie-
ßen, wenn sie mit den extrem Rechten zusam-
menarbeiten. Heute ist die AfD stärker denn 
je und die Brandmauer bröckelt vor allem auf 
kommunaler Ebene weitgehend unbemerkt. 
Beim Höhenflug der Rechten half auch Merz 
mit. Zutaten: Einprügeln auf die Grünen, ras-
sistische Ausfälle gegen vermeintliche „kleine 
Paschas“ und die Rede von Asylbewerbern, die 
Deutschen die Zahnarzttermine wegnehmen. 
Merz sprach zuletzt von einer „nationalen Not-
lage“ in der Migrationspolitik und forderte ei-
nen Aufnahmestopp für Geflüchtete aus Syrien 
und Afghanistan. Er will außerdem Geflüchtete 
an den Grenzen zurückweisen, wenn sie in an-
deren EU-Staaten registriert wurden. Zwischen-
zeitlich bezeichnete Merz die CDU gar als „AfD 
mit Substanz“, was ihm hinterher etwas pein-
lich war.� Frederik Eikmanns, Gareth Joswig

Wieder nicht 
gereicht: 
Söder hat es 
sich bei vielen 
in der CDU 
verscherzt
Foto: Fabrizio 
Bensch/reuters

Migration: Merz 
schlägt rechts

Aus Berlin, Bochum und München Tobias Schulze, 
Andreas Wyputta und Dominik Baur

Mit Wüsts Worten: Erst Friedrich 
Merz habe die Bundestagsfrak-
tion wieder „oppositionsfähig“ 
gemacht und den Christdemo-
kraten „das programmatische 
Rüstzeug für eine Regierungs-
übernahme“ gegeben. Von 
Merz’ Rechtskurs kann man 
halten, was man will – den Rich-
tungsstreit in der Union hat er 
aber vorerst beendet.

Wie gedenkt er aber im Wahl-
kampf mit denjenigen Wäh
ler*innen umzugehen, die für 
die CDU einst wegen Angela 
Merkel und deren mittigen 
Kurs gestimmt hatten? Welche 
Machtoptionen bleiben ihm 
nach der Bundestagswahl neben 
Schwarz-Rot? Und was hat er im 
Wahlkampf inhaltlich zu bieten? 
Das Thema Migration, das Merz 
selbst in den letzten Wochen so 
groß gemacht hat, bleibe wich-
tig, sagt er am Dienstag. Aber: 
„Es wäre mein Wunsch, dass es 
nicht das Hauptthema wird.“ 
Ins Zentrum wolle er die Wirt-
schaftspolitik stellen.

Und sonst? Wie will er bei-
spielsweise der Klimakrise be-
gegnen? Wie hält es die CDU 
in Zukunft mit der Schulden-
bremse? Und wie mit der Ukra-
ine? Es drängen sich einige Fra-
gen auf – beantworten will Merz 
sie aber am Dienstag nicht. Die 
Pressekonferenz mit Söder ist 
nach den Eingangsstatements 
der Parteichefs auch schon wie-
der vorbei, beide verlassen den 
Raum. Nächstes Jahr, als Kandi-
dat im Wahlkampf, kann es sich 
Merz so leicht nicht machen.

Die K-Frage der Union ist entschieden, verkünden die Parteichefs von CDU und CSU. 
Markus Söder hadert mit seiner erneuten Niederlage, reißt sich aber vorerst zusammen

K-Frage 
der Union

Klimapolitik hält Friedrich Merz in der poli-
tischen Debatte für überbewertet. Das heißt 
aber nicht, dass er gar nichts gegen die Erd-
erhitzung unternehmen will. Nur, dass die 
Zeit drängt, findet er nicht. In den kommen-
den zehn Jahren die Weichen für Klimaneut-
ralität zu stellen, reiche aus, erklärte er kürz-
lich. Aber: Der CDU-Chef ist durchaus für 

Überraschungen gut. Nachdem Merz mo-
natelang gegen Wärmepumpen und das 
Heizungsgesetz der Ampel gewettert hatte, 
beschwerte er sich bei der Eröffnung eines 
Weiterbildungszentrums für Heizungsins-
tallateure darüber, dass zu wenige der kli-
mafreundlichen Heizungen eingebaut wor-
den seien. Immer wieder hat Merz angekün-

digt, das Heizungsgesetz zurückzudrehen, 
wenn er regiert. Er sagt aber auch, die Union 
stehe hinter der begonnenen Wärmewende. 
Für viele Christdemokrat:innen ist Klimapo-
litik wichtig – als Bewahrung der Schöpfung. 
Auf die muss Merz Rücksicht nehmen. Das 
wiederum könnte eine Brücke zu den Grü-
nen bauen.� Anja Krüger

Klima: Behäbig und widersprüchlich

Selbsteinschätzung ist nicht gerade die Stärke 
des einstigen Blackrock-Lobbyisten. Nicht nur, 
dass sich der Millionär selbst zur „gehobenen 
Mittelschicht“ zählt, unvergessen sind auch 
die Fotos von ihm im Privatjet, mit dem er zur 
Hochzeit von Finanzminister Lindner nach Sylt 
düste. Im wahrsten Sinne des Wortes: Abgeho-
ben! Wer von so weit oben auf die Gesellschaft 
schaut, dem können auch schon mal die Maß-
stäbe verrutschen. Stichwort Bürgergeld, das er 
gern als bedingungsloses Grundeinkommen 
betitelt. „In jedem zweiten Betrieb sagen Mit-
arbeiter: Ich gehe jetzt ins Bürgergeld“, behaup-
tete Merz jüngst ohne Belege. Aber es passt 
halt in die sozialpolitische Rückwärtsrolle der 
Union. Sparen bei den Ärmsten, lautet die De-
vise. Immerhin: Der Rente mit 70 hat er eine 
Absage erteilt. Vielleicht war es politisches Ge-
spür. Vielleicht wollte Merz auch nur nicht, dass 
ihn jemand in zwei Jahren in Rente schickt.
� Jasmin Kalarickal

Soziales:  
Total abgehoben

„Ich habe nie gegen die Strafbarkeit von Ver-
gewaltigung in der Ehe gestimmt, wie immer 
wieder gezielt und bösartig behauptet wird“, 
schreibt Friedrich Merz 2020 auf Facebook. 
Nun ja: 1997 stimmte er im Bundestag sehr 
wohl gegen einen eigenen Straftatbestand, be-
gründet das heute aber mit einer Diskussion 
über eine Widerspruchsklausel. Die sah vor, 
dass das mutmaßliche Opfer eine Anzeige zu-
rückziehen kann, weshalb letztlich über ein Ge-
setz ohne Klausel abgestimmt wurde. Das hätte 
er nicht haben wollen, so Merz, und er schreibt: 
Aus heutiger Sicht würde er anders abstimmen. 
Fakt ist, dass Merz ohne Frauen „keine Wahl 
mehr“ gewinnt, wie er 2022 selbst sagte. Im sel-
ben Jahr stimmte er für die Einführung einer 
Quote in der Union. Doch er bleibt ein Alther-
renkandidat, wie eine Umfrage vom März zeigt. 
In allen Altersgruppen ist er bei Frauen deut-
lich unbeliebter als bei den Männern. Von den 
Frauen zwischen 18 und 29 Jahren würden nur 
9 Prozent für ihn stimmen.� Patricia Hecht

Frauen: Kandidat 
für alte Herren

funden hatte: der des „Kanzler-
kandidaten der Herzen“.

„Ich bin damit fein“, sagt 
Söder an diesem Dienstag un-
mittelbar nach der Bekannt-
gabe, dass es zu mehr auch dies-
mal nicht reicht. Fein! Dennoch 
erinnert man sich in der Union 
natürlich daran, was die Nieder-
lage damals 2021 mit Söder ge-
macht hat. Monatelang hatte er 
daran zu knabbern, schien in 
ein Loch zu fallen, sich in sei-
nem Ministerpräsidentenamt 
zunehmend zu langweilen. Ar-
min Laschet? Dass ausgerech-
net dieser Mann ihm vorgezo-
gen wurde, konnte der CSU-Chef 
nicht wegstecken. Im Bundes-
tagswahlkampf stichelte er ge-
gen den aus seiner Sicht schwa-
chen Kandidaten.

Warum läuft es diesmal al-
lem Anschein nach anders? 
Erstens hat Söder von Merz in-
zwischen eine wesentlich hö-
here Meinung, als er sie von La-
schet je hatte. Die beiden sind 
politisch auf einer Linie, haben 
aber auch menschlich zuein-
andergefunden. Das betonen 
beide auch bei der Pressekon-
ferenz am Dienstag. Zwar kann 
der Franke nicht verbergen, dass 
ihm der Verzicht auch diesmal 
nicht leicht fällt. Als Kanzlerkan-
didat wäre er selbst genauso gut 
geeignet gewesen wie Merz, be-
tont er, denn „wir haben beide 
eine hohe Akzeptanz in der Be-
völkerung“.

Aber, und das ist ein zweiter 
Grund für Söders Verzicht: In-
nerhalb der Union ist sein Anse-

hen nach 2021 gesunken. Um an 
Merz vorbeizukommen, hätte er 
Unterstützer*innen in der CDU 
gebraucht. Seinen Umgang mit 
Laschet haben ihm dort aber 
viele nicht verziehen.

Beispielhaft war das zu be-
obachten, als am Montagabend 
NRW-Ministerpräsident Wüst 
in Düsseldorf seinen Verzicht 
erklärte. Voraussetzung für ei-
nen Wahlsieg sei die „Geschlos-
senheit der CDU und der Union“, 
sagte er – und attackierte damit 
kaum versteckt den Bayern: Bei 
seiner eigenen Entscheidung, 

die er „sehr ernsthaft“ abgewo-
gen habe, sei auch die Erinne-
rung „an 2021“ präsent gewe-
sen. „So etwas“ dürfe sich „in der 
Union niemals wiederholen“.

Und warum hat er, der in der 
Union ein liberales Gegenge-
wicht zu Merz darstellt, nicht 
selbst nach der Kandidatur ge-
griffen? Der Parteivorsitzende 
ist derzeit einfach zu stark, um 
von seinem eigenen Heimat-
verband nicht als Kanzlerkan-
didat unterstützt zu werden. 

Bei der Finanzpolitik muss man bei Friedrich 
Merz zwischen Schein und Sein unterscheiden. 
Im Wahlkampf wird er darauf dringen, dass die 
Schuldenbremse eingehalten wird. Doch falls 
er Kanzler werden sollte, wird er sie sofort re-
formieren. Schließlich braucht er Geld, um 
zu regieren. Unionsintern wäre diese Kehrt-
wende kein Problem: Längst sind die meisten 
Unions-Ministerpräsidenten dafür, die Schul-
denbremse zu entschärfen – weil sie in ihre In-
frastruktur investieren müssen. Merz besteht 
jetzt nur auf der Schuldenbremse, um die Am-
pel handlungsunfähig zu machen und bei den 
Wählern zu diskreditieren. Als Kanzler wäre er 
sofort dafür, Investitionen durch Schulden zu 
finanzieren. Ansonsten träumt Merz davon, die 
Steuern für die Unternehmen drastisch zu sen-
ken. Das dürfte schwierig werden, weil Steu-
ergesetze durch den Bundesrat müssen – wo 
Grüne und SPD eine Vetomacht haben.
  � Ulrike Herrmann

Finanzen:  
Bremse lockern

Von Merz’ Rechts­
kurs kann  
man halten,  
was man will –  
den Richtungsstreit 
in der Union hat  
er aber vorerst 
beendet

Hier 
Merz, 
dort 
Schmerz



Von Gareth Joswig

Hetze gegen alle vermeintlichen Nichtdeut-
schen, Leugnung der menschengemachten Kli-
makrise, Verbreitung prorussischer Desinforma-
tionen: Die AfD Brandenburg hat vor den Land-
tagswahlen einen überaus radikalen Wahlkampf 
geführt. Das liegt nicht zuletzt am Spitzenkandi-
daten Hans-Christoph Berndt. Der Gründer des 
flüchtlingsfeindlichen Vereins Zukunft Heimat ist 
lange schon als rechtsextremer Netzwerker be-
kannt. Der 68-Jährige raunt nicht nur von „globa-
listischen Eliten“ und „Bevölkerungsaustausch“, 
sondern schimpft auch ausdauernd über die Kir-
chen, weil diese sich vielerorts für Demokratie 
und gegen Rechtsextremismus positioniert ha-
ben. Berndt forderte die Streichung öffentlicher 
Förderung des Landesjugendrings und drohte 
damit, das Toleranznetzwerk sowie den Verein 
Opferperspektive im Falle eines Wahlsiegs abzu-
schaffen. Letzterer kümmert sich um Opfer rech-
ter Gewalt. Der Verein hat im Zuge des Rechts-
rucks einen massiven Anstieg rechter Gewalttaten 
in Brandenburg verzeichnet – für 2023 insgesamt 
242 rechte Angriffe, ein Anstieg um 75 Prozent.

Dass die AfD nun zahlreiche Opfer rechter Ge-
walt alleine lassen will, überrascht nicht – sie ruft 
gar indirekt selbst zu Gewalt auf: So verteilte die 
Landtagsabgeordnete und Direktkandidatin im 
Wahlkreis Barnim III, Lena Kotré, an ihren Wahl-
kampfständen sogar Kubotans. Das ist ein Hieb- 
und Stichwerkzeug, das in vielen Ländern unter 
das Waffengesetz fällt oder sogar verboten ist – in 
Deutschland allerdings nicht. Die 38-jährige AfD-
Politikerin verteilt diese spitzen Faustkeile aus Me-
tall  mit dem Aufdruck „Seid Wehrhaft!“. Kotré war 
es auch, die nach dem islamistischen Anschlag 
von Solingen ein generelles und Grundrechten wi-
dersprechendes „Betretungsverbot“ für Geflüch-
tete „auf öffentlichen Veranstaltungen“ forderte. 

Sie sagte: „Wenn es tatsächlich auch Unschuldige 
trifft, ist das leider so – ein Kollateralschaden.“ 
Ebenso fordert Kotré eine privat finanzierte Ab-
schiebeindustrie.

Den islamistischen Anschlag in Solingen inst-
rumentalisierte die AfD schamlos und ohne Rück-
sicht auf Betroffene. Sie schürt aber auch darü-
ber hinaus mit rassistischen Narrativen Angst vor 
Geflüchteten, teils auch in KI-generierten Wahl-
kampfspots. Bei Wahlkampfauftritten hetzten 
AfD-Politiker*innen auf Marktplätzen bei soge-
nannten Sommerfesten und Bürgerdialogen, die 
Eventcharakter haben sollten, aber häufig auch 
von Gegenprotesten begleitet waren. In den Um-
fragen steht die AfD dennoch seit Monaten auf 
Platz  1 in Brandenburg – mittlerweile dicht ge-
folgt von der SPD.

Für Resonanz sorgt die Partei dabei nicht nur 

über die bewährte Präsenz auf Social-Media-
Plattformen wie Tiktok, Youtube, Telegram und 
X, sondern kann auch auf langfristig gewachsene 
rechtsextreme Strukturen aufsatteln und lokal 
vernetzte Neonazigruppen und Corona-Protes-
tierende als Multiplikatoren nutzen.

Der Brandenburger AfD-Landesverband ist 
seit seiner Gründung von rechtsextremen Akteu
r*innen bestimmt: Unter der schützenden Hand 
des heutigen AfD-Ehrenvorsitzenden Alexander 
Gauland hatte der völkisch-nationalistische Flü-

gel mit dem auch im Neonazimilieu verankerten 
Andreas Kalbitz stets die Oberhand und hat dabei 
auch maßgeblich zur Radikalisierung der Bundes-
partei beigetragen.

Nachdem Kalbitz’ Mitgliedschaft wegen sei-
ner Verbindungen zur verbotenen Heimattreuen 
Deutschen Jugend annulliert wurde, gab es hin-
ter den Kulissen einen lang anhaltenden Graben-
kampf zwischen zwei extrem rechten Fraktionen, 
den letztlich das Lager um den Spitzenkandidaten 
Hans-Christoph Berndt für sich entschied. Inhalt-
lich ist das Lager um Berndt nicht weniger radikal. 
Ihr Auftreten ist allerdings weniger breitbeinig 
und auf professionellere Außenwirkung bedacht. 
Kalbitz hingegen war berüchtigt für Wutausbrü-
che und Alkoholexzesse. Er schlug den heutigen 
Bundesvorstand Dennis Hohloch einmal derart in 
die Magengegend, dass dieser mit einem Milzriss 
ins Krankenhaus musste. 

Mittlerweile sind die Reihen nach außen ge-
schlossen: Der Landesvorsitzende ist der Bundes-
tagsabgeordnete René Springer, der frühere Bü-
roleiter von Alexander Gauland. Der lässt keine 
Gelegenheit verstreichen, um gegen ausländische 
Sozialhilfeempfänger und Ukraineflüchtlinge zu 
hetzen. In seinem Bundestagsbüro beschäftigt er 
einen ehemaligen Identitären. Dass die Organisa-
tion auf der Unvereinbarkeitsliste steht, stört in 
der AfD 2024 kaum noch jemanden, in Branden-
burg schon gar nicht.

Konsequenterweise begann Spitzenkandi-
dat Berndt seinen Wahlkampf unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit zusammen mit zahlreichen 
Rechtsextremisten beim formal aufgelösten Ins-
titut für Staatspolitik des neurechten Vordenkers 
Götz Kubitschek. Das ist ein weiterer rechtsextre-
mer Thinktank im AfD-Umfeld, der rechte Ideo-
logie und Umsturzanleitungen publiziert – unter 
anderem des österreichischen Identitären Mar-
tin Sellner.

Berndt warb dort nicht nur dafür, dass Bran-
denburg das unfreundlichste Land für Migran
t*innen werden wolle, sondern sprach sich auch 
dafür aus, das System von innen zu bekämpfen: 
„Wir brauchen die Partei eben auch als Instrument, 
um den Parteienstaat klein zu schneiden“, forderte 
Berndt. Er ist nicht der Erste aus der AfD Bran-
denburg, der die Abschaffung des Parteienstaats 
fordert. Der ehemalige Labormediziner trat erst 
2018 in die AfD ein, nachdem sie bereits rechts-
extrem dominiert war. Mit seinem flüchtlings-
feindlichen Verein Zukunft Heimat hatte er ras-
sistische Demonstrationen in Cottbus und Umge-
bung durchgeführt, ebenso war er mehrfach bei 
Pegida aufgetreten. Berndt ist auch gut in der neo-
nazistischen Szene vernetzt. Er zählt sich selbst 
zur völkischen Strömung der Partei und sitzt für 
die AfD seit 2019 im Landtag. Als Oppositionsfüh-
rer empfahl er gegen Covid ein Entwurmungsmit-
tel für Pferde.

Ansonsten versprach die AfD wie gewohnt viel 
Uneinlösbares: Wie auch zuletzt in Sachsen und 
Thüringen wolle man von Brandenburg aus „Ini-
tiativen veranlassen“, um Frieden zwischen Russ-
land und der Ukraine einzuleiten und alle Sanktio-
nen gegen Russland fallen zu lassen. Sonnen- und 
Windenergie will die AfD abschaffen. Koalitions-
partner für ihr „Programm“ hat die AfD keine: 
Alle anderen Parteien schließen eine Koopera-
tion mit ihr aus. Und es verwundert nicht, dass 
der Verfassungsschutz Hans-Christoph Berndt als 
rechtsextremistisch einstuft. Er hält seinen Ver-
ein für „neonationalsozialistisch beeinflusst“, 
auch weil Berndt mit dem ehemaligen Neonazi 
Marcel Forstmeier eng zusammenarbeitet. Ent-
sprechend überrascht es nicht, dass Berndt die 
„Remigrations“-Pläne von Martin Sellner vertei-
digte – ebenso wie der Landesvorsitzende René 
Springer: Millionenfache Abschiebungen seien 
„kein Geheimplan, sondern ein Versprechen“.

inhaltlich das Treffen vor. So referiert der Autor 
Ernst Rahn, der als „militärisch versierter Stra-
tege“ vorgestellt wird, was von dem preußischen 
Generalmajor von Clausewitz an militärischer 
Strategie für den heutigen politischen Kampf zu 
lernen sei.

In einem eigenen Beitrag befasst sich die Me-
tapol-Redaktion mit Ausführungen von einem 
der Anführer der Identitären Bewegung, Martin 
Sellner, und dem von ihm formulierten Haupt-
ziel der Rechten: dem „Erhalt der ethnokulturellen 
Identität“. Auch Erik Ahrens konkretisierte seine 
Ideen. Unter dem Titel „Rechte Weltanschauung 
und der Weg zur Macht“ spricht er unter anderem 
von einem „Kampf um das Überleben der eigenen 
Rasse“ und einer „Fortpflanzungsgemeinschaft“. 
Ahrens, so geht es aus seinen Ausführungen her-
vor, lehnt „Projekte wie eine millionenfache Re-
migration“ nicht ab, hält nur die Zeit dafür noch 
nicht gekommen.

Auf eine Anfrage der taz kam von Metapol eine 
Antwort ohne Verfasser. Auf Verbindungen in die 

neonazistische Szene ging man darin nicht ein, 
ebenso wenig darauf, ob die massenhafte Auswei-
sung deutscher Staatsbürger Teil des Plans einer 
Revolution sei.

Bezüglich des Seminars letzten Samstag wies 
Metapol die Vorwürfe zurück, es habe sich um ein 
konspiratives Treffen gehandelt, auf dem ein Sys-
temsturz geplant worden sei: Das Seminar sei öf-
fentlich beworben worden und daher keinesfalls 
konspirativ. „Zudem ist ihre offenbar bewusste 
Umdeutung des Begriffes ‚Umwälzung‘ in ,Um-
sturz‘ eine infame Unterstellung“, heißt es in der 
E-Mail. „MetaPol strebt keinerlei Umsturz an, son-
dern weist in analytischer Absicht lediglich darauf 
hin, dass die bestehenden Verhältnisse revolutio-
nären bzw. vorrevolutionären Charakter erhalten 
und der Verlag daher eine Revolution erwartet.“

Seit 2017 organisieren die Aktivisten Veranstal-
tungen und füllen ein eigenes Blog. Die Zeitschrift 
Agora Europa, die Metapol herausgibt, publiziert 
unter anderem Beiträge des russischen Neofa-
schisten Alexander Dugin, der den Putin’schen 
Imperialismus philosophisch unterfüttert, sowie 
des Rassisten Alain de Benoist, der den Begriff des 
„Ethnopluralismus“ geprägt hat – einen Euphe-
mismus für eine rassistisch aufgeteilte Welt.
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T
im Krause muss sich in der AfD 
nicht zurückhalten. Schon gar nicht 
in Brandenburg. Er war Sprecher der 
AfD-Landtagsfraktion, als er im Ja-
nuar in der Villa Adlon in Potsdam 
am Lehnitzsee bei dem Treffen dabei 

war, auf dem massenhafte Abschiebungen dis-
kutiert wurden. Doch die Fraktion hielt zu ihm. 
Krause ist heute Beisitzer im Landesvorstand, 
Vize in seinem Kreisverband, wurde im Juni in 
die Potsdamer Stadtverordnetenversammlung 
gewählt und kandidiert nun für die anstehende 
Landtagswahl am nächsten Sonntag. Einer seiner 
Programmpunkte: „Remigration“.

In Brandenburg gilt die AfD dem Verfassungs-
schutz als rechtsextremer Verdachtsfall. Alle Um-
fragen der letzten Monate sehen die AfD am Sonn-
tag dort als stärkste Kraft. Die Correctiv-Bericht-
erstattung hat weder der Partei noch Krauses 
persönlicher Karriere geschadet, noch hat sie an-
scheinend bei ihm zu einem Umdenken geführt. 
Im Gegenteil.

Erst am vergangenen Wochenende war Krause 
erneut auf einem klandestin organisierten Tref-
fen. Auch dies eine brisante Zusammenkunft: 
Krause und weitere AfD-Politiker*innen disku-
tierten nichts Geringeres als eine Revolution von 
rechts.

„Diese Revolution, im Sinne einer Umwälzung, 
einer Umkehr der bestehenden Wertesysteme, 
wird kommen“, heißt es in der Ankündigung für 
das Treffen am Samstag, 14. September. Und wei-
ter: „Die Geschichte zeigt, dass ein nachhaltiger 
Regime-Change nur stattfinden kann, wenn es ne-
ben einer ‚anschlussfähigen‘ Massenorganisation 
auch eine geistig fundierte Avantgarde gibt, die 
die brennenden Fragen anspricht und ernsthaft 
beantwortet. Gehen wir es an!“

Organisiert wurde die Zusammenkunft von 
dem rechten Thinktank Metapol. In Kooperation 
mit dem Medienkollektiv Recherche-Nord hat 
die taz zu Metapol und dem aktuellen Seminar 
recherchiert. Recherche-Nord dokumentiert seit 
Jahren, wer hinter der Organisation steckt und zu 
deren Veranstaltungen anreist.

Tim Krause war vergangenen Samstag nicht 
einfach nur ein Teilnehmer, sondern er hat die 
ganze Veranstaltung moderiert. Ebenfalls ange-
kündigt: Doris von Sayn-Wittgenstein, ehemalige 
Landesvorsitzende der AfD in Schleswig-Holstein, 
die wegen rechtsextremer Kontakte aus der AfD 
fliegen sollte und mittlerweile im Kreisverband 
Rhein-Neckar organisiert ist. Ein weiterer Refe-
rent: Erik Ahrens, Social-Media-Stratege und ver-
antwortlich für den Erfolg des AfD-Europaabge-
ordneten Maximilian Krah auf Tiktok. Ahrens 
machte zuletzt Schlagzeilen, weil er dafür warb, 
sich mit „Rasseforschung“ zu beschäftigen.

Doris von Sayn-Wittgenstein war für die taz 
nicht zu erreichen. Erik Ahrens ließ eine Anfrage 
der taz unbeantwortet und reagierte stattdessen 
mit einem Post auf der Plattform X, in dem er in 
diffamierender Absicht ein Foto des Autors dieses 
Textes veröffentlichte und seine Follower fragte: 
„Wie bewerten wir sein Aussehen, und was sagt 
das über seinen Charakter?“

Tim Krause erklärte auf Anfrage der taz: „Von 
angeblichen Plänen eines politischen Umsturzes 
war während der Veranstaltung zu keinem Zeit-
punkt die Rede.“ Es ging um eine „geistig-morali-
sche Wende, mitnichten eine gewaltsame Verän-
derung des bestehenden politischen Systems“. Zu 
Beginn seiner Moderation habe er explizit darauf 
hingewiesen, „dass ich mir etwaige, dort darge-
botene Positionen nicht zu eigen mache“, schrieb 
Krause. „Dass unter den Gästen ‚Neonazis‘ oder 
‚Rassisten‘ anwesend gewesen sein sollen, halte 
ich für abwegig.“

Das Metapol-Seminar war exklusiv und jenseits 
der Öffentlichkeit organisiert. Inhalt und Referen-
ten wurden zwar vorher beworben, über den Ort 
aber hieß es, er würde nur „auf Anfrage und nach 
Prüfung herausgegeben“. Wer teilnehmen wollte, 
musste sich zudem „durch einen Bürgen verifi-
zieren lassen“.

Auf vergangenen Treffen, die Recherche-Nord 
dokumentierte, trugen Anreisende teilweise 
schwarze Sturmhauben, verschwanden hinter 
Sichtschutzwänden und klebten ihre Nummern-
schilder ab: Anhänger der ehemaligen NPD, der 
Jungen Nationalisten (JN), vom Dritten Weg, den 
Freien Sachsen, der AfD und deren Jugendorga-
nisation Junge Alternative. Die Seminare hatten 
bis zu 70 Teilnehmende.

Metapol will weniger in die Breite wirken, als 
eine Elite schulen, die das tut. Dass die gesell-
schaftliche Stimmung sich mit der AfD und ihren 
Kadern in den letzten Jahren immer weiter radi-
kalisiert hat, liegt auch an einem gezielten Wirken 
von Organisationen wie Metapol. Nur ein Beispiel: 
2023 bot Metapol auf der Strategiekonferenz der 
Jungen Alternative strategische Beratung, ein Mit-
arbeiter hielt einen Vortrag.

In Publikationen, Schulungen, Seminaren ar-
beiten die Aktivisten im Hintergrund daran, ihre 
Ideologie auch im „vorpolitischen Raum“ zu ver-
breiten. Dieses Ansinnen heißt in der Sprache der 
Neuen Rechten „Metapolitik“. Metapol trägt die 
Strategie im Namen. Der Thinktank ist zwar nicht 
so bekannt, aber vergleichbar mit dem ehemali-
gen Institut für Staatspolitik des rechten Netzwer-
kers Götz Kubitschek in Schnellroda.

Wer sich Publikationen von Metapol anschaut, 
ahnt, wie eine „Revolution“ aussehen würde, über 
die am 14. September diskutiert wurde. Mehrere 
Veröffentlichungen auf der Webseite bereiteten 

Ganz, ganz rechts

Von Jean-Philipp Baeck

Metapol will 
weniger in die Breite 
wirken, als eine Elite 
schulen, die das tut

„Diese Revolution, im Sinne einer Umwälzung, einer Umkehr der bestehenden Wertesysteme, wird kommen“, heißt es im Text zum „Metapol“-Treffen vergangenen Samstag, 14. September. 
Hier der Neonazi-Funktionär Pierre Dornbrach auf einem klandestinen Metapol-Treffen im Schützenhof im niedersächsischen Brettorf am 18. November 2023   Foto: Recherche-Nord

Ein Vehikel, die AfD 
noch weiter zu 
radikalisieren, ist der 
Thinktank „Metapol“.  
Er verbreitet 
rechtsextreme 
Propaganda, 
organisiert 
Veranstaltungen.  
Die taz hat jetzt mit 
dem Medienkollektiv 
Recherche-Nord zu 
einem aktuellen 
Seminar von Metapol 
recherchiert

Unter Alexander Gauland 
hatte der völkisch-
nationalistische Flügel 
der AfD in Brandenburg 
stets die Oberhand

Brandenburgische 
Stichwerkzeuge

In ihrer Verlagsreihe „Areopag“ veröffentlicht 
Metapol ein Buch des Autors Johannes Scharf, ein 
Pseudonym von Jonathan Stumpf. Dieser vertritt 
die rassistische Ansicht, dass die „weiße Rasse“ 
durch den Aufbau eines „weißen Ethnostaats“ 
gerettet werden müsse.

Akteure von Metapol haben oder hatten Ver-
bindungen zur neonazistischen Szene, zur JN und 
der NPD (heute: Die Heimat). Dazu zählt unter an-
derem Pierre Dornbrach. Dornbrach war Bundes-
schulungsleiter der NPD-Nachwuchsorganisation 
JN, war deren stellvertretender Bundesvorsitzen-
der und trat unter anderem auf Naziaufmärschen 
wie dem „Tag der deutschen Zukunft“ als Redner 
auf. Dornbrach ist Mitarbeiter bei Metapol und 
veröffentlicht dort als Autor unter dem Pseudo-
nym „Peter Steinborn“.

Auf Anfrage der taz erklärte Dornbrach, er sei 
kein Mitglied irgendeiner Partei- oder Jugendor-
ganisation oder irgendeiner anderen politischen 
Organisation. Aus der JN/NPD sei er vor vielen Jah-
ren ausgetreten und pflege keine Aktivitäten in 
selbigen oder in angegliederten Strukturen. „Zu-
dem weise ich Unterstellungen, ich würde Um-
sturzpläne befürworten oder gar selber Veranstal-
tungen durchführen, auf denen solche Bestrebun-
gen – die gegen die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung gerichtet sind –, geplant werden 
aufs Schärfste zurück.“

Bis 2019 zeichnete Roy Grassmann für die Web-
seite von Metapol verantwortlich. Grassmann war 
ehemals für die NPD aktiv, trat später als „Survi-
val-Experte“ für Compact-TV auf und ist heute Re-
porter des rechtsextremen Senders AUF1 in Ber-
lin. Wie die taz im August berichtete, wurde er in 
Berlin beim Kampfsporttraining zusammen mit 
Kadern der neonazistischen Partei Dritter Weg be-
obachtet. Grassmann war für eine Anfrage der taz 
nicht zu erreichen.

Laut einer Einschätzung des Verfassungsschut-
zes in Brandenburg von 2018 handelt es sich bei 
den Metapol-Aktivisten um „zumeist in ihren Par-
teien gescheiterte Neonationalsozialisten“ und 
ehemalige Mitglieder der Identitären Bewegung 
Deutschlands, die teilweise völkische Ansichten 
diskutierten. Lotta Kampmann, Rechtsextremis-
mus-Expertin von Recherche-Nord, erklärt: Me-
tapol versuche, verschiedene extrem rechte Strö-
mungen – von der AfD bis hin zu offen nationalso-
zialistischen Gruppen – an einen Tisch zu bringen. 
Bei ihren klandestin durchgeführten Schulungs-
veranstaltungen und Seminaren propagierten 
sie Strategien und Taktiken für den von ihnen er-
sehnten Regime-Change. „Sie sehen sich dabei als 
selbsternannte radikale Elite“, sagt Kampmann. 
Letztendlich aber sei es „ein Zusammenschluss 
organisierter Neonazis“, denen es nur um eines 
gehe: „die völkische Revolution“.

Anzeige

Die AfD Brandenburg tritt für ein Parlament an, das sie von innen heraus bekämpfen will. Der Landesverband ist 
rechtsextrem dominiert, will den Parteienstaat abschaffen. An Infoständen verteilte eine Direktkandidatin Waffen

Offener Brief
An denMinisterpräsidenten des Staates Israel,

Benjamin Netanjahu,
an den Präsidenten der Arabischen Republik Ägypten,

Abd al-Fattah as-Sisi

Fast ein Jahr Krieg – und noch immer verhindern die Regierungen Israels und
Ägyptens, dass internationale Reporter und Reporterinnen in den Gazastreifen
reisen, um darüber zu berichten. Fast ein Jahr Krieg, und noch immer verhindern Ihre
Regierungen, dass wir uns unbegleitet und unabhängig ein Bild über die Situation in
Gaza machen können. Der fast absolute Ausschluss internationaler Medien bei einer
Krise dieser enormen weltweiten Tragweite ist in der jüngeren Geschichte beispiellos.

Nach fast einem Jahr Krieg fordern wir die israelische Regierung auf:
Gewähren Sie uns Zutritt zum Gazastreifen!

Nach fast einem Jahr Krieg fordern wir die ägyptische Regierung auf:
Lassen Sie uns über den Grenzübergang Rafah in den Gazastreifen einreisen!

Nie ist die Anwesenheit von unabhängigen Reportern und Reporterinnen so wichtig
wie in Kriegen und bewaffneten Auseinandersetzungen. Wir sind keine Konfliktpartei.
Wir, die Chefredakteurinnen, Chefredakteure und Intendanten, die Reporterinnen und
Reporter und unsere Organisationen, die Verlage und Fernsehstationen, haben in der
Bewertung und Analyse unterschiedlicher internationaler Krisen jahrzehntelange
Erfahrungen. Wer unabhängige Berichterstattung über diesen Krieg unmöglich
macht, beschädigt die eigene Glaubwürdigkeit. Wer uns verbietet, im Gazastreifen
zu arbeiten, schafft die Voraussetzungen, dass Menschenrechte verletzt werden.
Wir wissen um unser Risiko. Wir sind bereit, es zu tragen. Gewähren Sie uns Zugang
zum Gazastreifen. Lassen Sie uns arbeiten – im Interesse aller!
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Von Gareth Joswig

Hetze gegen alle vermeintlichen Nichtdeut-
schen, Leugnung der menschengemachten Kli-
makrise, Verbreitung prorussischer Desinforma-
tionen: Die AfD Brandenburg hat vor den Land-
tagswahlen einen überaus radikalen Wahlkampf 
geführt. Das liegt nicht zuletzt am Spitzenkandi-
daten Hans-Christoph Berndt. Der Gründer des 
flüchtlingsfeindlichen Vereins Zukunft Heimat ist 
lange schon als rechtsextremer Netzwerker be-
kannt. Der 68-Jährige raunt nicht nur von „globa-
listischen Eliten“ und „Bevölkerungsaustausch“, 
sondern schimpft auch ausdauernd über die Kir-
chen, weil diese sich vielerorts für Demokratie 
und gegen Rechtsextremismus positioniert ha-
ben. Berndt forderte die Streichung öffentlicher 
Förderung des Landesjugendrings und drohte 
damit, das Toleranznetzwerk sowie den Verein 
Opferperspektive im Falle eines Wahlsiegs abzu-
schaffen. Letzterer kümmert sich um Opfer rech-
ter Gewalt. Der Verein hat im Zuge des Rechts-
rucks einen massiven Anstieg rechter Gewalttaten 
in Brandenburg verzeichnet – für 2023 insgesamt 
242 rechte Angriffe, ein Anstieg um 75 Prozent.

Dass die AfD nun zahlreiche Opfer rechter Ge-
walt alleine lassen will, überrascht nicht – sie ruft 
gar indirekt selbst zu Gewalt auf: So verteilte die 
Landtagsabgeordnete und Direktkandidatin im 
Wahlkreis Barnim III, Lena Kotré, an ihren Wahl-
kampfständen sogar Kubotans. Das ist ein Hieb- 
und Stichwerkzeug, das in vielen Ländern unter 
das Waffengesetz fällt oder sogar verboten ist – in 
Deutschland allerdings nicht. Die 38-jährige AfD-
Politikerin verteilt diese spitzen Faustkeile aus Me-
tall  mit dem Aufdruck „Seid Wehrhaft!“. Kotré war 
es auch, die nach dem islamistischen Anschlag 
von Solingen ein generelles und Grundrechten wi-
dersprechendes „Betretungsverbot“ für Geflüch-
tete „auf öffentlichen Veranstaltungen“ forderte. 

Sie sagte: „Wenn es tatsächlich auch Unschuldige 
trifft, ist das leider so – ein Kollateralschaden.“ 
Ebenso fordert Kotré eine privat finanzierte Ab-
schiebeindustrie.

Den islamistischen Anschlag in Solingen inst-
rumentalisierte die AfD schamlos und ohne Rück-
sicht auf Betroffene. Sie schürt aber auch darü-
ber hinaus mit rassistischen Narrativen Angst vor 
Geflüchteten, teils auch in KI-generierten Wahl-
kampfspots. Bei Wahlkampfauftritten hetzten 
AfD-Politiker*innen auf Marktplätzen bei soge-
nannten Sommerfesten und Bürgerdialogen, die 
Eventcharakter haben sollten, aber häufig auch 
von Gegenprotesten begleitet waren. In den Um-
fragen steht die AfD dennoch seit Monaten auf 
Platz  1 in Brandenburg – mittlerweile dicht ge-
folgt von der SPD.

Für Resonanz sorgt die Partei dabei nicht nur 

über die bewährte Präsenz auf Social-Media-
Plattformen wie Tiktok, Youtube, Telegram und 
X, sondern kann auch auf langfristig gewachsene 
rechtsextreme Strukturen aufsatteln und lokal 
vernetzte Neonazigruppen und Corona-Protes-
tierende als Multiplikatoren nutzen.

Der Brandenburger AfD-Landesverband ist 
seit seiner Gründung von rechtsextremen Akteu
r*innen bestimmt: Unter der schützenden Hand 
des heutigen AfD-Ehrenvorsitzenden Alexander 
Gauland hatte der völkisch-nationalistische Flü-

gel mit dem auch im Neonazimilieu verankerten 
Andreas Kalbitz stets die Oberhand und hat dabei 
auch maßgeblich zur Radikalisierung der Bundes-
partei beigetragen.

Nachdem Kalbitz’ Mitgliedschaft wegen sei-
ner Verbindungen zur verbotenen Heimattreuen 
Deutschen Jugend annulliert wurde, gab es hin-
ter den Kulissen einen lang anhaltenden Graben-
kampf zwischen zwei extrem rechten Fraktionen, 
den letztlich das Lager um den Spitzenkandidaten 
Hans-Christoph Berndt für sich entschied. Inhalt-
lich ist das Lager um Berndt nicht weniger radikal. 
Ihr Auftreten ist allerdings weniger breitbeinig 
und auf professionellere Außenwirkung bedacht. 
Kalbitz hingegen war berüchtigt für Wutausbrü-
che und Alkoholexzesse. Er schlug den heutigen 
Bundesvorstand Dennis Hohloch einmal derart in 
die Magengegend, dass dieser mit einem Milzriss 
ins Krankenhaus musste. 

Mittlerweile sind die Reihen nach außen ge-
schlossen: Der Landesvorsitzende ist der Bundes-
tagsabgeordnete René Springer, der frühere Bü-
roleiter von Alexander Gauland. Der lässt keine 
Gelegenheit verstreichen, um gegen ausländische 
Sozialhilfeempfänger und Ukraineflüchtlinge zu 
hetzen. In seinem Bundestagsbüro beschäftigt er 
einen ehemaligen Identitären. Dass die Organisa-
tion auf der Unvereinbarkeitsliste steht, stört in 
der AfD 2024 kaum noch jemanden, in Branden-
burg schon gar nicht.

Konsequenterweise begann Spitzenkandi-
dat Berndt seinen Wahlkampf unter Ausschluss 
der Öffentlichkeit zusammen mit zahlreichen 
Rechtsextremisten beim formal aufgelösten Ins-
titut für Staatspolitik des neurechten Vordenkers 
Götz Kubitschek. Das ist ein weiterer rechtsextre-
mer Thinktank im AfD-Umfeld, der rechte Ideo-
logie und Umsturzanleitungen publiziert – unter 
anderem des österreichischen Identitären Mar-
tin Sellner.

Berndt warb dort nicht nur dafür, dass Bran-
denburg das unfreundlichste Land für Migran
t*innen werden wolle, sondern sprach sich auch 
dafür aus, das System von innen zu bekämpfen: 
„Wir brauchen die Partei eben auch als Instrument, 
um den Parteienstaat klein zu schneiden“, forderte 
Berndt. Er ist nicht der Erste aus der AfD Bran-
denburg, der die Abschaffung des Parteienstaats 
fordert. Der ehemalige Labormediziner trat erst 
2018 in die AfD ein, nachdem sie bereits rechts-
extrem dominiert war. Mit seinem flüchtlings-
feindlichen Verein Zukunft Heimat hatte er ras-
sistische Demonstrationen in Cottbus und Umge-
bung durchgeführt, ebenso war er mehrfach bei 
Pegida aufgetreten. Berndt ist auch gut in der neo-
nazistischen Szene vernetzt. Er zählt sich selbst 
zur völkischen Strömung der Partei und sitzt für 
die AfD seit 2019 im Landtag. Als Oppositionsfüh-
rer empfahl er gegen Covid ein Entwurmungsmit-
tel für Pferde.

Ansonsten versprach die AfD wie gewohnt viel 
Uneinlösbares: Wie auch zuletzt in Sachsen und 
Thüringen wolle man von Brandenburg aus „Ini-
tiativen veranlassen“, um Frieden zwischen Russ-
land und der Ukraine einzuleiten und alle Sanktio-
nen gegen Russland fallen zu lassen. Sonnen- und 
Windenergie will die AfD abschaffen. Koalitions-
partner für ihr „Programm“ hat die AfD keine: 
Alle anderen Parteien schließen eine Koopera-
tion mit ihr aus. Und es verwundert nicht, dass 
der Verfassungsschutz Hans-Christoph Berndt als 
rechtsextremistisch einstuft. Er hält seinen Ver-
ein für „neonationalsozialistisch beeinflusst“, 
auch weil Berndt mit dem ehemaligen Neonazi 
Marcel Forstmeier eng zusammenarbeitet. Ent-
sprechend überrascht es nicht, dass Berndt die 
„Remigrations“-Pläne von Martin Sellner vertei-
digte – ebenso wie der Landesvorsitzende René 
Springer: Millionenfache Abschiebungen seien 
„kein Geheimplan, sondern ein Versprechen“.

inhaltlich das Treffen vor. So referiert der Autor 
Ernst Rahn, der als „militärisch versierter Stra-
tege“ vorgestellt wird, was von dem preußischen 
Generalmajor von Clausewitz an militärischer 
Strategie für den heutigen politischen Kampf zu 
lernen sei.

In einem eigenen Beitrag befasst sich die Me-
tapol-Redaktion mit Ausführungen von einem 
der Anführer der Identitären Bewegung, Martin 
Sellner, und dem von ihm formulierten Haupt-
ziel der Rechten: dem „Erhalt der ethnokulturellen 
Identität“. Auch Erik Ahrens konkretisierte seine 
Ideen. Unter dem Titel „Rechte Weltanschauung 
und der Weg zur Macht“ spricht er unter anderem 
von einem „Kampf um das Überleben der eigenen 
Rasse“ und einer „Fortpflanzungsgemeinschaft“. 
Ahrens, so geht es aus seinen Ausführungen her-
vor, lehnt „Projekte wie eine millionenfache Re-
migration“ nicht ab, hält nur die Zeit dafür noch 
nicht gekommen.

Auf eine Anfrage der taz kam von Metapol eine 
Antwort ohne Verfasser. Auf Verbindungen in die 

neonazistische Szene ging man darin nicht ein, 
ebenso wenig darauf, ob die massenhafte Auswei-
sung deutscher Staatsbürger Teil des Plans einer 
Revolution sei.

Bezüglich des Seminars letzten Samstag wies 
Metapol die Vorwürfe zurück, es habe sich um ein 
konspiratives Treffen gehandelt, auf dem ein Sys-
temsturz geplant worden sei: Das Seminar sei öf-
fentlich beworben worden und daher keinesfalls 
konspirativ. „Zudem ist ihre offenbar bewusste 
Umdeutung des Begriffes ‚Umwälzung‘ in ,Um-
sturz‘ eine infame Unterstellung“, heißt es in der 
E-Mail. „MetaPol strebt keinerlei Umsturz an, son-
dern weist in analytischer Absicht lediglich darauf 
hin, dass die bestehenden Verhältnisse revolutio-
nären bzw. vorrevolutionären Charakter erhalten 
und der Verlag daher eine Revolution erwartet.“

Seit 2017 organisieren die Aktivisten Veranstal-
tungen und füllen ein eigenes Blog. Die Zeitschrift 
Agora Europa, die Metapol herausgibt, publiziert 
unter anderem Beiträge des russischen Neofa-
schisten Alexander Dugin, der den Putin’schen 
Imperialismus philosophisch unterfüttert, sowie 
des Rassisten Alain de Benoist, der den Begriff des 
„Ethnopluralismus“ geprägt hat – einen Euphe-
mismus für eine rassistisch aufgeteilte Welt.
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T
im Krause muss sich in der AfD 
nicht zurückhalten. Schon gar nicht 
in Brandenburg. Er war Sprecher der 
AfD-Landtagsfraktion, als er im Ja-
nuar in der Villa Adlon in Potsdam 
am Lehnitzsee bei dem Treffen dabei 

war, auf dem massenhafte Abschiebungen dis-
kutiert wurden. Doch die Fraktion hielt zu ihm. 
Krause ist heute Beisitzer im Landesvorstand, 
Vize in seinem Kreisverband, wurde im Juni in 
die Potsdamer Stadtverordnetenversammlung 
gewählt und kandidiert nun für die anstehende 
Landtagswahl am nächsten Sonntag. Einer seiner 
Programmpunkte: „Remigration“.

In Brandenburg gilt die AfD dem Verfassungs-
schutz als rechtsextremer Verdachtsfall. Alle Um-
fragen der letzten Monate sehen die AfD am Sonn-
tag dort als stärkste Kraft. Die Correctiv-Bericht-
erstattung hat weder der Partei noch Krauses 
persönlicher Karriere geschadet, noch hat sie an-
scheinend bei ihm zu einem Umdenken geführt. 
Im Gegenteil.

Erst am vergangenen Wochenende war Krause 
erneut auf einem klandestin organisierten Tref-
fen. Auch dies eine brisante Zusammenkunft: 
Krause und weitere AfD-Politiker*innen disku-
tierten nichts Geringeres als eine Revolution von 
rechts.

„Diese Revolution, im Sinne einer Umwälzung, 
einer Umkehr der bestehenden Wertesysteme, 
wird kommen“, heißt es in der Ankündigung für 
das Treffen am Samstag, 14. September. Und wei-
ter: „Die Geschichte zeigt, dass ein nachhaltiger 
Regime-Change nur stattfinden kann, wenn es ne-
ben einer ‚anschlussfähigen‘ Massenorganisation 
auch eine geistig fundierte Avantgarde gibt, die 
die brennenden Fragen anspricht und ernsthaft 
beantwortet. Gehen wir es an!“

Organisiert wurde die Zusammenkunft von 
dem rechten Thinktank Metapol. In Kooperation 
mit dem Medienkollektiv Recherche-Nord hat 
die taz zu Metapol und dem aktuellen Seminar 
recherchiert. Recherche-Nord dokumentiert seit 
Jahren, wer hinter der Organisation steckt und zu 
deren Veranstaltungen anreist.

Tim Krause war vergangenen Samstag nicht 
einfach nur ein Teilnehmer, sondern er hat die 
ganze Veranstaltung moderiert. Ebenfalls ange-
kündigt: Doris von Sayn-Wittgenstein, ehemalige 
Landesvorsitzende der AfD in Schleswig-Holstein, 
die wegen rechtsextremer Kontakte aus der AfD 
fliegen sollte und mittlerweile im Kreisverband 
Rhein-Neckar organisiert ist. Ein weiterer Refe-
rent: Erik Ahrens, Social-Media-Stratege und ver-
antwortlich für den Erfolg des AfD-Europaabge-
ordneten Maximilian Krah auf Tiktok. Ahrens 
machte zuletzt Schlagzeilen, weil er dafür warb, 
sich mit „Rasseforschung“ zu beschäftigen.

Doris von Sayn-Wittgenstein war für die taz 
nicht zu erreichen. Erik Ahrens ließ eine Anfrage 
der taz unbeantwortet und reagierte stattdessen 
mit einem Post auf der Plattform X, in dem er in 
diffamierender Absicht ein Foto des Autors dieses 
Textes veröffentlichte und seine Follower fragte: 
„Wie bewerten wir sein Aussehen, und was sagt 
das über seinen Charakter?“

Tim Krause erklärte auf Anfrage der taz: „Von 
angeblichen Plänen eines politischen Umsturzes 
war während der Veranstaltung zu keinem Zeit-
punkt die Rede.“ Es ging um eine „geistig-morali-
sche Wende, mitnichten eine gewaltsame Verän-
derung des bestehenden politischen Systems“. Zu 
Beginn seiner Moderation habe er explizit darauf 
hingewiesen, „dass ich mir etwaige, dort darge-
botene Positionen nicht zu eigen mache“, schrieb 
Krause. „Dass unter den Gästen ‚Neonazis‘ oder 
‚Rassisten‘ anwesend gewesen sein sollen, halte 
ich für abwegig.“

Das Metapol-Seminar war exklusiv und jenseits 
der Öffentlichkeit organisiert. Inhalt und Referen-
ten wurden zwar vorher beworben, über den Ort 
aber hieß es, er würde nur „auf Anfrage und nach 
Prüfung herausgegeben“. Wer teilnehmen wollte, 
musste sich zudem „durch einen Bürgen verifi-
zieren lassen“.

Auf vergangenen Treffen, die Recherche-Nord 
dokumentierte, trugen Anreisende teilweise 
schwarze Sturmhauben, verschwanden hinter 
Sichtschutzwänden und klebten ihre Nummern-
schilder ab: Anhänger der ehemaligen NPD, der 
Jungen Nationalisten (JN), vom Dritten Weg, den 
Freien Sachsen, der AfD und deren Jugendorga-
nisation Junge Alternative. Die Seminare hatten 
bis zu 70 Teilnehmende.

Metapol will weniger in die Breite wirken, als 
eine Elite schulen, die das tut. Dass die gesell-
schaftliche Stimmung sich mit der AfD und ihren 
Kadern in den letzten Jahren immer weiter radi-
kalisiert hat, liegt auch an einem gezielten Wirken 
von Organisationen wie Metapol. Nur ein Beispiel: 
2023 bot Metapol auf der Strategiekonferenz der 
Jungen Alternative strategische Beratung, ein Mit-
arbeiter hielt einen Vortrag.

In Publikationen, Schulungen, Seminaren ar-
beiten die Aktivisten im Hintergrund daran, ihre 
Ideologie auch im „vorpolitischen Raum“ zu ver-
breiten. Dieses Ansinnen heißt in der Sprache der 
Neuen Rechten „Metapolitik“. Metapol trägt die 
Strategie im Namen. Der Thinktank ist zwar nicht 
so bekannt, aber vergleichbar mit dem ehemali-
gen Institut für Staatspolitik des rechten Netzwer-
kers Götz Kubitschek in Schnellroda.

Wer sich Publikationen von Metapol anschaut, 
ahnt, wie eine „Revolution“ aussehen würde, über 
die am 14. September diskutiert wurde. Mehrere 
Veröffentlichungen auf der Webseite bereiteten 

Ganz, ganz rechts

Von Jean-Philipp Baeck

Metapol will 
weniger in die Breite 
wirken, als eine Elite 
schulen, die das tut

„Diese Revolution, im Sinne einer Umwälzung, einer Umkehr der bestehenden Wertesysteme, wird kommen“, heißt es im Text zum „Metapol“-Treffen vergangenen Samstag, 14. September. 
Hier der Neonazi-Funktionär Pierre Dornbrach auf einem klandestinen Metapol-Treffen im Schützenhof im niedersächsischen Brettorf am 18. November 2023   Foto: Recherche-Nord

Ein Vehikel, die AfD 
noch weiter zu 
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Unter Alexander Gauland 
hatte der völkisch-
nationalistische Flügel 
der AfD in Brandenburg 
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In ihrer Verlagsreihe „Areopag“ veröffentlicht 
Metapol ein Buch des Autors Johannes Scharf, ein 
Pseudonym von Jonathan Stumpf. Dieser vertritt 
die rassistische Ansicht, dass die „weiße Rasse“ 
durch den Aufbau eines „weißen Ethnostaats“ 
gerettet werden müsse.

Akteure von Metapol haben oder hatten Ver-
bindungen zur neonazistischen Szene, zur JN und 
der NPD (heute: Die Heimat). Dazu zählt unter an-
derem Pierre Dornbrach. Dornbrach war Bundes-
schulungsleiter der NPD-Nachwuchsorganisation 
JN, war deren stellvertretender Bundesvorsitzen-
der und trat unter anderem auf Naziaufmärschen 
wie dem „Tag der deutschen Zukunft“ als Redner 
auf. Dornbrach ist Mitarbeiter bei Metapol und 
veröffentlicht dort als Autor unter dem Pseudo-
nym „Peter Steinborn“.

Auf Anfrage der taz erklärte Dornbrach, er sei 
kein Mitglied irgendeiner Partei- oder Jugendor-
ganisation oder irgendeiner anderen politischen 
Organisation. Aus der JN/NPD sei er vor vielen Jah-
ren ausgetreten und pflege keine Aktivitäten in 
selbigen oder in angegliederten Strukturen. „Zu-
dem weise ich Unterstellungen, ich würde Um-
sturzpläne befürworten oder gar selber Veranstal-
tungen durchführen, auf denen solche Bestrebun-
gen – die gegen die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung gerichtet sind –, geplant werden 
aufs Schärfste zurück.“

Bis 2019 zeichnete Roy Grassmann für die Web-
seite von Metapol verantwortlich. Grassmann war 
ehemals für die NPD aktiv, trat später als „Survi-
val-Experte“ für Compact-TV auf und ist heute Re-
porter des rechtsextremen Senders AUF1 in Ber-
lin. Wie die taz im August berichtete, wurde er in 
Berlin beim Kampfsporttraining zusammen mit 
Kadern der neonazistischen Partei Dritter Weg be-
obachtet. Grassmann war für eine Anfrage der taz 
nicht zu erreichen.

Laut einer Einschätzung des Verfassungsschut-
zes in Brandenburg von 2018 handelt es sich bei 
den Metapol-Aktivisten um „zumeist in ihren Par-
teien gescheiterte Neonationalsozialisten“ und 
ehemalige Mitglieder der Identitären Bewegung 
Deutschlands, die teilweise völkische Ansichten 
diskutierten. Lotta Kampmann, Rechtsextremis-
mus-Expertin von Recherche-Nord, erklärt: Me-
tapol versuche, verschiedene extrem rechte Strö-
mungen – von der AfD bis hin zu offen nationalso-
zialistischen Gruppen – an einen Tisch zu bringen. 
Bei ihren klandestin durchgeführten Schulungs-
veranstaltungen und Seminaren propagierten 
sie Strategien und Taktiken für den von ihnen er-
sehnten Regime-Change. „Sie sehen sich dabei als 
selbsternannte radikale Elite“, sagt Kampmann. 
Letztendlich aber sei es „ein Zusammenschluss 
organisierter Neonazis“, denen es nur um eines 
gehe: „die völkische Revolution“.

Anzeige

Die AfD Brandenburg tritt für ein Parlament an, das sie von innen heraus bekämpfen will. Der Landesverband ist 
rechtsextrem dominiert, will den Parteienstaat abschaffen. An Infoständen verteilte eine Direktkandidatin Waffen

Offener Brief
An denMinisterpräsidenten des Staates Israel,

Benjamin Netanjahu,
an den Präsidenten der Arabischen Republik Ägypten,

Abd al-Fattah as-Sisi

Fast ein Jahr Krieg – und noch immer verhindern die Regierungen Israels und
Ägyptens, dass internationale Reporter und Reporterinnen in den Gazastreifen
reisen, um darüber zu berichten. Fast ein Jahr Krieg, und noch immer verhindern Ihre
Regierungen, dass wir uns unbegleitet und unabhängig ein Bild über die Situation in
Gaza machen können. Der fast absolute Ausschluss internationaler Medien bei einer
Krise dieser enormen weltweiten Tragweite ist in der jüngeren Geschichte beispiellos.

Nach fast einem Jahr Krieg fordern wir die israelische Regierung auf:
Gewähren Sie uns Zutritt zum Gazastreifen!

Nach fast einem Jahr Krieg fordern wir die ägyptische Regierung auf:
Lassen Sie uns über den Grenzübergang Rafah in den Gazastreifen einreisen!

Nie ist die Anwesenheit von unabhängigen Reportern und Reporterinnen so wichtig
wie in Kriegen und bewaffneten Auseinandersetzungen. Wir sind keine Konfliktpartei.
Wir, die Chefredakteurinnen, Chefredakteure und Intendanten, die Reporterinnen und
Reporter und unsere Organisationen, die Verlage und Fernsehstationen, haben in der
Bewertung und Analyse unterschiedlicher internationaler Krisen jahrzehntelange
Erfahrungen. Wer unabhängige Berichterstattung über diesen Krieg unmöglich
macht, beschädigt die eigene Glaubwürdigkeit. Wer uns verbietet, im Gazastreifen
zu arbeiten, schafft die Voraussetzungen, dass Menschenrechte verletzt werden.
Wir wissen um unser Risiko. Wir sind bereit, es zu tragen. Gewähren Sie uns Zugang
zum Gazastreifen. Lassen Sie uns arbeiten – im Interesse aller!

Unterzeichnet von

DIE ZEIT, ZEIT ONLINE (Giovanni di Lorenzo, JochenWegner)
taz, die tageszeitung (Barbara Junge, Ulrike Winkelmann)

Stern (Gregor Peter Schmitz)
DER SPIEGEL (Dirk Kurbjuweit)

dpa (Sven Gösmann)
Reporter Ohne Grenzen (Anja Osterhaus)

Arte (Carolin Ollivier)
Redaktionsnetzwerk Deutschland (Eva Quadbeck, Sven Oliver Clausen)

Deutscher Journalistenverband (Mika Beuster)
Süddeutsche Zeitung (Judith Wittwer, Wolfgang Krach)

BILD (Marion Horn)
DIE WELT (Ulf Poschardt)
ZDF (Bettina Schausten)

Handelsblatt (Sebastian Matthes)
RTL/NTV (Gerhard Kohlenbach)
Deutsche Welle (Peter Limbourg)

ARD (Kai Gniffke)
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https://www.zdf.de/nachrichten/politik/deutschland/afd-brandenburg-parteienstaat-abschaffen-100.html
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Erschöpft in der 
Erstaufnahme-

einrichtung, 
hier in Eisen-

hüttenstadt. Da 
liegt meist 

schon ein sehr 
langer Weg 

hinter den 
Geflüchteten

Foto:  Reto Klar/
imago

Der Wind wird immer steifer für 
Bettina Stark-Watzinger, unsere 
Bundesbildungsministerin. Grund für 
die neuste Bö ist die gebauernopferte 
Ex-Staatssekretärin Sabine Döring, die 
der Fall um die Fördergelder wohl 
auch nicht in Ruhe lassen will. Jetzt 
bläst sie mit einer Mail in die 
vorübergehende Ruhe, die noch mehr 
Zweifel an den Aussagen Bettina 
Stark-Watzingers aufkommen lassen. 
Ob es sie jetzt endlich umweht? Das 
Regierungswetter in der Hauptstadt: 
teils bewölkt bei 26 Grad und einer 
Windstärke von 18 km/h.

bildungswetter

Von Amelie Sittenauer

In den letzten eineinhalb Jah-
ren ist das Kontingent für den 
Familiennachzug von Geflüch-
teten mit subsidiärem Schutz 
erstmals ganzjährig ausge-
schöpft worden. Dies geht aus 
der Antwort der Bundesregie-
rung auf eine Anfrage der Lin-
kenabgeordneten Clara Bünger 
hervor, die der taz vorab vorlag. 
Demnach schreibt das Auswär-
tige Amt, es seien 12.459 Visa im 
Jahr 2023 und 6.230 im ersten 
Halbjahr 2024 für den Famili-
ennachzug subsidiär Schutzbe-
rechtigter erteilt worden. 2022 
waren es noch 8.859 Fälle.

Die Große Koalition aus 
Union und SPD hatte die Kon-
tingentregelung 2018 einge-
führt. Das Kontingent umfasst 
1.000 Visa monatlich für die 
Familien von Flüchtlingen, die 
in Deutschland nur einen ein-

geschränkten Schutzstatus be-
kommen. Zuvor war der Nach-
zug zwei Jahre vollständig aus-
gesetzt gewesen. In ihrem 
Koalitionsvertrag hatten die 
Ampelparteien ursprünglich 
eine Gleichstellung mit Flücht-
lingen nach der Genfer Flücht-
lingskonvention vereinbart, für 

die es keinerlei Beschränkun-
gen bei der Zahl der Nachzüge 
gibt. Umgesetzt hat die Bundes-
regierung dieses Versprechen 
bisher aber nicht.

Kritik kommt deshalb von 
der Linken-Abgeordnete Clara 

Bünger: „Die Ampel hatte sich 
vorgenommen, den Famili-
ennachzug zu Geflüchteten 
rechtlich zu erleichtern, doch 
nach fast drei Jahren ist rein 
gar nichts passiert.“ Sie fürch-
tet: „Angesichts der völlig au-
ßer Kontrolle geratenen Migra-
tionsdebatte, in der SPD, Grüne 
und FDP bereitwillig jede noch 
so rechte Forderung aufgreifen, 
ist damit wohl vor der nächs-
ten Bundestagswahl auch nicht 
mehr zu rechnen.“ Für die be-
troffenen Geflüchteten sei das 
sehr bitter.

Auch Asyl- und Menschen-
rechtsverbände wie ProAsyl und 
Terre des Hommes fordern seit 
Langem eine Erleichterung des 
Familiennachzugs. Die derzei-
tige Regelung habe aus „dem 
Rechtsanspruch auf Familien-
nachzug einen Gnadenakt des 
Staates gemacht“, schreibt Pro-
Asyl.

Auf einen Termin 
müssen die 
Antragssteller teils 
monatelang warten

„Wir sind nicht gut gewappnet“

Interview Konrad Litschko

taz: Frau Wissler, laut unserer 
Recherche steht Ihr Name auf 
einer Liste der russischen Pro-
pagandafirma Social Design 
Agency, auf der deutsche Mei-
nungsführer benannt sind, de-
ren Aussagen für prorussische 
Narrative genutzt werden sol-
len. Oder die, falls russlandkri-
tisch, diskreditiert werden sol-
len. Wussten Sie davon?  

Janine Wissler: Nein, ich 
kannte weder diese Agentur 
noch diese Liste.

taz: Wie erklären Sie sich, 
dass Sie auf dieser Liste gelan-
det sind?

Wissler: Da kann ich nur mut-
maßen und man muss auch vor-
sichtig sein, um nicht russischer 
Staatspropaganda auf den Leim 
zu gehen. Klar ist: Ich habe mich 
gegen Waffenlieferungen in die 
Ukraine ausgesprochen und für 
Friedensverhandlungen zwi-
schen Russland und der Ukra-
ine. Aber das war eben keine 
Parteinahme für Putin, ganz 
im Gegenteil. Ich habe immer 
klar gesagt, dass ich die russi-
sche Aggression gegen die Uk-
raine scharf verurteile, dass ich 
Putin und seine autoritäre Po-
litik zutiefst ablehne und dass 

ich solidarisch mit der Friedens-
bewegung in Russland und mit 
russischen Deserteuren bin. Ich 
stehe in Kontakt mit russischen 
Oppositionellen, die sich gegen 
den Krieg und gegen Putins Poli-
tik engagieren und habe mich in 
einigen Fällen aktiv dafür einge-
setzt, dass diese Menschen Asyl 
in Deutschland erhalten. Das 
wurde offensichtlich in Russ-
land wahrgenommen.

taz: Auf der SDA-Liste stehen 
auch Ihre frühere Parteikolle-
gin Sahra Wagenknecht oder 
AfD-Parteichefin Alice Weidel. 
Auf die Parteien der beiden 
setzt die SDA große Hoffnung, 
um in Deutschland prorussi-
sche Narrative zu bestärken. 
Überrascht Sie das? 

Wissler: Dass Putin seit Lan-
gem rechtsautoritäre Kräfte 
überall in Europa unterstützt, 
ideologisch und auch finanzi-
ell, ist nicht neu. Auch nicht, 
dass er dabei mit der AfD pak-
tiert. Das ist eine gezielte, lang-
fristige Strategie. Auch deshalb 
kann man Putins Politik nur ve-
hement ablehnen.

taz: Und wie bewerten Sie, 
dass Sahra Wagenknecht dort 
aufgelistet wird?

Wissler: Sahra Wagenknecht 
ist nicht mehr in unserer Partei 

und ich bin froh und erleichtert, 
dass ich ihr Handeln nicht mehr 
dauernd kommentieren muss. 
Nur soviel: Als konsequenter 
Kriegsgegner sollte man deut-
lich machen, dass man jeden 
Krieg verurteilt und niemals 
doppelte Maßstäbe anlegen. 

taz: Unsere Recherche zeigt, 
wie systematisch und akri-
bisch die SDA prorussische 
Narrative auch in Deutsch-
land befördern will – mit ge-
fälschten Onlineprofilen und 
Beiträgen, mit massenhaft auf 
Social Media verbreiteten Ka-
rikaturen oder Fakes. Wie ge-
fährlich ist die russische Des-
information?

Wissler: Dass Putins Regie-
rung skrupellos agiert, zeigt sich 
schon daran, wie sie die Oppo-
sition in Russland kaltstellt und 
oppositionelle Stimmen zu un-
terdrücken versucht. Ganz of-
fensichtlich hat dieses Regime 
ein Interesse daran, die öffent-
liche Meinung international zu 
den eigenen Gunsten zu beein-
flussen. Und Desinformation 
ist in digitalen Zeiten natürlich 
eine große Gefahr. Wir erleben 
eine Flut an Fake News, die für 
viele immer schwerer zu erken-
nen sind. Daran beteiligen sich 
solche Agenturen und auch Ge-

heimdienste – wohlgemerkt 
nicht nur russische, wenn wir 
etwa auf das Agieren der NSA 
schauen. Diese Gefahr der Des-
information müssen wir alle 
auf dem Schirm haben, dage-
gen sind wir noch nicht gut ge-
wappnet.

taz: Wie kann man sich denn 
da wappnen? Tun die Regie-
rung und die Behörden genug?

Wissler: Das ist natürlich 
keine leichte Aufgabe in Zei-
ten, in denen sich Informati-
onen digital auf so vielen Ka-
nälen verbreiten. Aber Social-
Media-Anbieter haben hier 
die Pflicht, konsequent gegen 
Lügen, Hass und Hetze vorzu-
gehen. Hier müssen sie noch 
mehr in die Pflicht genommen 
werden. Mir ist aber auch wich-
tig, an die Ursache ranzugehen 
und diejenigen zu stärken, die 
Putin und seiner Desinforma-
tion die Stirn bieten: die kriti-
schen Teile der russischen Zi-
vilgesellschaft. Deshalb dür-
fen wir nicht alle Beziehungen 
nach Russland kappen, ganz im 
Gegenteil. Die russische Zivil-
gesellschaft braucht Unterstüt-
zung und Austausch, sie müssen 
wir stärken. Russland ist nicht 
Putin. Und irgendwann wird es 
ein Russland ohne Putin geben.

Die russische Social Design Agency betreibt Desinformation in Deutschland. Eine Betroffene: Janine 
Wissler. Die Linken-Chefin fordert mehr Druck der Plattformanbieter und Hilfe für die russische Opposition

Die Regelung zum Familiennachzug ist erstmals vollumfänglich ausgenutzt worden.  
Die Nachfrage ist allerdings vielfach höher – rechtliche Erleichterungen sind nicht in Sicht

Visakontingente  
erstmals ausgeschöpft

Wichtigstes Herkunftsland 
bleibt mit fast 90 Prozent aller 
erteilten Visaanträge weiterhin 
Syrien. Indes ist die Zahl der Visa 
zum Familiennachzug aus Af-
ghanistan gegenüber dem Jahr 
2022 um 19,35 Prozent zurück-
gegangen. Und das, obwohl die 
Zahl der bearbeiteten Anträge 
der in Islamabad (Pakistan) an-
gesiedelten Visastelle Afghanis-
tan um 48 Prozent erhöht wur-
den. Insgesamt hat das Auswär-
tige Amt im Jahr 2023 und 2024 
mehr Visa zum Familiennach-
zug als zuvor erteilt. Hier geht es 
nicht nur um Nachzug zu Flücht-
lingen, sondern auch um aus-
ländische Ehepartner:innen von 
Deutschen und anderen Dritt-
staatsangehörigen. Die Zahl er-
höhte sich von 117.000 Visa im 
Jahr 2022 auf rund 131.000 Visa 
im Folgejahr. Im ersten Halbjahr 
2024 ist sie mit rund 64.000 Fäl-
len auf fast gleichbleibendem 
Niveau. Rund 18 Prozent davon 
– etwa 24.000 Visa im Jahr 2023 
und etwa 11.000 im Jahr 2024 – 
entfielen auf Flüchtlinge, der 
Rest betraf den regulären Fa-
miliennachzug.

Auf einen Termin müssen die 
Antragssteller teils monatelang 
warten, wie aus der Antwort 
der Bundesregierung ebenfalls 
hervorgeht. In elf Auslandsver-
tretungen, darunter die für Af-
ghanistan und die für Syrien, die 
sich in Beirut befindet, beträgt 
die Wartezeit über 52 Wochen.

Im Fall subsidiär Schutzbe-
rechtigter verweist das Auswär-
tige Amt selbst auf die Kontin-
gentregelung als Grund für die 
langen Wartezeiten. Den 1.000 
Visa pro Monat stehe „eine um 
das Vielfache höhere Nachfrage 
gegenüber“. Die Wartezeiten 
könnten jedoch verkürzt wer-
den – wenn die Bundesregie-
rung das Kontingent erhöht.

Die Ampel feilt an einem Aktionsplan 
Menschenhandel. Grüne wollen 
mehr Rechte für Betroffene
Von Patricia Hecht

Betroffene von Menschenhandel sollen ein 
Aufenthaltsrecht in Deutschland bekommen. 
Strafverfolgungsbehörden und Gerichte sollen 
zum Thema Menschenhandel geschult wer-
den. Und eine bundesweite Koordinierungs-
stelle soll eingerichtet werden: Das fordert die 
grüne Bundestagsfraktion in einem Positions-
papier zum Thema Menschenhandel, das der 
taz exklusiv vorliegt.

Schon Anfang Juli hatte die Fraktion das 
Papier mit dem Namen „Opferschutz im Zen-
trum, Zwangsprostitution und Menschenhan-
del bekämpfen“ beschlossen. Nun soll es ver-
öffentlicht werden. Ein Nationaler Aktions-
plan gegen Menschenhandel, auf den sich die 
Ampelkoalition im Koalitionsvertrag geeinigt 
hatte, wird derzeit erarbeitet. Eine Sprecherin 
des federführenden Bundesfamilienministe-
riums von Lisa Paus (Grüne) sagte, es sei das 
„erklärte Ziel der gesamten Bundesregierung“, 
dass der Aktionsplan noch in dieser Legislatur-
periode verabschiedet werde.

Menschenhandel umfasst verschiedene For-
men von Ausbeutung, darunter zum Beispiel 
sexuelle Ausbeutung, Zwangsarbeit und Men-
schenhandel zum Zweck der Organentnahme. 
„Wir setzen uns dafür ein, die Rechte der Op-
fer zu stärken und die Täter konsequenter zu 
verfolgen“, sagte Denise Loop, Obfrau der Bun-
destagsfraktion der Grünen im Ausschuss für 
Familie, Senior*innen, Frauen und Jugend, der 
taz. 

Zehn Forderungen stellt die Fraktion des-
halb auf, darunter den Ausbau von Fachbera-
tungsstellen, generelle Aufklärung und Sensi-
bilisierung sowie ein ausreichendes Budget für 
die Umsetzung der Maßnahmen.

Einen Schwerpunkt setzt das Papier zudem 
auf Menschenhandel zur sexuellen Ausbeu-
tung, also Zwangsprostitution. Laut Bundes-
kriminalamt werden hier jährlich mehr als 
400 Betroffene gezählt. Zugleich müsse von 
einer deutlich höheren Dunkelziffer ausgegan-
gen werden.

Ein großes Problem sei, heißt es im Papier, 
dass das Aufenthaltsrecht von Betroffenen 
aus Drittstaaten derzeit an ihre Aussagebe-
reitschaft in Strafverfahren geknüpft ist – das 
Bleiberecht allerdings auch bei einer Aussage 
nicht automatisch gesichert ist. Staatsanwalt-
schaften würden Aussagen oft als unzurei-
chend einstufen, sodass Betroffene sich und 
ihren Aufenthalt in Deutschland durch ihre 
Aussagen womöglich eher gefährdeten.

„Der Schutz der Betroffenen kann uns nur 
gelingen, wenn wir ihnen einen Ausweg aus 
dem kriminellen Umfeld bieten“, so Loop. Die 
wichtigste Forderung der Grünen sei deshalb 
ein Schutzversprechen unabhängig von der 
Aussagebereitschaft der Opfer. 

Grüner Plan 
gegen 
Menschenhandel
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„Ich habe die Anweisungen 
einfach ignoriert“

Wladimir Putin 
und Xi Jinping 
mit Blickkon-
takt, Peking, 
16. Mai 2024
Foto: Sergei 
Bobylev/
sputnik/kreml/
ap

Neun Jahre hat Alexander Düben an einer chinesischen Universität geforscht, nun wurde er über Nacht des 
Landes verwiesen. Hier spricht der Politikwissenschaftler über die allgegenwärtige staatliche Kontrolle im Land, 
die Selbstzensur einheimischer Kollegen sowie den Auslöser seiner Ausweisung

Interview Fabian Kretschmer

taz: Herr Düben, vor wenigen 
Monaten sind Sie aus China 
ausgewiesen worden. Wie geht 
es Ihnen?
Alexander Düben: So weit ganz 
gut. Ich hatte ja durchaus damit 
gerechnet, dass dies eines Tages 
passieren könnte. Denn ich habe 
öfters kritische Artikel veröf-
fentlicht oder Kommentare ge-
genüber der Presse gegeben. 
Aber schlussendlich war der An-
lass dann doch überraschend – 
und auch, wie abrupt alles pas-
siert ist.
taz: Rollen wir Ihren Fall ein-
mal von vorne auf: Sie haben 
an der renommierten Lon-
don School of Economics pro-
moviert und später am King’s 
College unterrichtet. Was hat 
Sie an eine Uni in der nordost-
chinesischen Provinz verschla-
gen?
Düben: Nun, ich habe bereits 
seit meinem Master-Abschluss 
zu den chinesisch-russischen 
Beziehungen geforscht. Das war 
auch das Thema meiner Promo-
tion. Und in Russland kannte ich 
mich auch aus, hatte da bereits 
gelebt und geforscht. Doch ich 
hatte das Gefühl, dass mir ein 
bisschen das Wissen von chine-
sischer Seite fehlt. Als mir dann 
vor neun Jahren eine Stelle an 
der Jilin-Universität in der Pro-
vinzhauptstadt Changchun an-
geboten wurde, habe ich dies 
angenommen. Dies ist eine re-
lativ gute Uni, und sie ist nahe 
der russischen Grenze.
taz: Ihr Forschungsthema ist 
politisch durchaus sensibel. 
Klassische Feldforschung oder 
Experteninterviews konnten 
Sie wohl kaum führen, oder? 
Düben: Ich habe zumindest 
hin und wieder informelle In-
terviews geführt, aber in den 
letzten Jahren ging auch das 
nicht mehr. Was aber sehr hilf-
reich war, waren Gespräche, die 
man zwischendurch mit akade-
mischen Kollegen geführt hat – 
etwa während der Kaffeepause 
bei Konferenzen. Aber natürlich 
ist es so, dass in China sich die 
Leute immer gut überlegen, was 
sie sagen, wenn sie mit einem 
Ausländer sprechen.
taz: War das vergleichbar mit 
Ihren Erfahrungen im autori-
tären Russland?
Düben: Die beiden Systeme ha-
ben sich immer mehr angegli-
chen, und mittlerweile ist die 
Pressefreiheit in Russland fast 
genauso eingeschränkt wie in 
China. Doch lange Zeit gab es 
dort immer noch Journalisten, 
die es gewohnt waren, kritisch 
zu berichten – in China war das 
in diesem Ausmaß seit Grün-
dung der Volksrepublik niemals 
der Fall.
taz: Inwiefern haben Sie die 
akademischen Einschrän-
kungen in China gemerkt?  
Düben: Ich bin logischerweise 
nicht nach China mit der An-
nahme gegangen, dass es dort 
Wissenschaftsfreiheit gibt. Zu-
nächst war ich daher durch-
aus überrascht, dass ich in mei-
ner Rolle doch recht viel sagen 
konnte. Auch im Unterricht gab 
es kaum spürbare Restriktionen 
– bis vor Kurzem.
taz: Wie haben sich die Repres-
sionen dann bemerkbar ge-
macht?
Düben: Es gab Anweisungen an 
Kollegen, aber auch Doktoran-
den, dass sie ihre Sachen, die sie 
zu veröffentlichen gedenken, ei-
ner Vorzensur unterwerfen und 
vorlegen müssen. Auch ich habe 
solche Anweisungen erhalten, 
aber habe sie einfach ignoriert. 
Zudem habe ich mitbekommen, 
dass ausländische Wissenschaft-
ler in meinem Feld zu informel-
len Gesprächen mit den Sicher-
heitsbehörden zitiert wurden. 
Und bei den chinesischen Stu-
dierenden sind viele im Ver-
lauf ihres Studiums Mitglieder 

der Kommunistischen Partei ge-
worden. Ich nehme an, dass sie 
vielleicht auch gebeten wurden, 
ein Auge auf mich zu haben.
taz: Ohnehin gibt es verpflich-
tende ideologische Kurse an 
den Universitäten – vor allem 
über Marxismus.
Düben: Ja, da müssen alle Stu-
dierende in China durch. Inte-
ressant war: Wenn die Rede auf 
Marxismusstudien fiel, erhielt 
ich meist eine etwas genervte 
Reaktion – Augenrollen und 
Seufzer. Ohnehin hatte ich das 
Gefühl, dass die Parteimitglied-
schaft bei den Studierenden 
und den Kollegen etwas ist, das 
man hauptsächlich macht, weil 
es der Karriere dient. Das Prob-
lem aber ist: Sich offen kritisch 
zu äußern, hat in China Konse-
quenzen. In meinem Fall bin ich 
als Ausländer in der luxuriösen 
Position, dass ich lediglich das 
Land verlassen muss.
taz: Sie spielen auf Ihren Raus-
schmiss im Mai an. Der Anlass 
war interessanterweise keine 
wissenschaftliche Publika-
tion von Ihnen, sondern ein 
Medieninterview. Was ist ge-
nau vorgefallen?
Düben: Ich habe in den vergan-
genen Jahren regelmäßig An-
fragen von internationalen Me-
dien erhalten, die ich dann nach 
bestem Wissen und Gewissen 
beantwortet habe – natürlich 
auch öfter kritisch. Anfang Mai 
bekam ich dann eine Email-An-
frage von Voice of America, das 
ist der Auslandssender der USA, 
vergleichbar mit der Deutschen 
Welle.
taz: Worum ging es thema-
tisch?
Düben: Es ging um den dama-
ligen Besuch von Xi Jinping in 
Europa. Ich habe mich kritisch 
mit der Europapolitik Chinas 
und seiner Position gegenüber 
der Ukraine auseinanderge-
setzt. Also konkret, dass Xi Jin-

ping sich als Vermittler dar-
stellt, aber eigentlich sehr we-
nig getan hat, um gerade mit 
der ukrainischen Seite in Kon-
takt zu treten.
taz: Wirklich kontrovers ist das 
nicht, eher eine sachliche Ana-
lyse.
Düben: Und ich habe ähnliche 
Dinge auch zuvor geäußert. Der 
Unterschied war allerdings dies-
mal, dass die Anfrage sowohl 
von einem Medium der US-Re-
gierung kam, als auch in chine-
sischer Sprache erschien.
taz: Wie ging es weiter?
Düben: Als der Artikel publi-
ziert wurde, war ich gerade in 
Peking. Und schon am nächsten 
Tag habe ich einige Nachrichten 
von meiner Fakultät erhalten, 
die mich darauf aufmerksam 
machten, dass ich vorher Be-
scheid geben müsste, wenn ich 
Interviews gebe. Zudem wollten 
sie wissen, wann ich wieder zu-
rück an der Universität bin. Ich 
dachte, vielleicht hat sich die 
Angelegenheit mit einem klä-
rendem Gespräch erledigt.
taz: Eine krasse Fehleinschät-
zung.
Düben: Als ich am Morgen 
des 15. Mai zurück am Cam-
pus meine Vorlesung vorberei-
tete, wurde mir mitgeteilt, dass 
diese nicht stattfinden wird – of-
fiziell aus Gründen der Raum-
buchung. Später wurde mir von 
einem Kollegen gesagt, dass 
meine Vorlesungen mit sofor-
tigem Effekt gestrichen wurden 
und ich meine Kündigung ein-
reichen müsse. Wenn ich dies 
nicht täte, dann würde es eine 
Art Disziplinarverfahren gegen 
mich geben – und das wäre we-
sentlich schlechter für alle Be-
teiligten. Und dann sagte er, 
dass ich China verlassen müsste. 
Und wenn ich noch mal versu-
chen würde, nach China einzu-
reisen, würde dies nicht funkti-
onieren.

taz: Wer hat Ihre Ausweisung 
angeordnet?
Düben: Das wollte man mir 
nicht sagen. Auch die konkre-
ten Gründe durfte mir der Über-
bringer der Nachricht nicht nen-
nen. Nur, dass es angeordnet 
wurde von höherer Stelle – also 
nicht von der Fakultät oder der 
Universität, sondern auf höhe-
rer behördlicher Ebene.
taz: Wie haben Sie emotional 
reagiert?
Düben: Am ehesten mit Trau-
rigkeit, muss ich sagen. Weil ich 
eben wusste, dass jetzt plötzlich 
dieses Kapitel meines Lebens 
zu Ende sein wird. Ich habe viel 
Zeit in China verbracht, habe 
dort viele gute Freunde. Wenn 
einem dann gesagt wird, dass 
man noch zwei Wochen hat, 
bevor man das Land verlassen 
muss und vermutlich niemals 
zurückkehren kann, dann ist 
plötzlich alles, was man im All-
tag tut, etwas besonders – weil 
es potenziell das letzte Mal ist. 
Zum Beispiel in sein Lieblings-
restaurant gehen.
taz: Wie haben Ihre Studenten 
reagiert?
Düben: Denen wurde zunächst 
erzählt, dass ich freiwillig das 
Land verlassen würde. Aber na-
türlich haben viele die Situa-
tion durchblickt. In der Tat gab 
es eine ganze Reihe von Solidari-
tätsbekundungen. Gerne würde 
ich mehr ins Detail gehen, aber 
ich möchte nicht, dass meine 
Aussagen irgendwelche Kon
sequenzen für sie haben wür-
den.
taz: Ihnen wurde angeraten, 
nicht mehr nach China zu rei-
sen. Offiziell gibt es jedoch eine 
zweiwöchige, visumfreie Ein-
reise für deutsche Staatsbür-
ger. Werden Sie es probieren?
Düben: Tatsächlich habe ich so-
gar noch ein valides Visum für 
mehrere Jahre. Das wurde mir 
am Ende nach meiner Kündi-

gung gar nicht gestrichen. Ich 
denke aber, es ist den Versuch 
nicht wert: Zwar habe ich es 
nicht schwarz auf weiß, aber 
mir wurde schon relativ klar 
kommuniziert, dass eine Ein-
reise nicht mehr klappen würde. 
Und diese Unklarheit ist eben 
etwas, was meinen ganzen Pro-
zess gekennzeichnet hat – ja im 
Grunde, was vieles in China so-
wohl politisch als auch gesell-
schaftlich kennzeichnet.
taz: Wie meinen Sie das?
Düben: Es gibt zwar Recht und 
Gesetz, und auf einer Arbeits
ebene funktioniert das auch. 
Aber sobald es in den politi-
schen Bereich überschwappt, 
dann spielen selbst vertragli-
che Konditionen keine Rolle 
mehr. Das ist eben der Modus 
Operandi des Systems in China.
taz: Welche Rückschlüsse zie-
hen Sie daraus?
Düben: Man kann ja zum chine-
sischen System stehen, wie man 
will. Aber eine derartige Intrans-
parenz und Geheimniskrämerei 
ist objektiv schlecht und proble-
matisch – selbst die Regierenden 
haben oft nicht unbedingt den 
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Björn Alexander Düben hat 
neun Jahre als Assistenzprofes-
sor an der Jilin-Universität im 
nordostchinesischen Chang-
chun gearbeitet. Zuvor lehrte 
der gebürtige Deutsche am 
King’s College London und an 
der London School of Econo-
mics, wo er auch promoviert hat.

Anzeige

Durchblick, was vor Ort passiert. 
Und der Rest der Welt steht ei-
nem Land gegenüber, das zwar 
global betrachtet enorm wichtig 
geworden ist, aber dessen kom-
munistische Regierung mög-
lichst nichts über sich preis-
geben möchte und immer ge-
nau versucht, das Narrativ über 
sich mit aller Macht zu formen. 
Diese Tendenz hat in den letz-
ten Jahren nur weiter zugenom-
men.

Sonnabend, 5. Oktober 2024, 19 Uhr (Einlass 18 Uhr)
Babylon (Rosa-Luxemburg-Str. 30, 10178 Berlin)

75 JahreDDR Wasbleibt?

Eintritt: 15 Euro
(ermäßigt 10 Euro)

Infos unter: jungewelt.de/ddr75
www.babylonberlin.de

Beiträge vonMartin Küpper undEgonKrenz
Diskussion»Wasbleibt?«
mitmusikalisch-literarischen Einschüben von:
DörteGrimm, Jennipher Antoni, LindaGundermann
Musik: Linda unddie lange Leitung
Abschluss: 22Uhr»Die Legende vonPaul undPaula«
(DDR 1973,Regie: Heiner Carow)

Tickets auch im jungeWelt-Laden
(Torstraße 6, 10119 Berlin)
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DER
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Einmal im Jahr gestaltet eine Künstlerin oder

ein Künstler DIE WELT. Am 20. September 2024

erscheint die fünfzehnte Künstlerausgabe.

Tracey Emin, I Followed you to the end, 2024, Acrylic on canvas, 71 3/4 x 47 5/16 in. (182.2 x 120.1 cm), © Tracey Emin. All rights reserved, DACS 2024. Photo © Ollie Harrop
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Will mit 
grünem Strom 
weiter 
strahlen: der 
Chemiekon-
zern Wacker, 
der ein Werk 
im sächsi-
schen 
Nünchritz hat 
Foto: Sylvio 
Dittrich/imago

ropäischen und deutschen Zie-
len folgend, bis spätestens 2045 
Klimaneutralität erreichen“, 
schreiben sie. Und sie verspre-
chen, dafür auch Verantwortung 
übernehmen und in die Ener-
giewende investieren zu wol-
len. Doch sie wollen in dieser 
Hinsicht eben auch den Rück-
halt von der Landesregierung. 
Denn eine sichtbare Unterstüt-
zung durch die gesamte Staats-
regierung stärke „das Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger in 
staatliches Handeln und steigert 
die örtliche Akzeptanz in der Ge-
sellschaft und den Regionalver-
waltungen“, wie es in dem Ap-
pell heißt.

Alter und vermutlich auch 
neuer Ministerpräsident wird 
Michael Kretschmer sein. Seine 
CDU erwarb bei der Wahl mit 
31,9 Prozent die meisten Stim-
men. Die Bildung einer neuen 
Landesregierung dürfte aber 
schwierig werden. Seine bis-
herige Koalition mit SPD und 
Grüne hat keine Mehrheit mehr.

Sachsen ist in Sachen Erneu-
erbare hinter anderen Bun-

desländern zurückgeblieben. 
Besonders bei der Windener-
gie: Lediglich 9,1 Megawatt an 
neuer Leistung wurden da die-
ses Jahr bisher laut der Bun-
desnetzagentur neu installiert. 
Zum Vergleich: Sachsen-Anhalt 
kam auf 94,1 Megawatt neu ins-
tallierte Leistung aus Windkraft.

Die Unternehmen, zu denen 
auch Schwergewichte wie Sie-
mens und Wacker gehören, for-
dern deshalb von der zukünfti-
gen Landesregierung schnelle 
und rechtssichere Planungs- 
und Genehmigungsverfahren. 
„Es braucht auf allen politischen 
und administrativen Ebenen im 
Freistaat eine Kultur des Ermög-
lichens für den regionalen Aus-
bau der erneuerbaren Energien 

und der dazugehörigen Infra-
strukturen“, schreiben die Un-
ternehmen. Dafür müssten bü-
rokratische Hindernisse abge-
baut und „landesministerielle 
Vollzugsanweisungen für die 
verschiedenen Verwaltungen“ 
klar formuliert werden.

Hinter diesen Forderungen 
stehen vor allem ökonomische 
Interessen der Unternehmen. 
„Als energieintensives Unter-
nehmen sind wettbewerbsfä-
hige Strompreise für uns das A 
und O. Nur so können wir am 
Standort Deutschland und da-
mit auch in Sachsen langfris-
tig erfolgreich sein“, sagt etwa 
Jutta Matreux, die beim Münch-
ner Chemiekonzern Wacker in 
Nünchritz bei Meißen ein Werk 
leitet. Mit rund 1.500 Beschäftig-
ten ist der Betrieb eigenen Anga-
ben zufolge der größte Chemie-
arbeitgeber in Sachsen. Dabei 
sieht Matreux in der Transfor-
mation auch eine Chance für 
Sachsen. „Grüne Energie ist 
nicht nur die sauberste, son-
dern auch die günstigste Ener-
gieform“, so die Managerin.

Von Anja Krüger

Die Deutsche Umwelthilfe 
(DUH) wirft sechs osteuropäi-
schen Staaten vor, das Ausmaß 
der Luftverschmutzung mit 
dem Dieselabgasgift Stickstoff-
dioxid (NO2) zu verschleiern. 
Messungen an 64 Standorten in 
Bulgarien, Ungarn, Tschechien, 
Kosovo, Slowakei und Rumänien 
belegen einer Untersuchung der 
DUH zufolge eine deutlich hö-
here Stickstoffdioxid-Belastung, 
als offizielle Daten zeigen. Das 
NO2 stammt vor allem von Die-
selfahrzeugen.

Für die Studie hat die Umwelt-
organisation zwischen 2022 und 
2024 in den sechs Ländern mehr 
als 300 Luftqualitätsuntersu-
chungen jenseits der staatlichen 
Messstellen vornehmen lassen. 
An 64 Standorten zeigten die Er-
gebnisse deutlich höhere Belas-

tungen mit Stickstoffdioxid als 
die Zahlen der offiziellen Sta-
tionen. An 55 Punkten wurden 
Stickstoffdioxid-Werte gemes-
sen, die über dem von der EU 
festgelegten Jahresmittelwert 
von 40 Mikrogramm pro Ku-
bikmeter liegen. Die Umweltor-
ganisation schließt daraus, dass 
die offiziellen Messstationen 
abseits der Hauptbelastungs-
punkte aufgestellt und ungeeig-
nete Messgeräte verwendet wer-
den. Das würde gegen geltendes 
Recht verstoßen. Die EU schreibt 
vor, dass Messungen dort erfol-
gen müssen, wo die höchsten 
Belastungen zu erwarten sind.

Hohe NO2-Werte sind eine Ge-
fahr für die Gesundheit. Stick-
stoffdioxid in der Umgebungs-
luft stammt vor allem aus Die-
selmotoren von Pkw, Bussen 
und Lkw. „Als Folge der Belas-
tung mit dem Dieselabgasgift 

NO2 sterben Jahr für Jahr mehr 
als 142.000 Menschen in der EU 
vorzeitig“, sagt DUH-Bundesge-
schäftsführer Jürgen Resch. „Wir 
fordern eine unabhängige Über-
prüfung aller offiziellen Mess-
stationen in Europa, damit das 
wahre Ausmaß der Luftver-
schmutzung nicht länger ver-
schleiert wird.“

Nach Osteuropa wurden und 
werden viele Diesel-Fahrzeuge 
aus Deutschland verkauft, die 
Teil des Skandals um manipu-
lierte Abgasabschalteinrichtun-
gen sind. Laut Resch überschrei-
ten diese Autos im Normalbe-
trieb teilweise den zulässigen 
NO2-Ausstoß um das 40-fache. 
Er fordert, dass in diese Fahr-
zeuge auf Kosten der Hersteller 
eine Abgasreinigung eingebaut 
wird und sie nicht ohne Nach-
rüstung als Gebrauchtwagen ex-
portiert werden.

Verpestung verschleiert

Von Simon Poelchau

Rund zweieinhalb Wochen 
nach den Landtagswahlen hat 
ein Unternehmensbündnis in 
Sachsen die neue Landesregie-
rung dazu aufgerufen, den Aus-
bau der erneuerbaren Energien 
zu beschleunigen. „Um weiter-
hin erfolgreich wirtschaften zu 
können, braucht es ein ausrei-
chendes Marktangebot zu inter-
national wettbewerbsfähigen 
Preisen von Strom aus erneuer-
baren Energien wie Wind, Photo-
voltaik und Biomasse sowie die 
entsprechende Infrastruktur“, 
heißt es in einem am Dienstag 
veröffentlichten Appell aus der 
sächsischen Wirtschaft.

Über 60 Unternehmen ha-
ben diesen Appell unterschrie-
ben. Sie repräsentieren eige-
nen Angaben zufolge 13.000 
Arbeitsplätze aus einer Vielzahl 
von Branchen in nahezu allen 
Landkreisen des Freistaats. Un-
terstützt werden sie von den In-
dustrie- und Handelskammern 
Dresden und Chemnitz. „Der 
Freistaat Sachsen will, den eu-

In einem Appell fordern mehr als 60 sächsische Firmen, den Ausbau regenerativer 
Energien zu beschleunigen. Dabei geht es ihnen auch um finanzielle Interessen

Ostdeutsche Wirtschaft 
trommelt für Erneuerbare

Die Luftqualität in Osteuropa ist oft viel schlechter als offiziell angegeben,  
so eine Studie der Deutschen Umwelthilfe. Schuld sind Dieselabgase

Zahl des Tages

24 
Volkswagen kriselt, die Tochterfirma Audi 
sucht nach Investoren für ihr E-Auto-Werk 
in Brüssel. Der Grund: Der Absatz 
batteriebetriebener Fahrzeuge stockt. 
Dabei könnten die Verkäufe schnell in 
Schwung kommen, wie eine Untersuchung 
des Umweltverbands Transport & 
Environment zeigt: E-Autos dürften in der 
EU 2025 einen Marktanteil von bis zu 
24 Prozent haben – wenn die Hersteller 
Anstrengungen unternehmen, die von der 
EU vorgegebenen CO2-Grenzwerte für ihre 
Flotten zu erreichen. Die Werte dürfen laut 
T & E deshalb bloß nicht aufgeweicht 
werden. Verkehrsminister Volker Wissing 
(FDP) sieht das allerdings nicht ein – er 
warb am Dienstag für schwächere 
Vorgaben.

„Es braucht auf allen 
Ebenen im Freistaat 
eine Kultur des 
Ermöglichens“
Appell der Unternehmen

80 Cent pro Kilogramm nicht recycelter Plastik-
verpackung – so will die EU die Umwelt schüt-
zen und ihren Haushalt auffüllen. Die 2021 ein-
geführte Plastikabgabe verpflichtet die Mit-
gliedstaaten, einen kleinen Teil ihres Beitrags 
zum EU-Haushalt nach der Menge ihres nicht 
recycelten Plastiks zu berechnen. Doch die Idee 
klappt nicht recht, bilanziert nun der Europäi-
sche Rechnungshof. Die Umsetzung sei weder 
rechtzeitig überwacht noch unterstützt wor-
den, die meisten EU-Länder seien auf diese Auf-
gabe nicht vorbereitet gewesen, so der Rech-
nungshof. Die Daten der Mitgliedstaaten seien 
nicht zuverlässig und nicht vergleichbar, zu-
dem werde unzureichend kontrolliert, ob Ver-
packungsabfälle aus Kunststoff wirklich recy-
celt würden. Das Fazit: „Wahrscheinlich wird 
die Einnahmequelle falsch berechnet.“ 2023 
beliefen sich die Einnahmen aus der Abgabe 
auf 7,2 Milliarden Euro, 4 Prozent der Gesamt-
einnahmen der EU. Der Rechnungshof fordert 
die EU-Kommission auf, „unverzüglich Abhilfe 
zu schaffen“. (hol)

Prüfer rügen 
Plastikabgabe
Was als Anreiz für mehr Recycling 
gedacht war, steht nun in der Kritik

Von Michael Bartsch, Dresden

Strahlender Sonnenschein in Dresden – und 
doch befinden sich Teile Europas in einer Hoch-
wasserkatastrophe. Das Tief mit dem Namen 
„Anett“ ist eine mit heißer und feuchter Mittel-
meerluft aufgeladene „Fünf-b-Wetterlage“ und 
wurde nun nach Osten abgedrängt. Die Zer-
störungen, die es zwischen Österreich und Po-
len angerichtet hat, lassen sich in Sachsen und 
Brandenburg nur noch an den durch starke Re-
genfälle gestiegenen Flusspegeln an Elbe und 
Neiße erahnen. Durch die Klimakrise nimmt 
Starkregen zu: Wärmere Luft kann mehr Feuch-
tigkeit halten – und die muss irgendwann wie-
der herunterkommen.

Wie vorhergesagt fällt der Neißepegel seit 
Montag. Überflutungen wie 2010 sind in Bad 
Muskau an der deutsch-polnischen Grenze 
nicht zu befürchten. In Görlitz konnte sich eine 
ins Wasser gestürzte Frau nach einigen hundert 
Metern Strömung selbst an Land retten. Sonst 
beklagt Sachsen nur geringe Sachschäden.

In Dresden bleibt die teilweise eingestürzte 
Carolabrücke im breiten Strom weiterhin das 
beliebteste Fotomotiv. Hier wird bis Mittwoch 
noch ein leichter Pegelanstieg auf ungefähr 
sechs Meter erwartet, etwa dreieinhalb Me-
ter weniger als zur Jahrhundertflut 2002. Ob 
die zweithöchste Warnstufe 3 ausgerufen wer-
den muss, ist noch offen. Allerdings wird mit 
nur langsam sinkenden Pegeln gerechnet, was 
auch auf das Staustufenmanagement der Mol-
dau in Tschechien zurückzuführen ist. Die Lage 
sei beherrschbar, teilten die Verantwortlichen 
der Stadt und des Landes mit. Der Freistaat sei 
noch einmal davongekommen, sagte Umwelt-
minister Wolfram Günther von den Bündnis-
grünen erleichtert.

Das lässt sich von den polnischen und tsche-
chischen Nachbarn nicht behaupten. Sachsens 
Ministerpräsident Michael Kretschmer (CDU) 
hat ihnen jetzt Hilfe angeboten. Die Woiwod-
schaft Niederschlesien soll sie bereits ange-
nommen haben. Der am schlimmsten betrof-
fene Ort Nysa liegt in Südpolen, nördlich des 
gleichfalls von Starkregen betroffenen böhmi-
schen Altvatergebirges. Hier brach ein Damm. 
Alle 40.000 Bewohner mussten aus der über-
fluteten Stadt evakuiert werden. Im „Mittags-
magazin“ von ARD und ZDF sprach ein Einwoh-
ner von „Armageddon“, also dem biblischen Ort 
der endzeitlichen Entscheidungsschlacht. Po-
len hat den Katastrophenfall ausgerufen.

In allen Hochwassergebieten werden auch 
nach Abflauen des Regens Folgeschäden durch 
Brüche aufgeweichter Deiche befürchtet. Das 
tschechische Ostrava, in Richtung des stark be-
troffenen Niederösterreich gelegen, steht weit-
gehend unter Wasser. In St. Pölten sollen in den 
vergangenen Tagen mehr als 500 Liter auf den 
Quadratmeter gefallen sein, das Mehrfache der 
statistischen Monatsmenge. Ungarn blickt mit 
Sorge auf die „Donauwelle“ aus Bayern und Ös-
terreich, die noch anschwillt.

Für Sachsen hätte 
es schlimmer 
kommen können
Ministerpräsident Kretschmer  
bietet den schwerer betroffenen 
Nachbarländern Hilfe an
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EU-Kommissi-
onspräsidentin 
Ursula von der 

Leyen am 
Dienstag in 
Straßburg: 
gewagtes 

Wunschteam, 
brüchiger 

Kompromiss
Foto: Johanna 
Geron/reuters

Aus Brüssel Eric Bonse

Es war wahrlich eine schwere Ge-
burt: Drei Monate nach der Eu-
ropawahl – und eine Woche nach 
dem Zeitplan – hat EU-Kommis-
sionspräsidentin Ursula von der 
Leyen am Dienstag im Europa-
parlament in Straßburg ihre 
neue, 27-köpfige Kommission 
vorgestellt. Sie bringt neue Ge-
sichter, neue politische Prioritä-
ten – und Ärger. 

Statt um den Klimaschutz, 
wie noch bei von der Leyens ers-
ter Kommission vor fünf Jahren, 
geht es nun um Sicherheit und 
Wettbewerbsfähigkeit der Un-
ternehmen. „Die neuen Schwer-
punkte spiegeln wieder, in wel-
cher Zeit wir leben“, sagte von 
der Leyen. Das Klima sei zwar 
weiter wichtig, doch der Wett-
bewerb sei härter geworden. Ihr 
Programm für die nächsten fünf 
Jahre hat sechs Prioritäten, dar-
unter schwer verständliche Ziele 
wie die „technologische Souve-
ränität“ oder den „sauberen, ge-
rechten und wettbewerbsfähi-
gen Übergang“, womit offenbar 

die Fortsetzung des Green Deals 
gemeint ist. 

Ein diffuses Bild ergeben 
auch die neuen Jobs. Erstmals 
wird sich ein Kommissar, Litau-
ens Ex-Premier Andrius Kubi-
lius, mit Verteidigung beschäfti-
gen. Dabei ist Brüssel dafür laut 
EU-Vertrag gar nicht zuständig. 

Neu sind auch Kommissare für 
Wohnungsbau (Dan Jørgensen 
aus Dänemark) und das Mittel-
meer (Dubravka Šuica aus Kro-
atien). Gestrichen wurden die 
Stellen für Arbeits- und Sozial-
politik und für Gleichstellung. 
Für Verwunderung sorgte auch, 
dass von der Leyen ausgerech-
net Österreichs Finanzminister 
Magnus Brunner mit der Asyl- 
und Migrationspolitik betraut 

hat, mitten im Wiener Wahl-
kampf ein fragwürdiges Signal.

Am meisten Ärger gibt es um 
den italienischen Kommissar 
Raffaele Fitto. Schon im Vorfeld 
gab es Widerstand gegen die No-
minierung des Rechtsaußen-Po-
litikers. Dass ihn von der Leyen 
nun zu ihrem Vizepräsidenten 
macht, sorgt für Unverständnis. 
Fitto soll sich um die Regional-
förderung kümmern, was ihm 
Zugriff auf milliardenschwere 
EU-Fördertöpfe sichert. „Kann 
ein Europafeind EU-Fördermit-
tel verwalten“, fragt der Chef der 
deutschen Grünen im Europa-
parlament, Rasmus Andresen. 
Für die Europäische Volkspar-
tei EVP ist dies kein Problem: 
Fitto sei ein „überzeugter Euro-
päer, ein Christdemokrat, einer 
aus dem bürgerlichen Lager“, 
sagt EVP-Chef Manfred Weber.

Als rechtslastig gelten auch 
der designierte Transportkom-
missar Apostolos Tzitzikostas 
aus Griechenland und Gesund-
heitskommissar Olivér Várhe-
lyi aus Ungarn. Várhelyi gilt als 
Gefolgsmann des ungarischen 

Kann ein EU-Feind 
europäische 
Fördermittel 
verwalten?

Mehr Geld für Verteidigung

Aus Härnösand  
Anne Diekhoff

Die Ukraine unterstützen, die ei-
gene Armee ausbauen und als 
neues Nato-Mitglied Verantwor-
tung übernehmen: Schwedens 
veränderte sicherheitspolitische 
Ausrichtung ist teuer. Am Diens-
tag stellte Verteidigungsminis-
ter Pål Jonson (Moderate) die ge-
planten Folgen für den Verteidi-
gungsetat vor. 

2028 soll er 2,6 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes aus-
machen. Für 2025 werden 2,4 
Prozent berechnet. „Die sicher-
heitspolitische Lage hat sich wei-
ter verschlechtert“, sagte Jonson 
und führte als Beispiele eine 
wachsende hybride Bedrohung 
aus Russland in Europa sowie 
den Krieg in Nahost an.

2025 soll Schwedens Mili-
tärhaushalt zunächst um um-
gerechnet rund 1,15 Milliarden 
Euro auf rund 12,2 Milliarden 
Euro anwachsen. Darin enthal-

ten sind umgerechnet 2,2 Mil-
liarden Euro für die Unterstüt-
zung der Ukraine. Diese Summe 
sei vorerst bis 2026 jährlich ein-
geplant.

Neben der Anschaffung 
neuer Waffen und Ausrüstung 
spiegelt das erhöhte Budget zu-
dem einem gestiegenen Perso-
nalbedarf. Die Zahl junger Men-
schen, die zur Grundausbil-
dung eingezogen werden, soll 
im nächsten Jahr zunächst auf 
8.000 steigen, von zuletzt rund 
6.000. Dafür erhält unter ande-
rem die Rekrutierungsbehörde 
weitere Mittel. Auch der Bedarf 
an neuen Offizieren wird Kos-
ten verursachen.

Erst am Montag hatten die 
Regierungen von Schweden 
und Finnland in Grundzügen 
bestätigt, worüber in den Me-
dien seit einiger Zeit speku-
liert wurde: dass Schweden für 
eine noch in Planung befindli-
che Nato-Präsenz in Finnland 
die führende Rolle einnehmen 

könnte. Zudem beschlossen die 
Länder bei einem Besuch der 
finnischen Regierung in Stock-
holm eine neue Zusammenar-
beitserklärung – nicht nur, aber 
auch sicherheitspolitisch. Dabei 
geht es unter anderem um die 
Verbesserung der Infrastruktur 
– Brücken, Straßen, Bahnstre-
cken – für Militärtransporte im 
Norden der Länder.

Zu den Nato-Plänen für Nord-
finnland und Schwedens er-
wünschter Rolle dabei sagte 
Ministerpräsident Ulf Kristers-
son: „Daran sind wir sehr inte-
ressiert. Es brauchte nicht viel 
Bedenkzeit, um darauf zu ant-
worten.“

Zuvor hatten Verteidigungs-
minister Jonson und sein finni-
scher Amtskollege Antti Häkkä-
nen erstmals dazu offiziell Stel-
lung bezogen. Die Rede ist von 
einer multinationalen Kampf-
gruppe im Stil der sogenannten 
Forward Land Forces (FLF), wie 
sie seit 2017 in inzwischen acht 

an Russland grenzenden Nato-
Ländern aufgebaut wurden.

Es gehe für den Anfang da-
rum, Verantwortung als so-
genannte Rahmennation zu 
übernehmen, sagte Jonson und 
nannte konkret die Entsendung 
von Stabsoffizieren und ver-
stärkte Militärübungen. 

Er sprach von „einer natürli-
chen Entwicklung innerhalb der 
schwedisch-finnischen Verteidi-
gungszusammenarbeit. Genaue 
Details gaben die Minister noch 
nicht bekannt, auch beschlossen 
ist von Schwedens Seite offiziell 
noch nichts.

Die Zeitung Svenska Dagbla-
det berichtet unterdessen un-
ter Berufung auf Insider, dass 
Schweden diese nördliche Mi-
litärpräsenz verantworten soll, 
damit Finnland selbst seine Res-
sourcen mehr auf den wesent-
lich dichter besiedelten südli-
chen Landesteil mit der Haupt-
stadt Helsinki konzentrieren 
könne.

Schweden strebt Ausgaben in Höhe von 2,6 Prozent des Bruttoinlandsproduktes ab dem Jahr 2028 an. 
Zudem soll Stockholm bei neuer Nato-Präsenz in Finnland eine führende Rolle übernehmen

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen stellt ihre neue Wunschkommission vor. 
Einige Kandidat:innen des künftigen Teams sorgen bereits jetzt für mächtig Ärger

Männlich, konservativ, 
rechtsoffen

Regierungschefs Viktor Orbán, 
der regelmäßig Front gegen die 
EU und die „Brüsseler Diktatur“ 
macht. Doch gegen eine zweite 
Amtszeit Várhelyi hat sich von 
der Leyen nicht gesträubt. Dass 
dies durchaus möglich gewesen 
wäre, zeigt der Fall des Franzo-
sen Thierry Breton: Fünf Jahre 
lang war er mächtiger Wettbe-
werbskommissar. Doch dann 
schmiss dieser am Montag in 
letzter Minute hin.

Für Frankreich kommt nun 
der bisherige Außenminister 
und frühere liberale Europaab-
geordnete Stéphane Séjourné. 
Er soll sich um die Industrie-
politik kümmern. Damit erhält 
der Vertraute von Präsident 
Emmanuel Macron ein Schlüs-
selressort. Allerdings verfügt 
er über weniger Erfahrung als 
Breton. Die Estin Kaja Kallas ist 
als Außenbeauftragte vorgese-
hen. Sie gilt als Hardlinerin in 
der Russlandpolitik. Die bishe-
rige spanische Umweltminis-
terin Teresa Ribera soll für die 
Umsetzung der Klimaziele sor-
gen. Dabei muss die Sozialistin 
mit dem konservativen Nieder-
länder Wopke Hoekstra zusam-
menarbeiten, der für neue Kli-
magesetze zuständig ist. Da ist 
Streit programmiert.

Insgesamt fällt die neue 
EU-Kommission konservati-
ver und männlicher aus als die 
letzte. Die CDU-Politikerin von 
der Leyen belohne nicht nur 
Rechtsnationale, sondern habe 
nur elf Posten weiblich besetzt, 
bemängelte der Vorsitzende 
der Europa-SPD, René Repasi. 
Sie habe für mehr Frauen ge-
kämpft, rechtfertigte sich von 
der Leyen. Ob ihr neues Team 
wie geplant am 1. November 
die Arbeit aufnimmt, ist nicht 
sicher. Zunächst werden alle 
Kandidaten noch vom Europa-
parlament „gegrillt“. Dabei wer-
den immer wieder Kommis-
sare abgelehnt oder die Aufga-
ben neu verteilt. Zudem kann es 
Verzögerungen geben – als rea-
listischer gilt daher ein Start im 
Dezember.
meinung + diskussion 12 

Wohl von Hisbollah-Kämpfern 
genutzte Pager explodieren. Der 
Angriff wird Israel zugeschrieben

Von Lisa Schneider

Es sind Videos, die an einen Agententhriller er-
innern: In der libanesischen Hauptstadt Beirut 
sind am Dienstagnachmittag wohl viele Mit-
glieder der Schiiten-Miliz Hisbollah verletzt 
worden, als die Akkus ihrer Pager-Geräte ex-
plodierten. Nach Angaben der libanesischen 
Zeitung L’Orient Today sollen es über Zweitau-
send sein, vor allem in den südlichen Vorstäd-
ten der Hauptstadt, im Süden des Landes und 
in der Bekaa-Ebene sind viele Männer betrof-
fen. In diesen Gebiete ist die Hisbollah beson-
ders stark vertreten.

So zeigt etwa eine Aufnahme einer Über-
wachungskamera eines Shops den Moment 
der Explosion: An der Kasse steht ein Mann, 
plötzlich gibt es eine kleinere Explosion, und 
er sackt in sich zusammen auf den Boden, die 
Kassiererin springt auf und bringt sich in Si-
cherheit. Weitere Videos zeigen mögliche Be-
troffene mit blutigen Verletzungen, etwa an 
der Hüfte. Viele Menschen tragen Handys oder 
andere Kleingeräte in den Hosentaschen, die 
Position der Verletzungen scheint damit über-
einzustimmen.

Nach Angaben des libanesischen Roten 
Kreuzes sind alleine vonseiten der Rettungsor-
ganisation über 30 Krankenwägen im Einsatz. 
Laut Berichten des katarischen TV-Senders Al 
Jazeera soll in einem Krankenhaus in Beirut be-
reits der Platz ausgehen, um die vielen Verletz-
ten zu behandeln. Nach Angaben libanesischer 
Telegram-Kanäle sind vor allem im Süden des 
Landes die Krankenhäuser überfüllt. Mehrere 
Spitale sollen die Bürgerinnen und Bürger des 
Libanons mittlerweile außerdem aufgefordert 
haben, Blut zu spenden. Nach lokalen Anga-
ben sind vor allem in Südbeirut auch am frü-
hen Dienstagabend noch permanent die Sire-
nen der Krankenwägen zu hören.

Mindestens acht Menschen sollen bisher 
durch die Pager-Attacke getötet worden sein. 
Nach Angaben einer libanesischen Quelle der 
taz soll unter den Toten auch der Sohn von Ali 
Ammar, ein Abgeordneter der Hisbollah im 
libanesischen Parlament sein. Das berichtet 
auch die israelische Onlinezeitung The Times 
of Israel. Nach deren Angaben soll unter den 
Toten außerdem ein neunjähriges Mädchen in 
der Bekaa-Ebene sein.

Des weiteren befindet sich unter den Verletz-
ten der Botschafter der Islamischen Republik 
Iran im Libanon, Mojtaba Amani. Er war wohl 
im Besitz eines der explodierten Pager. Das Ge-
sundheitsministerium des Libanons forderte 
seine Bürgerinnen und Bürger auf, sich von 
„kabellosen Kommunikationsgeräten“ fernzu-
halten. Es erklärte weiter, für die Kosten der 
Behandlungen der Verletzten aufzukommen, 
und hielt Angestellte im Medizinbereich an, 
sich sofort an ihre Arbeitsstätten zu begeben.

Dutzende libanesische Telegram-Kanäle, 
Instagram-Accounts sowie Medien gaben an, 
dass Israel hinter den zeitgleichen Detona-
tionen stehe. Auch die Nachrichtenagentur 
AFP gab an, eine der Hisbollah nahestehende 
Quelle habe ihr berichtet, dass Israel hinter 
den Explosionen stecke. Die US-Agentur Reu-
ters nannte den Vorfall die „bislang größte Si-
cherheitslücke“ seit dem 7. Oktober. Israel äu-
ßerte sich bis Redaktionsschluss nicht.

Der Angriff erfolgt nur kurz nachdem Israel 
bekannt gab, einen Angriff der Hisbollah-Miliz 
im Libanon auf ein ehemaliges Mitglied des is-
raelischen Sicherheitsapparates verhindert zu 
haben. Der bisher Ungenannte hätte wohl von 
einem ferngezündeten Sprengsatz getötet wer-
den sollen.

Nach Angaben des Militäranalysten Elijah 
Magnier gegenüber Al Jazeera nutzt die His-
bollah die antiquiert wirkenden Geräte, um ei-
nem Abhören ihrer Kommunikation seitens Is-
raels zuvorzukommen. Es sei möglich, so Ma-
gnier, dass die Geräte bereits vor der Ausgabe 
an die Mitglieder der Hisbollah manipuliert 
worden sein könnten. Das bedeute wiederum, 
dass – so die Explosionen ein Werk des israeli-
schen Geheimdienstes sein sollten – dieser Zu-
griff zu Lieferungen aus Iran an die Hisbollah 
gehabt habe. Das meiste Equipment, dass die 
Hisbollah nutze, werde von Iran bereitgestellt.

Tausende 
Verletzte im 
Libanon

Mindestens acht Menschen 
sollen bisher durch die Pager-
Attacke getötet worden sein
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Hilfe aus Bukavu für  
die Opfer der Ukraine

In der indischen Konfliktregion treten zwei Lokalparteien gegen die 
hindunationalistische Volkspartei von Premierminister Narendra Modi an

Kaschmir hat nach zehn 
Jahren erstmals eine Wahl

Von Natalie Mayroth, Mumbai

An diesem Mittwoch beginnt 
im indisch verwalteten Teil von 
Kaschmir der erste von drei Tei­
len der Regionalwahl. Es ist das 
erste Votum dieser Art in der 
bis vor fünf Jahren halbautono­
men Konfliktregion. Die regio­
nale Demokratische Volkspar­
tei (PDP) unter Mehbooba Mufti 
und die National Conference 
(NC) unter Omar Abdullah, die 
beide von früheren kaschmiri­
schen Ministerpräsidenten ge­
führt werden, treten gegen die 

hindunationalistische Volkspar­
tei (BJP), die auch die nationale 
Regierung in Delhi führt, und ei­
nige unabhängige Kandidat:in­
nen an.

Indiens BJP-Premier Naren­
dra Modi warf den Politfami­
lien der Abdullahs, Muftis und 
seiner nationalen Konkurrenz 
der Gandhis von der Kongress­
partei bei einer Rede in Jammu 
vor, den früheren Bundesstaat 
Jammu und Kaschmir (J&K) in 
den Ruin getrieben und Terro­
rismus gefördert zu haben. Dies 
finde nun in dem Unionsterrito­

rium, das seit 2019 von der Re­
gierung in Delhi direkt regiert 
wird, ein Ende. Damals hatte 
seine Regierung den Bundes­
staat in zwei der Zentralregie­
rung direkt unterstellte Verwal­
tungsgebiete aufgeteilt: Jammu 
und Kaschmir sowie Ladakh. 
Das hob die Teilautonomie auf, 
was erklärtes Ziel der BJP war. 
Der Preis war ein Ausnahmezu­
stand und die Abschottung der 
Bevölkerung über Monate, was 
der Wirtschaft schadete.

Seitdem versucht die BJP ih­
ren Einfluss durch Entwick­

lungsversprechen und ein har­
tes Vorgehen gegen Terroristen 
auszubauen. Kaschmir soll wie­
der eine Tourismusdestination 
werden mit Hilfe auswärtiger 
Investoren, die nun in J&K erst­
mals Land erwerben können. 
In der hinduistisch geprägten 
BJP-Hochburg Jammu wurde 
ihr Einfluss im Jahr 2020 durch 
eine umstrittene Neuverteilung 
von Sitzen gestärkt. Dennoch sei 
die BJP von einer Mehrheit noch 
weit entfernt, meint die kasch­
mirische Journalistin Anuradha 
Bhasin.

Hauptgegner der BJP In 
Jammu ist die Kongresspartei. 
Indiens größte nationale Oppo­
sitionspartei hat mit der NC eine 
Allianz geschlossen. Kaschmir 
sei „zum Friedhof der Hoffnun­
gen und Träume geworden“, sagt 
Kongresssprecher Pawan Khera. 
Modi habe den Menschen dort 
nichts zu bieten, sagt der NC-Po­

litiker Omar Abdullah. „Die BJP 
behauptet, die Situation habe 
sich verbessert, aber sie hat in 
den letzten zehn Jahren in J&K 
keine Wahlen abhalten können“, 
merkt Mehbooba Mufti an. 

2014 war ihre PDP ein Bünd­
nis mit der BJP eingegangen. Für 
manche ein Verrat. Die Koalition 
zerbrach 2018. Die BJP zog sich 
zurück und Delhi übernahm 
die direkte Kontrolle. Die Muf­
tis stellen sich inzwischen ent­
schieden gegen die BJP. „Ich 
glaube, dass es am Ende auf 
eine Koalitionsregierung ohne 
die BJP hinausläuft und die PDP 
eine entscheidende Rolle bei der 
Entscheidung spielen wird“, sagt 
Iltija Mufti, Tochter der früheren 
Regierungschefin.

„Kaschmir leidet emotional 
und psychologisch unter einem 
Grundgefühl des Identitätsver­
lustes, nicht nur in politischer, 
sondern auch in sozialer und 

kultureller Hinsicht“, schreibt 
Haseeb Drabu in der Zeitung 
Greater Kashmir, der unter der 
PDP Finanzminister war. Die 
Menschen plagten Angst und 
Misstrauen gegenüber der Re­
gierung. Er sieht die Wahlen als 
ersten Schritt auf dem Weg zur 
Wiederherstellung Kaschmirs 
als Bundesstaat. 

Das verspricht auch die Kon­
gresspartei. Die Regionalpar­
teien PDP und NC fordern die 
Wiedereinführung des Sonder­
status – ein schwer zu erreichen­
des Ziel. Derweil bleibt die Si­
cherheitslage angespannt. Seit 
Indiens Unabhängigkeit 1947 
ist Kaschmir ein umstrittenes 
Gebiet, das von Indien, Pakis­
tan und China ganz oder teil­
weise beansprucht wird. Seit 
1989 kämpfen verschiedene, oft 
islamistische Gruppen um Un­
abhängigkeit, mehr Autonomie 
oder den Anschluss an Pakistan. 

Protest 
ukrainischer 
Frauen gegen 
sexualisierte 
Gewalt in Russ-
lands Angriffs-
krieg, Berlin 
2022 
Foto: Murat 
Tueremis

Von Bernhard Clasen, Berlin, 
und Simone Schlindwein, 
Kampala

Im Spalier haben sich die Kran­
kenschwestern und Ärzte des 
kongolesischen Panzi-Kran­
kenhauses aufgestellt, um eine 
Delegation aus der Ukraine zu 
empfangen. Der kongolesische 
Chefarzt, Denis Mukwege, be­
grüßt den ukrainischen Dele­
gationsleiter, Vasyl Lutsyk, mit 
einem warmen Handschlag. 

Kein Land der Welt hat in der 
Behandlung von sexualisierter 
Gewalt so viele Erfahrungen ge­
sammelt wie die Demokratische 
Republik Kongo – und davon will 
die ukrainische Delegation jetzt 
profitieren. 

In der DR Kongo gehören 
brutale Vergewaltigungen von 
Frauen und Mädchen – aber 
zunehmend auch von Män­
nern – seit Jahrzehnten zu den 
Gewalterfahrungen des Krie­
ges. Seit 2010 gilt das Land als 
der „schlimmste Ort der Welt, 
eine Frau zu sein“. Laut den 
jüngsten Angaben des Interna­
tionalen Roten Kreuzes haben 
mehr als die Hälfte der kongo­
lesischen Frauen Erfahrungen 
mit irgendeiner Form körper­
licher Gewalt, und mehr als 27 
Prozent sind Opfer sexualisier­
ter Gewalt.

Vor diesem Hintergrund hat 
das Panzi-Krankenhaus in der 
ostkongolesischen Stadt Bu­
kavu, Hauptstadt der Provinz 
Süd-Kivu und Austragungs­
ort zahlreicher Kriege, welt­
weit traurige Berühmtheit er­
langt. Denn die Klinik ist spe­
zialisiert auf besonders brutale 
Verletzungen, die operiert wer­
den müssen, sowie auf die psy­
chologische Behandlung von 

Gewaltopfern. Panzi-Chefarzt 
Mukwege erhielt 2018 den Frie­
densnobelpreis für seine „Be­
mühungen, den Einsatz sexuel­
ler Gewalt als Waffe in Kriegen 
und bewaffneten Konflikten zu 
beenden“, wie es auf der Inter­
netseite des Nobelpreiskomi­
tees heißt. 

Im April 2022 wurden Muk­
wege und seine Mitarbeiter zum 
ersten Mal in die Ukraine einge­
laden. Im Juli 2022 unterzeich­
neten seine Stiftung und das 
Panzi-Krankenhaus mit der 
Ukraine ein Partnerschaftsab­
kommen. Laut diesem sollen 
die ganzheitlichen Ansätze der 
Behandlung von Opfern sexua­
lisierter Gewalt im ukrainischen 
Gesundheitssystem verankert 
werden. Dazu gehören nicht nur 
medizinische Eingriffe, sondern 
spezielle Traumabehandlungs­
methoden sowie die juristische 
und wirtschaftliche Unterstüt­
zung für Gewaltopfer. 

Kurz nach der Unterzeich­
nung des Abkommens began­
nen die Experten des Panzi-
Krankenhauses via Internet 
mit Schulungen ihrer ukraini­
schen Partner, darunter Erste-
Hilfe-Teams und Sanitäter, aber 
auch Psychologen sowie dieje­
nigen, die telefonische Notrufe 
von Gewaltopfern entgegenneh­
men. Ziel war es laut Mukweges 
Stiftung, diejenigen in Stress-
Management und Self-Care zu 
schulen, die mit den Gewaltop­
fern täglich umgehen. Vor al­
lem ukrainische Psycholog*in­
nen waren zu Beginn mit den 
Horrorgeschichten, die die Ge­
waltopfer berichteten, komplett 
überfordert, heißt es in einem 
Projektbericht der Stiftung. 

Über 300 Fälle von durch rus­
sische Militärs an Ukrainer*in­

Kaum jemand hat so viel Erfahrung in der Therapie von Opfern sexualisierter Kriegsgewalt 
wie der kongolesische Arzt Denis Mukwege. Jetzt hilft er mit seiner Stiftung der Ukraine

nen verübter sexueller Gewalt 
hat die ukrainische General­
staatsanwaltschaft dokumen­
tiert. Die Zahl der nicht doku­
mentierten sexuellen Gewalt­
akte dürfte um einiges darüber 
liegen. 

„Viele sprechen erst jetzt 
über die ihnen angetane sexu­
elle Gewalt“, berichtet die Char­
kiwer Menschenrechtsanwältin 
Tamila Bespala der taz. Sie be­
treut und berät Personen, die in 

zeitweise von Russland besetz­
ten Gebieten lebten.

Aber auch in der ukraini­
schen Gesellschaft nimmt die 
Gewalt zu. In einem Gespräch 
mit der ukrainischen Nachrich­
tenagentur Ukrinform spricht 
die stellvertretende Innenmi­
nisterin Katerina Pawlitschenko 
von einer Zunahme häuslicher 
Gewalt. „Viele Faktoren beein­
flussen die Zunahme der häus­
lichen Gewalt in der Ukraine. 

Die meisten davon stehen im 
Zusammenhang mit dem Krieg. 
Die Rückkehr von Veteranen von 
der Front ist einer davon.“ Der 
Krieg, so die Ministerin, sei ein 
Nährboden der Gewalt. 

Vor diesem Hintergrund hat 
die Internationale Migrationsor­
ganisation (IOM) in der Ukraine 
eine Hotline eingerichtet, an die 
sich Bedrohte wenden können. 
Deren Mitarbeiter werden nun 
von ihren kongolesischen Part­

nern ausgebildet und beraten. 
„Ich bin sehr berührt, dass 

Sie den ganzen Weg hierher ge­
kommen sind“, sagte Mukwege 
gegenüber seinen ukrainischen 
Partnern, während er ihnen das 
Panzi-Krankenhaus im Kongo 
zeigte. „Aber ich denke auch, 
dass die internationale Solidari­
tät uns helfen kann, gegen diese 
Barbarei vorzugehen, in welcher 
Frauen und Frauenkörper zum 
Schlachtfeld geworden sind.“
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K
ürzlich sah ich ein Bild, auf dem das 
Profil der Politikerin Sahra Wagen-
knecht neben einer Büste der ägyp-
tischen Königin Nofretete zu sehen 
war. Die „stoische Ruhe“ Wagen-
knechts, so hieß es im begleitenden 

Zeit-Artikel, erinnere schon immer an Nofretete, 
die mächtige Herrscherin im alten Ägypten. Als 
ich dieses Bild sah, dachte ich: Der Archetyp des 
Retters ist so mächtig, dass er nun schon auf eine 
eher mittelmäßige Politikerin wie Sahra Wagen-
knecht projiziert wird. Deutschland sucht die 
Retterin.

Die Figur einer rettenden Person findet sich 
überall wieder, in persönlichen Beziehungen, im 
Büro, in Partnerschaften – und ganz besonders in 
der Politik. Diese Figur existiert aber nie allein. Sie 
ist untrennbar mit zwei weiteren Figuren verbun-
den: dem Opfer und dem Bully. Einfach gesagt: 
Das Opfer braucht den Retter, der Bully ist der 

Böse. Eine allgegenwärtige Dreieckskonstellation. 
Das Dreieck, das beispielsweise von Sahra Wagen-
knecht bedient wird, sieht so aus: Das Opfer sind 
„die“ Menschen in Deutschland, der Bully sind Po
litiker:innen aller anderen Parteien, an allerers-
ter Stelle die Grünen. So sagte Wagenknecht An-
fang September in einem Spiegel-Gespräch, dass 
die Grünen gefährlicher seien als die AfD, „weil 
sie im Unterschied zur AfD regieren und natür-
lich in den letzten Jahren auch in vielerlei Hin-
sicht Weichen gestellt haben“. Und weiter: „Das, 
was die Grünen an Klima- und Umweltpolitik ver-
körpern, das empfinden sie [die Wähler, die Red.] 
als undurchdacht, verlogen und nicht in sich kon-
sistent.“ Opfer: die Wähler. Bully: die Grünen. Ergo 
ist die Retterin: sie selbst.

Eine zentrale Sache zum Opfer-Bully-Retter-
Dreieck: Es ist ein Bullshit-Dreieck. Es ist nicht 
echt. Es hat mit der Realität nichts zu tun. Denn 
wer Opfer, wer Bully und wer Retter ist, hängt im-
mer davon ab, wen man fragt. Fragt man einen 
Grünen-Anhänger, würde der wahrscheinlich 
sagen: Opfer, das sind die Grünen. Bully: Sahra 
Wagenknecht. Retter: möglicherweise die Wähler. 
Eine Grünen-Politikerin würde vielleicht sagen: 
Opfer: die Wähler. Bully: Sahra Wagenknecht. Ret-
ter: die Grünen. Alles Bullshit. Alles nicht echt. 
Weil alles real ist, ist nichts real. Das Bullshit-Drei-
eck ist aber leider sehr wirkmächtig. 

Das liegt auch daran, dass der Archetyp des Op-
fers sehr verlockend und damit sehr stark ist. Er 
klebt an der menschlichen Psyche wie Kaugummi 
an Haaren. Es braucht viel Bewusstsein und Ar-
beit am Selbst, um es loszuwerden. Als Opfer kann 
man allen anderen die Schuld geben. Die Ampel 
ist schuld, die AfD ist schuld, Olaf Scholz ist schuld, 
die Grünen sind schuld. Man selbst leidet, weil an-
dere dumm/gemein/inkompetent/ sind. Donald 
Trump ist in der politischen Welt wohl eines der 

anschaulichsten Beispiele für die Allmacht des 
Opfernarrativs. Joe Biden spaltet, Kamala Harris 
zerstört das Land, Richter:innen, die ihn verur-
teilen, sind „dumm“, „gefährlich“, „Marionetten“. 
Donald Trump ist alles gleichzeitig, Opfer, Retter 
und Bully – je nachdem, wen man fragt.

Nach dem TV-Duell mit seiner Konkurren-
tin Kamala Harris Anfang September – bei dem 
Trump allen Umfragen zufolge weitaus schlechter 
performte als Harris – schrieb er auf seiner Platt-
form Truth Social, in der Debatte hätten „drei ge-
gen einen“ gekämpft. Die beiden Moderator:in
nen hätten also auf der Seite von Harris gestan-
den. Donald Trump, das Opfer, wie so oft. Es ist, 
und das zeigt sich an Trump gut, vermeintlich 
leichter, die Schuld für den eigenen Schmerz auf 
andere zu projizieren und ihnen die Verantwor-
tung zu geben. Und weil es so verführerisch ist, 
sich als Opfer zu fühlen und darzustellen, folgen 
viele Menschen dieser Erzählung.

Sich als Opfer zu fühlen, gibt einem Menschen 
das Gefühl, im Recht zu sein, alles richtig zu ma-
chen, sich nicht zu hinterfragen. Das mag sich gut 
anfühlen, heißt am Ende allerdings nur, dass man 
die Macht über das eigene Fühlen, Denken, Han-
deln an andere abgibt – an die Politik, den Ehe-
partner, der Chefin. Eben an alle, die schuld daran 
sind, dass es mir nicht gut geht. Nur man selbst 
hat überhaupt keine Macht mehr über das eigene 
Leben. Stärker kann man sich selbst kaum abwer-
ten. Und eines ist garantiert: Man wird nie wach-
sen, sich verändern, stärker oder gar weiser wer-
den. Sich als Opfer zu fühlen und sich womöglich 
sogar darin zu suhlen – Stichwort Donald Trump –, 
ist Ausweis größtmöglicher emotionaler Unreife. 

Dieses allzu schmackhafte Opfernarrativ wird 
von Politiker:innen wie Sahra Wagenknecht, Do-
nald Trump, Friedrich Merz, Björn Höcke und vie-
len anderen sehr geschickt ausgenutzt. Sie insze-
nieren sich als Retter. Björn Höcke und Donald 
Trump machen das so offensichtlich, dass sie sich 
sogar mit Jesus oder dem Allmächtigen verglei-
chen – dem ultimativen Retter sozusagen. Und 
so wundert es nicht, dass Sahra Wagenknecht das 
destruktive Opfernarrativ von Menschen füttert.

Politiker:innen konstruieren das Bullshit-Drei-
eck, weil sie dadurch weniger Arbeit leisten müs-
sen, um Macht zu erlangen. Es ist nicht notwendig, 
politische Leistungen zu erbringen, um Wähler-
stimmen zu erhalten. Das Bündnis Sahra Wagen-
knecht (BSW) kam nur wenige Monate nach sei-
ner Gründung bei den Landtagswahlen in Thürin-
gen und Sachsen auf Ergebnisse zwischen 11 und 
16 Prozent. Dank Bullshit-Dreieck. Ihr armen Op-
fer, wir retten euch. Den „Retter:innen“ geht es 
nicht um die Menschen.  Es geht der Person, die 
sich als Retterin inszeniert, allein um sich – um 
die eigene Macht, um ihr Selbstbild, darum, ge-
mocht, gesehen, geliebt zu sein. Im Bullshit-Drei-
eck lassen sich keine Lösungen finden: Es gibt kein 
Mitgefühl, keine Rationalität und kein Miteinan-
der. Es gibt nur Drama. Menschen, die sich retten 
lassen wollen, verlieren sich. Sie stellen die Iden-
tität des „Retters“ über die eigene Identität, über 
die eigenen Werte. Es geht nur noch darum, wer 
der Retter ist. Nicht darum, wer man selbst ist. 
Sahra Wagenknecht ist keine gute Politikerin. Nur 
das Bullshit-Dreieck – das beherrscht sie perfekt.

Perfides Bullshit-Dreieck

Gilda Sahebi  
ist ausgebildete 
Ärztin und 
Politikwissen-
schaftlerin, fand 
dann den Weg 
in den Journa-
lismus. Sie 
beschäftigt sich 
mit Rassismus, 
Antisemitismus, 
dem Nahen 
Osten, Medizin 
und Wissen-
schaft.

Die Schlagloch-
Vorschau
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Georg Diez
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Robert Misik
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Georg Seeßlen
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Charlotte 
Wiedemann

Po­li­ti­ke­r:in­nen wie Wagenknecht und Trump definieren Menschen als Opfer  
von missratener Politik. Um sich selbst als Retter:innen herauszustellen 

Narrativ ohne Lösungen:  
Es gibt kein Mitgefühl, keine 
Rationalität, kein Miteinander. 
Es gibt nur Drama

schlagloch

Tanja Tricarico über die Nominierung der neuen EU-Kommission

Simon Poelchau über die Intel-Fabrik in Magdeburg

V on einem Fehlstart Ursula von 
der Leyens bei der Besetzung ih-
res neuen Teams für die EU-Kom-

mission zu sprechen ist nahezu euphe-
mistisch. Das Gerangel um die Kom-
missarsposten in den vergangenen 
Wochen zeigt eindrücklich die Spaltung 
des europäischen Projekts und dessen 
interne Machtverschiebungen.

Der überraschende Rücktritt eines 
schimpfenden Thierry Breton, der in 
letzter Sekunde quasi als Teammit-
glied von der Leyens hinschmiss, war 
mehr als peinlich für die Kommissions-
präsidentin. Hinzu kommen Verzöge-
rungen etwa in Slowenien. Und auch 
bei der Frauenquote kommt die CDU-
Politikerin nun nach Ächzen und Wür-
gen auf immerhin 40 Prozent. In Sa-
chen Gleichstellung, Gleichberechti-
gung und Fortschrittlichkeit hätten es 
durchaus mehr Frauen in Spitzenpo-
sitionen werden können. An fähigem 
weiblichem Spitzenpersonal innerhalb 
der Europäischen Union mangelt es im 
Jahr 2024 nun wirklich nicht.

Nun also präsentiert von der Leyen 
die offenbar machbarste Kompromiss-
lösung auf Brüsseler Art. Zu Recht sorgt 

die Nominierung des Italieners Raffa-
ele Fitto als Exekutiv-Vizepräsident für 
Empörung – insbesondere bei Grünen, 
Sozialdemokraten und Liberalen. Es 
riecht förmlich nach kruder Gefällig-
keit an Giorgia Meloni und ihrer post-
faschistischen Partei Fratelli d’Italia. 
Hatte doch von der Leyen vor der Eu-
ropawahl im Juni mehrfach beteuert, 
die Brandmauer gegen rechts zu halten 
und auf Vertrauen bei den Mitbewer-
bern gesetzt. Nun könnte also doch ein 
Postfaschist auf einem entscheidenden 
Machtposten installiert werden. Von 
der Leyen spielt offenbar auf Risiko – 
und versucht den gefährlichen Macht-
poker. Rom jubelte prompt. 

Die EU steht vor gewaltigen Heraus-
forderungen: Migration, Rechtsruck, 
Wettbewerbsfähigkeit, eine nachhal-
tige Unterstützung für die Ukraine – 
und natürlich der Kampf gegen die 
Klimakrise. Für letzteres setzt von der 
Leyen nur schwache Signale. Leider. 
Die nächste Legislatur der EU-Kom-
mission dürfte in dieser Zusammenset-
zung also deutlich weniger fortschritt-
lich werden.
ausland 10

D ie Geschichte um das Intel-Chip-
werk in Magdeburg ist wahrlich 
absurd. Das kann niemand leug-

nen. Für Bundeskanzler Olaf Scholz 
sollte die Fabrik ein Prestigeobjekt 
sein, mit der er Deutschland zum gro-
ßen Chip-Standort in Europa machen 
wollte. Deswegen war er bereit, den Bau 
des Chipwerkes vieler kritischer Stim-
men zum Trotz kräftig zu bezuschus-
sen. Nicht weniger als 10 Milliarden 
Euro sollten es sein, rund ein Drittel der 
geplanten Baukosten. Aber daraus wird 
nichts, denn der US-Konzern befindet 
sich in einer Krise und verschiebt das 
Projekt vorläufig um zwei Jahre. 

Nun könnten Optimisten behaup-
ten, dass aufgeschoben nicht aufgeho-
ben ist. Und dass das Werk doch noch 
gebaut wird. Nur etwas später. Aber 
häufig ist aufgeschoben dann eben 
doch aufgehoben, weshalb nun gleich 
eine nicht minder absurde Diskussion 
über die Verwendung der freigeworde-
nen 10 Milliarden Euro entstanden ist. 

Für die notorisch klamme Bundes-
regierung ist das schließlich ein nicht 
zu unterschätzender Batzen. Folglich 
kam Sparfuchs Christian Lindner auf 

die Idee, mit dem Geld den weiterhin 
löchrigen Haushalt zu stopfen. Der 
Kanzler, derweil in Kasachstan, zeigte 
sich dem nicht abgeneigt. Allerdings 
hat die Union diesmal recht, wenn 
sie Bedenken bei der Idee anmeldet. 
Schließlich stammt das Geld für In-
tel aus dem Klima- und Transforma-
tionsfonds und kann nicht mal eben 
so in den normalen Haushalt verscho-
ben werden.

Stattdessen könnte die Ampel mit 
den 10 Milliarden Euro endlich das 
Klimageld auf den Weg bringen, das 
in ihrem Koalitionsvertrag festge-
schrieben ist als sozialer Ausgleich 
für steigende Energiepreise – uns also 
längst versprochen. Nur hat die Koali-
tion es, angeblich wegen der knappen 
Haushaltslage, zwischenzeitlich auf-
geschoben/aufgehoben. Mit den nun 
freigewordenen Mitteln könnten im-
merhin knapp 120 Euro pro Kopf aus-
gezahlt werden. Viele Menschen könn-
ten das Geld gut gebrauchen. Die Er-
fahrung lässt hingegen erwarten, dass 
diese Lösung wiederum Lindner & Co. 
als absurd erscheint.
der tag 2

Kompromiss auf Brüsseler Art

Eine Frage der Perspektive

Simone Schmollack über Vor- und Nachteile des Homeoffice

A b Januar dürfte in den Büros von 
Amazon alles wieder so sein wie 
früher: Jeder Schreibtisch ist be-

setzt, Kolleg:innen drängeln sich in den 
Kaffeeküchen, Chef:innen biegen un-
angekündigt um die Ecke. Im neuen 
Jahr reaktiviert das amerikanische Un-
ternehmen, das auch in Deutschland 
ein wichtiger Arbeitgeber ist, die Prä-
senzpflicht, die durch die Coronapan-
demie ausgesetzt war. Damit ist Ama-
zon nicht allein. Immer mehr Firmen 
weltweit holen ihre Mitarbeiter:innen 
aus dem Homeoffice zurück ins Haus. 
Auch die taz plädiert wieder für mehr 
Anwesenheit in der Redaktion.

Die Präsenz im Büro hat viele Vor-
teile: Absprachen sind leichter, wenn 
man sich gegenüber- oder nebenein-
andersitzt. Das spart Zeit und reduziert 
das Risiko von Missverständnissen. Au-
ßerdem ist es viel schöner im gleichen 
Raum mit den Kolleg:innen zu sitzen, 
als einsam am Schreibtisch daheim. 

Mitunter ist es auch gerechter. Man 
kennt das aus den Pandemiejahren: Im 
Homeoffice kann man sich so schön 
wegducken und andere umso mehr ar-
beiten lassen, denn eine:r muss es ja 

machen. Im Büro geht das nicht, da ist 
die Kontrolle größer.

Trotzdem ist die Rückkehr zur kom-
pletten Präsenzpflicht keine Option. 
Die Coronajahre haben gezeigt, dass 
auch im Homeoffice gearbeitet wird, 
manche Kolleg:innen bringen sogar 
bessere Leistungen, weil sie nicht ab-
gelenkt werden. Umfragen haben erge-
ben, dass sich eine große Mehrheit eine 
Mischform, in der Regel die 60:40-For-
mel, wünscht an drei Tagen im Büro, 
zwei Tage zu Hause (in Teilzeit entspre-
chend weniger). Man spart sich Arbeits-
wege, steckt sich seltener an, denn Er-
kältete husten im Homeoffice statt im 
Büro, und auch die Family-Work-Ba-
lance lässt sich leichter austarieren.

Das heißt indes auch, sich im Home-
office selbst zu disziplinieren: das Ta-
gesprogramm sorgfältig abarbeiten, 
aber ebenso Privatleben und Job von-
einander trennen. Das alles funktio-
niert nur, wenn keine Seite die andere 
ausnutzt, es ist ein Abkommen, das auf 
Vertrauen setzt – und auf die regelmä-
ßige persönliche Begegnung im Büro. 
Die ist nämlich nicht oldschool, die ist 
menschlich notwendig. 

Vertrauen vorausgesetzt

https://www.polver.uni-konstanz.de/kunze/konstanzer-homeoffice-studie/
https://www.polver.uni-konstanz.de/kunze/konstanzer-homeoffice-studie/
https://www.polver.uni-konstanz.de/kunze/konstanzer-homeoffice-studie/
https://www.polver.uni-konstanz.de/kunze/konstanzer-homeoffice-studie/
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W
ahnsinn, was 
Nachrichten 
über Brotdosen 
so für Gefühle 
auslösen kön-
nen. Tupper-

ware – oh my God! – steht wohl 
vor dem Insolvenzverfahren. So 
meldet es jedenfalls die Agentur 
Bloomberg unter Berufung auf 
mit den Vorgängen vertrauten 
Personen. Diese Meldung können 
wir nicht einfach so wegtuppern 
(sorry, das musste jetzt sein, und 
ja, das Verb wird auf Foodblogs 
wirklich verwendet!).

Tupper ist natürlich so ähnlich 
wie der Stuttgarter Daimler und die 
Post und die Sparkasse schon lange 
viel größer als das Auto oder die 
Sondermarke oder in dem Fall: die 
Kunststoffdose selbst. Tupper, das 
ist so ein Stück bundesrepublika-
nische Vergangenheit, als die Welt 
identititätspolitisch noch schwarz-
weißer erschien. Zumindest war 
sie das in den 1990ern, als die Au-
torin dieser Zeilen in der ostwest-
fälischen Provinz heranwuchs und 
schnell wusste, auf welche Party sie 
später mal nicht gehen wollte: In re-
gelmäßigen Abständen trafen sich 
da die Tanten und die Freundinnen 
der Mutter bei Buttercremetorte 

und Filterkaffee – der Cappuccino 
war in Ostwestfalen noch nicht er-
funden –, um Salatschleudern und 
Schüsseln und Frischhaltedosen 
und anderen Plastikkrempel zu tau-
schen und vor allem: bei der Tup-
perware-Vertreterin zu erwerben.

Tupper, das konnten die Freun-
dinnen meiner Mutter gar nicht 
oft genug sagen, Tupper hält ja le-
benslang. Lebenslange Garantie! 
Und man darf sich durchaus fra-
gen, ob die Entscheidung für die 
lindgrüne Salatschüssel mit dem 
kackbraunen Deckel dadurch nun 
einfacher oder schwerer fiel. Je-
denfalls machten die Frauen, die 
ja Zeit hatten nach dem Essenko-
chen für die Kinder, die mittags aus 
der Schule kamen, weil so etwas wie 
Nachmittags-Schulhort auch noch 
nicht erfunden war und sie des-
halb maximal vormittags in der 
Sparkasse arbeiten konnten: Die 
Frauen machten da immer ihr Tup-
per-Ding, und die Männer – mach-
ten was anderes.

Auf Tupperpartys gab es Frank-
furter Kranz und Schwarzwälder 
Kirsch und Bärenmarke-Kondens-
milch, die entweder in Sahnekänn-
chen umgefüllt wurde oder in die-
sen kleinen Plastikeinzelportionen 
kam, und wer da keine Beklemmun-

gen bekam, feiert vermutlich heute 
noch Tupperpartys. 

Denn ja, es gibt sie noch. Auf 
der Website des übrigens amerika-
nischen Unternehmens – 1938 von 
einem ungelernten Landarbeiter 
namens Earl Silas Tupper gegrün-
det, der nach einer Stippvisite in 
einer Chemiefabrik mit leichten 
Kunststoffen experimentiert ha-
ben soll  – auf der Tupperwebsite 
also kann man sich als Gastgeber/ 
-in  (!) registrieren lassen. Dann lädt 
man – „die Idee ist, all deine Lieb-
lingsmenschen zu versammeln“ – 
möglichst viele Menschen ein, die 
sich möglichst viele neue Dosen 
wünschen. Ab 250  Euro Umsatz 
bekommt die Gastgeber/ -in näm-
lich einen Küchenrollehalter oder 
50 Prozent Rabatt auf ein Produkt 
ihrer Wahl aus dem aktuellen Tup-
perware-Katalog.

Da kann man sich natürlich nun 
super drüber lustig machen. Aber 
eigentlich, und das ist jetzt ziemlich 
traurig, ist Tupper ganz zeitgeistig. 
Kann sein, das die Buttercreme in-
zwischen vegan ist und auch Män-
ner Brotdosen kaufen, aber an den 
wesentlichen Dingen, die die Welt 
für Frauen so eng macht wie eine 
Tupperparty, hat sich ja nicht viel 
geändert. Und nun kann man viel 

Statistik über fehlende Gleichbe-
rechtigung anführen: Die bei un-
glaublichen 3  Prozent dümpelnde 
Elternzeitquote bei Vätern (Frauen 
mit Kindern unter drei Jahren: rund 
44  Prozent) zum Beispiel. Der hö-
here Teilzeitanteil bei Frauen, die 
ungleiche Bezahlung selbst für die 
gleichen Jobs. Es gibt den Gender-
Gap-Arbeitsmarkt vom Statisti-
schen Bundesamt, der solche Indi-
katoren zusammenfasst. 2023 lag 
er bei 39  Prozent. Je höher er ist, 
desto ungleicher die Situation auf 
dem Arbeitsmarkt. Seit 2014 ist er 
um gerade mal 6 Prozentpunkte ge-
sunken. 

Diese Dinge sollten einem durch-
aus bundesrepublikanische Be-
klemmungen verursachen. Man 
kann nur hoffen, aber das wird ja 
nicht so sein, dass sie mit Tupper 
insolvent gehen. Und was man da-
raus lernt? Dass früher auch nicht 
alles schlimmer war als heute. Was 
uns wiederum dringend an der Ge-
genwart etwas ändern lassen sollte.

Die Erfinderin von Tupperpar-
tys, weil es  für Earl Silas Tupper mit 
seinen Dosen zunächst gar nicht so 
gut lief, war übrigens eine Frau. Sie 
wurde Leiterin der Verkaufsabtei-
lung. Ob sie Buttercreme mochte 
ist nicht bekannt.

Party ist aus
Von wegen lebenslange Garantie! Tupperware steht wohl vor der Insolvenz. Das ist irritierend.  
Denn die Dosen symbolisieren die haltbar gemachte Ungleichbehandlung der Frau

taz zwei

Die Frauen machten 
auf den Partys  
ihr Tupper-Ding,  
und die Männer – 
machten was 
anderes

Von Anna Klöpper

Salatschüsseln, 
Plastikboxen, 
Buttercreme-
torte – Freizeit 
oder so
Fotos: Tupper-
ware/picture 
alliance
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https://www.bloomberg.com/news/articles/2024-09-16/tupperware-brands-mulls-bankruptcy-as-revival-plans-falter
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Christiane 
Rösinger
Aus dem Leben 
einer Boomerin

Hilfe, ich bin 
Tradwife 
geworden

N
un ist der Sommer also end-
gültig vorbei. Was für die ei-
nen eine prosaische Feststel-
lung ist, kann bei anderen tiefe 

Melancholie auslösen.
Die Boomerin befindet sich, je nach 

Stimmungslage, ja selbst im Früh-
herbst oder Vollherbst des Lebens, wäh-

rend sich der optimistische Boomer in 
Verkennung der Tatsachen oft noch in 
seinem Spätsommer wähnt. Wie jedes 
Jahr frage ich mich um diese Zeit: Hab 
ich diesen Sommer wirklich ausgekos-
tet – hab ich alles mitgenommen?

Okay, also ich habe in der Donau, in 
der Nordsee und in badischen Bagger-
seen gebadet, 300 Schnecken getötet, 
jeweils eine Handvoll rote und weiße 
Johannisbeeren und etwa zwei Pfund 
Brombeeren geerntet.

Wobei wir beim Garten-Content wä-
ren – eine Boomerinnen-Kolumne ist 
immer auch eine Garten-Kolumne.

Angesichts der reichen Brombeer
ernte konnte ich nicht an mich hal-
ten. Es begab sich, dass ich zum ers-
ten Mal in meinem Leben Marmelade 
einkochte. Brombeermarmelade. Es ge-
lang auf Anhieb und verschaffte mir 
eine solch anhaltende innere Befriedi-
gung, dass ich erschrak: „Oh mein Gott, 
bin ich Tradwife geworden?“

Wer sie nicht kennt: Tradwifes sind 
Frauen bei Insta und Tiktok, die in alter-
tümlichen langen Kleidern, mit langem 
Haar, höchst komplizierte Gerichte mü-
helos zubereiten.

Ein typisches Tradwife-Video be-
ginnt so: „Heute hatte mein Ehemann 
Lust auf Schokolade.“ 

Die Tradwife macht sich sofort ans 
Werk: zerschlägt eine Kakaofrucht, 
mahlt die Bohnen, stellt nebenher 
selbst Butter her. 

Alles geht ihr lächelnd von der Hand, 
und 25 Arbeitsschritte weiter ist die 
Schokolade fertig, der Mann freut sich.

Also ganz ähnlich wie ich beim 
Brombeeren einkochen! 

Und ich schwöre: Ich habe in mei-
nem ganzen Leben keinen einzigen Ku-
chen gebacken und koche auch nur in 
Ausnahmefällen.

Das hängt wahrscheinlich damit 
zusammen, dass ich in jungen Jahren, 
so mit 17, schon Boomerin und Old-
School-Feministin war. 

Als solche lehnte ich alle häuslichen 
Verrichtungen (backen, fermentieren, 
einkochen, Männern Kaffee einschen-
ken, nett sein) stets ab. 

Fun Fact: Damals bekam man als 
junge Frau von alten Tanten noch Bett-
wäsche und Handtücher „für die Aus-
steuer“ geschenkt.

Letzte Woche stand ich dann aber in 
der Küche, blickte auf vier Gläser Brom-
beermarmelade und fühlte so eine tiefe 

Tradwife-Befriedigung in mir hochstei-
gen. Wie tief bin ich gesunken!

Aber als Tradwife hätte ich das Ganze 
ja gefilmt, beruhigte ich mich. 

Und die Küche sah ganz furchtbar 
aus – ich hatte noch nie im Leben et-
was in einem Topf püriert, die Küchen-
wand der Herd und mein Unterarm wa-
ren brombeergesprenkelt.

Vielleicht ein Orakel für die Brom-
beerkoalition in Sachsen und Thürin-
gen?

Bei einer Tradwife wäre so ein Brom-
beermassaker undenkbar, beruhigte 
ich mich und beschloss, nicht mehr 
über diese neue Häuslichkeit nachzu-
denken.

Schon am nächsten Tag ertappte ich 
mich dabei, wie ich aus dem, was die 
Nacktschnecken im Garten übrig gelas-
sen hatten, eine Kartoffel-Mangold- Ka-
rotten-Pfanne improvisierte.

Zum Glück ist der Sommer jetzt end-
lich vorbei.
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Es ist ein EU-weiter Trend: Immer mehr Geflüchtete, Migrant:innen und Helfer:innen werden wegen „Schlepperei“
unverhältnismäßig hart bestraft. Die Staaten wollen damit Stärke beweisen, doch damit vergrößern sie die Probleme

Wenn Solidarität bestraft wird

Von Christian Jakob

Am kommenden Dienstag steht 
der 60-jährige Homayoun Sa-
betara in Thessaloniki vor Ge-
richt – mal wieder. Seit drei Jah-
ren sitzt der krebskranke Iraner 
in Griechenland im Gefängnis. 
Er hatte 2021 versucht, aus Iran 
nach Deutschland zu seinen 
beiden Töchtern zu fliehen. Weil 
er das Auto steuerte, in dem er 
mit sieben anderen Menschen 
saß, wird ihm Schlepperei vor-
geworfen. 

„Ihm waren die Konsequen-
zen nicht bewusst“, sagt seine 
Tochter Mahtab, die sich seit 
Jahren öffentlich für die Frei-
lassung ihres Vaters einsetzt. 
In erster Instanz wurde Sabetara 
– nach vier Terminverschiebun-
gen – zu 18 Jahren Haft verur-
teilt. Der Prozess „zerstört alle 
mentalen Ressourcen der An-
geklagten und ihrer Angehöri-
gen“, sagt Mahtab Sabetara. Die 
Folge sei ein „mentaler Zusam-
menbruch“, Hoffnung werde zu 
„einem Wort, von dem man nur 
träumen kann“. Ohne Unterstüt-
zung von NGOs wäre es unmög-
lich, die Reisekosten nach Grie-
chenland und die Anwaltsrech-
nungen zu bezahlen.

Anfang September präsen-
tierte deshalb die NGO medico 
international in Frankfurt ei-
nen neuen „Fonds für Bewe-
gungsfreiheit“. Der soll künftig 
die Rechtshilfe für Menschen 
mitfinanzieren, die wegen „Soli-

darity Crimes“ oder der eigenen 
Fluchtgeschichte als Schlepper 
vor Gericht stehen – wie Hom-
ayoun Sabetara. „Immer wie-
der werden Geflüchtete als 
Schleuser gebrandmarkt. Sie 
werden in juristischen Schnell-
verfahren zu überdimensio-
nalen Haftstrafen verdonnert, 
ohne dabei auf einen adäqua-
ten Rechtsbeistand hoffen zu 
können“, sagt Valeria Hänsel 
von medico.

Sie verweist darauf, dass der 
Straftatbestand der „Beihilfe 
zur unerlaubten Einreise“ teils 
strenger bestraft wird als Mord. 
Allein in Griechenland sitzen 
nach einem Bericht Zählung der 
NGO Borderline Europa über 
2.000 Menschen aufgrund des 

Vorwurfs der „Beihilfe zur uner-
laubten Einreise“ im Gefängnis. 
Die meisten von ihnen sind Ge-
flüchtete. Borderline hat viele 
Prozesse besucht und ausge-
rechnet, dass nach Schnellver-
fahren von durchschnittlich 
rund 30 Minuten Dauer am 
Ende durchschnittlich 46 Jahre 
Haft und Geldstrafen von über 
300.000 Euro stehen. 

„Häufig verstehen die An-
geklagten – auch aufgrund un-
zureichender Übersetzungen – 
bis zuletzt nicht, was ihnen ei-
gentlich vorgeworfen wird und 
warum man sie verurteilt“, sagt 
Hänsel. 

Auch in Italien, Spanien und 
England werde von „beinahe 
jedem ankommenden Flücht-
lingsboot mindestens ein 
Mensch festgenommen und 
bezichtigt, anderen bei der Ein-
reise geholfen zu haben“. 

Medico nennt eine Zahl von 
rund 3.200 Beschuldigten in 
Italien seit 2013 und rund 500 
Menschen in den Jahren 2022 
und 2023 in Spanien. „Die Dun-
kelziffer dürfte weitaus höher 
sein“, so medico.

Zu einem der Aufsehen erre-
gendsten Fälle gehört jener der 

„El Hiblu 3“. Dabei handelt es 
sich um ein seit 2019 in Malta 
laufendes Verfahren gegen drei 
zur Tatzeit 15, 16 und 19 Jahre 
junge Männer aus Guinea und 
der Elfenbeinküste. Die Staats-
anwaltschaft hatte sie wegen 
„terroristischen Handlungen“, 
„illegalem Freiheitsentzug“, 
„rechtswidriger Abschiebung 
ins Ausland“ sowie „Gewalt“ an-
geklagt. Sie waren mit 100 ande-
ren Menschen von dem Öltan-
ker „El Hiblu“ aus Seenot ge-
rettet worden. Auf Anweisung 
Maltas wollte der Kapitän sie 
zurück nach Libyen bringen – 
was illegal gewesen wäre. Die 
drei hatten zwischen dem Ka-
pitän und aufgebrachten Mi
grant:innen vermittelt.

Neil Falzon vertritt die drei 
Männer seit fünf Jahren als An-
walt. Falzon ist Gründer und Di-
rektor der aditus foundation, ei-
ner NGO in Malta, die Anfang 
September dafür den Men-
schenrechtspreis von Pro Asyl 
bekam. 

„Die drei können nicht ver-
stehen, dass sie als Terroristen 
verfolgt werden, nachdem sie 
nur vermittelt hatten“, sagt er. 
Die drei hätten „ihr Leben noch 

vor sich gehabt – und nun sehen 
sie einem Leben im Gefängnis 
entgegen.“ 

Einer der Angeklagten lebt 
mit Frau und Kind auf Malta. 
Das Ganze sei eine „Show, mit 
der die Regierung Maltas den 
anderen EU-Staaten beweisen 
will, dass sie ein guter Wärter 
der südlichen EU-Grenze ist“, 
sagt Falzon. Deshalb – „und na-
türlich um andere Menschen 
abzuschrecken“ halte die Justiz 
an den Tatvorwürfen fest.

„Wir haben die Klageschrift 
der Staatsanwaltschaft ange-
fochten“, sagt Falzon – unter 
anderem, weil maltesische Ge-
richte auf hoher See nicht zu-
ständig seien. Doch das Gericht 
wies den Widerspruch zurück, 
ein Berufungstermin ist an-

hängig. Falzon rechnet für No-
vember mit dem Beginn einer 
Hauptverhandlung.

Er selbst sei von der Regie-
rung Maltas bisher nicht behin-
dert worden. Aber wir „müssen 
uns auf sehr harte Zeiten ein-
stellen, die nicht nur den Flücht-
lingen schaden werden, son-
dern auch unseren Organisati-
onen“, sagt er.

Dass Flüchtlinge, Migran
t:innen und Helfer:innen vor 
Gericht landen, ist EU-weit 
ein Trend, auf den Menschen-
rechtsorganisationen seit Jah-
ren hinweisen. Immer mehr 
EU-Staaten ahnden die Beihilfe 
zur illegalen Einreise auch dann 
als Schlepperei, wenn kein Geld 
fließt – Fachleute sprechen von 
Solidarity Crimes.

Zuletzt hatten einige Gerichts-
entscheide Hoffnung gemacht. 
In Italien und Griechenland 
waren Verfahren – etwa gegen 
Überlebende der Schiffskatas-
trophe von Pylos, Seenotretter 
aus Lesbos oder die Besatzung 
des Rettungsschiffs „Iuventa“ – 
überraschend eingestellt wor-
den. „Das hat uns natürlich Hoff-
nung gegeben“, sagt Falzon. Doch 
bei den noch laufenden Verfah-
ren sei weiter alles offen.

Ende August veröffentlichten 
15 NGOs, darunter Amnesty In-
ternational und Ärzte ohne 
Grenzen, einen Appell an die 
Bundesregierung, um dem ein 
Ende zu setzen. Seit 2023 arbei-
tet die EU an einer neuen Richt-
linie, die die Strafbarkeit der 
Beihilfe zur illegalen Einreise 
neu regeln soll. 

„Um Schutzsuchenden und 
Menschenrechtsverteidiger*in
nen endlich Rechtssicherheit zu 
garantieren, muss jedoch drin-
gend nachgebessert werden“, 
heißt es in dem Appell der NGOs 
über den vorliegenden Entwurf. 

Sie fürchten, dass sonst auch 
in Zukunft Unterstützer als 
Schlepper vor Gericht landen 
können.

Der Strafbestand 
„Beihilfe zur 
unerlaubten 
Einreise“ werde 
teils strenger 
bestraft als Mord

Ich habe in  
der Donau,  
der Nordsee und 
badischen Baggerseen 
gebadet und 300 
Schnecken getötet

Bewaffnete 
Soldaten auf 
dem Öltanker 
„El Hiblu 1“, 
den Geflüchte-
te 2019 in 
Malta kaperten
Foto: René 
Rossignaud/
picture alliance
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Z
wischen „gaze“ und 
„view“ gibt es einen Un-
terschied. Der „gaze“ be-
zeichnet den Blick, aber 
auch das Starren; als 
„male gaze“ beschreibt 

er die Art und Weise, wie (Hetero-)
Männer Frauenkörper wahrneh-
men, und als Künstler, Regisseure 
oder Kameramänner darstellen. Der 
„male gaze“ ist somit zuweilen ge-
prägt vom eigennützigen Begehren 
des Mannes, er kann den Frauenkör-
per objektifizieren. Beim „view“ da-
gegen wird die Intention des oder 
der Schauenden in Frage gestellt; er 
beschreibt ebenso eine Haltung wie 
einen Blick. Ein anderer „view“, eine 
andere Sichtweise kann den Hori-
zont erweitern – vor allem, wenn es 
der „female view“ ist, der bei der Be-
schreibung unserer Welt lange nur 
eine Nebenrolle spielte.

Dass unsere Gesellschaft es drin-
gend nötig hat, sich für diese Unter-
schiede und ihre Bedeutung zu sen-
sibilisieren, ist ein Fakt. Denn es geht 
beim Berichten, beim Darstellen und 
Erzählen immer auch um eine Deu-
tungshoheit: Das, was erzählt wird, 
ist wichtig. Allein die Auswahl ist 
eine subjektive Entscheidung.

Ein WW2-Foto aus den Quartie-
ren der Soldatinnen des sogenann-
ten Auxiliary Territorial Service, 
auf dem man vor einem Baracken-
fenster notdürftig zum Trocknen 
aufgehängte Damenunterwäsche, 
Strümpfe, Unterhosen, BHs sieht, 
eignet sich gut für die Horizonter-
weiterung. Es beweist, auf welch all-
gegenwärtige und alltägliche Dinge 
der Schrecken eines Krieges sich mit-
unter reduzieren lässt. Und wie tief 
er in die Intimität eindringt – in die 
der „Verlierer“ ebenso wie in die der 
„Gewinner“.

Auch ein solches Foto ist also ein 
„Beweis“. Es ist eines der Bilder, mit 
denen das ehemalige Model Lee 
Miller als (Kriegs-)Fotografin welt-
bekannt wurde. Ellen Kuras’ Bio-
pic „Lee“ (deutscher Titel „Die Fo-
tografin“) wird gerahmt durch ein 
Interview, das Miller (Kate Wins-
let) Jahrzehnte nach dem Krieg ei-
nem jungen Mann namens Tony 
(Josh O’Connor) gibt. Die Erzählung 
setzt an, als Miller, mittlerweile eta-

blierte und von „Schönheit“ gelang-
weilte Fotografin, mit freiheitslie-
benden Freund:innen wie den surre-
alistischen Künstler:innen Paul und 
Nusch Éluard (Vincente Colombe, 
Noémie Merlant) einem Bohemien-
Leben in den Bergen Cornwalls frönt. 
Es ist kurz vor Hitler, doch gerade die 
Künstler:innen der Zeit verkennen 
die Gefahr – halbnackt schart man 
sich scharfsinnig plaudernd um die 
lange Wein-und-Käsetafel im maleri-
schen Garten oder schaut rauchend 
die Wochenschau und kann nicht 
glauben, dass die „hässlichen Na-
zis“ eine solche Macht entwickeln.

Als der britische Kunstsammler 
und Künstler Roland Penrose (Alex-
ander Skarsgård) die illustre Runde 
vervollständigt, wird die trotz Hedo-
nismus tendenziell eher desillusio-
nierte, zudem auch noch mit einem 
anderen Mann verheiratete Lee auf-
merksam. Zwischen den beiden ent-
wickelt sich eine große Liebe, es wird 
die größte in beider Leben. Doch 
dann beginnt der Zweite Weltkrieg 
mit dem völkerrechtswidrigen An-
griff der Deutschen auf Polen. Und 
je mehr Europa in diesen Krieg hi-
neingezogen, von ihm gebeutelt 
wird, desto stärker fühlt die Film-

Miller das Bedürfnis, ihre Fähigkei-
ten in den Dienst der Alliierten zu 
stellen. Die englische Vogue in Form 
der feministisch denkenden Edito-
rin Audrey Withers (Andrea Rise
borough) druckt, nach einigen An-
fangsschwierigkeiten, Millers sur-
realistisch beeinflusste Bilder von 
Frauen mit Schutzmasken oder ei-
nem eleganten Model, das vor einer 
Karte mit Kriegsschauplätzen steht.

Der „Blitz“ macht England 1940 
ebenfalls zum Kriegsschauplatz, die 
britische Regierung gestattet der in-
zwischen mit Penrose in London le-

benden Fotografin allerdings aus Si-
cherheitsgründen keine Reise an die 
Front, denn den „embedded journa-
lism“ erachtet man als zu gefährlich 
für eine Frau. Anders die US-Regie-
rung: Durch ihren amerikanischen 
Pass gewährt man ihr den Status. 
Gemeinsam mit dem US-amerika-
nischen Fotografen David Scher-
man (Andy Samberg), der ein enger 
Freund wird, reist Lee mitten in den 
Krieg, schaut in die Quartiere, Bara-
cken und von Schmerz und Leid ge-
prägten provisorischen Kranken-
zelte, fotografiert Unfassbares. Und 
schickt die Bilder ihrer verlässlichen 
Freundin Audrey.

Regisseurin Kuras, die mit „Lee“ 
ihren ersten Film inszeniert, aber 
auf eine lange und erfolgreiche Kar-
riere als Kamerafrau zurückschaut, 
geht das Thema der „verfilmten Fo-
tografien“ ähnlich an wie viele Re
gisseur:innen vor ihr. Anhand be-
rühmt gewordener Schnappschüsse 
oder gestellter Fotos schickt sie ihr 
Publikum durch Lees Erleben bis hin 
zum Kriegsende, das auf ikonischen 
Momenten völlig unterschiedlicher 
Natur festgehalten wird: Dem (mit 
Schermans Hilfe entstandenen) Foto 
von Miller in Hitlers Münchner Ba-
dewanne, kurz nach dessen Selbst-
mord im Bunker, welches das sur-
reale Element perfekt einfängt; und 
den unbeschreiblichen Bildern der 
KZ-Gräuel.

Trotz der Bedeutung dieser Fo-
tos und der authentischen Kamera
arbeit Paweł Edelmans, die sich mit 
dem Kriegsausbruch von opulent-
weit-bunt zu schmerzhaft-eng-grau 
verändert, gestattet Kuras ihrer 
Hauptfigur nur eine recht kleine ei-
gene Dramaturgie. Denn von Anfang 
an ist Lee auf der „richtigen Seite“, 
von Anfang an weiß sie, was sie will: 
Kuras lässt ihre Hauptfigur aus mo-
ralischen Gründen zur Kriegsrepor-
terin werden. Sie will das Grauen do-
kumentieren. Was sich entwickelt, 
das ist einzig das Trauma, das Lee 
– wie viele andere Zeug:innen – nie 
wieder verlassen wird.

Ihr weiblicher Blick, überhaupt 
der Blick von Kriegsreporterinnen 
hat trotzdem Bestand und Bedeu-
tung. Intensiver und mit einer am-
bivalenteren Erzählhaltung als in 

Kuras’ Spielfilm wurde er jedoch just 
in Buch- und Dokumentarform er-
forscht: Judith Mackrells Sachbuch 
„Frauen an der Front“ über Miller 
und Kolleginnen wie Martha Gell-
horn, Helen Kirkpatrick und Clare 
Hollingworth kann man viel von 
der anfänglichen Begeisterung der 
Protagonistinnen für den Krieg ent-
nehmen. Und in der 2023 im Fern-
sehen ausgestrahlten Dokumenta-
tion „Drei Frauen – ein Krieg“ von 
Luzia Schmid, die auf der Tonebene 
ausschließlich originale Tagebuch-
einträge und Briefe der Reporterin-
nen Miller, Gellhorn und Margaret 
Bourke-White zitiert, drücken die 
Porträtierten anfangs ebenfalls en-
thusiastische Erregung aus. Erst suk-
zessive weicht ihr freudiger Kriegs-
taumel Angst, Entsetzen und Ver-
zweiflung. Ihr „view“ verändert sich, 
angesichts der unfassbaren Schre-
cken kommt ein verstörter „gaze“ 
dazu. Diese Veränderung bleibt 
Kuras ihrer Protagonistin schuldig.

Unabhängig von den Vereinfa-
chungen auf der erzählerischen 
Ebene wird „Lee“ von seiner Haupt-
darstellerin Kate Winslet dennoch 
mit Leidenschaft, absolutem Ver-
trauen in die Geschichte, einer gro-
ßen Portion stetiger „grumpyness“, 
die sie Lee mitgibt, und – wie man 
hört – auch sehr viel Kapitaleinsatz 
getragen: Aus eigener Tasche zahlte 
Winslet ein paar Wochen lang sämt-
liche Gagen, weil die Dreharbeiten 
sonst hätten ruhen müssen.

So ist der Film, der auf dem Buch 
von Lee Millers Sohn Antony be-
ruht und ihm am Ende eine beson-
dere Rolle zukommen lässt, trotz 
seiner harten Geschichte vor allem 
eine Hommage; ein bewundernder, 
vermutlich ein liebender Blick auf 
eine zunächst durch das Leben ver-
wöhnte, dann gestählte, am Ende 
desillusionierte Frau. Deren Fotos 
sind über jeden Zweifel erhaben: 
Sie demonstrieren, wie Frauen den 
Krieg wahrnehmen. Und beweisen 
gleichzeitig, dass seine Zerstörungs-
wut kein Geschlecht kennt.

„Die Fotografin“. Regie: Ellen Kuras. 
Mit Kate Winslet, Alexander Skars-
gård u. a. Vereinigtes Königreich 
2023, 116 Min.

Sie will das Grauen dokumentieren

Ein Foto von 
Miller in Hitlers 
Badewanne 
fängt den Sur­
realismus ein

kultur

Weiblicher 
Blick auf den 
Krieg: Lee 
Miller (Kate 
Winslet) in „Die 
Fotografin“   
Foto:  
Studiocanal

Von Jenni Zylka

Ihr Regiedebüt „Die Fotografin“ widmet Ellen 
Kuras dem schillernden Leben der Kriegs­
reporterin Lee Miller. Hauptdarstellerin  
Kate Winslet trägt den Film mit Leidenschaft

Shortlist des 
Deutschen 
Buchpreises
Diese Liste hoppelt, schwebt, 
fließt und spukt. In Markus 
Thielemanns zweitem Ro-
man „Von Norden rollt ein 
Donner“ geht es um ein fast 
vergessenes KZ. Protago-
nist der Geschichte ist der 
19-jährige Jannes, der eine 
Schafherde durch die Lüne-
burger Heide treibt. „Mar-
kus Thielemann hat einen 
atmosphärisch dichten und 
sprachlich kraftvollen Anti-
Heimatroman geschrieben, 
in dem Archaik und Mo-
derne aufeinandertreffen 
und die Geister der Vergan-
genheit durch das trügeri-
sche Idyll der Lüneburger 
Heide spuken“, erklärt dazu 
die Jury des Deutschen 
Buchpreises, die den Roman 
nun auf die Shortlist gesetzt 
hat, als eine der beiden 
schönen Überraschungen 
der Liste. Die zweite besteht 
darin, dass es Maren Kames 
mit ihrer „Hasenprosa“ 
auch auf die Liste geschafft 
hat. „Sie packt unseren 
Lachnerv mit beiden Pfoten 
– und leichtfüßig hüpft sie 
jedem dumpfen Realismus 
davon“, sagt dazu die Jury. 
Außerdem stehen noch auf 
der Liste: Martina Hefter 
mit „Hey guten Morgen, wie 
geht es dir?“ und Clemens 
Meyer mit seinem wilden 
1.000-seitigen Erzählfluss 
„Die Projektoren“; da, wo 
Maren Kames fröhlich 
hoppelt und Martina Hefter 
federleicht schwebt, lässt 
Meyer die Prosa fließen, 
durch die jugoslawische so-
wie die deutsche Geschichte 
hindurch. Ronya Othmann 
hat mit „Vierundsiebzig“, ih-
rer literarischen Recherche 
rund um die Verfolgung der 
Êzîden im Irak, auch noch 
Chancen auf den Buchpreis, 
der am 14. Oktober zum 
Auftakt der Frankfurter 
Buchmesse verliehen wird. 
Und das hat auch noch der 
Roman „Lichtungen“ von 
Iris Wolff, der die Shortlist 
abschließt. Außer Thie-
lemanns Roman wurden 
alle Bücher bereits in der 
taz besprochen, und zwar 
allesamt sehr positiv.

Elias Khoury ist 
gestorben
Der in Beirut aufgewach-
senen Schriftsteller Elias 
Khoury wurde erstmals mit 
dem 1977 veröffentlichten 
Buch „Der kleine Berg“ 
bekannt. In seinen gesell-
schaftskritischen Werken 
setzte er sich für Meinungs-
freiheit, Menschenrechte 
und Demokratie ein. 
Khoury war Befürworter 
des Arabischen Frühlings 
und übte Kritik an den 
diktatorischen Regimen der 
Region. Auch unterstütze er 
die Forderung nach einem 
palästinensischen Staat und 
dem Ende des israelischen 
Siedlungsbaus in palästi-
nensischen Gebieten. Seine 
zahlreichen Veröffentli-
chungen sowie die Lehre 
an Universitäten weltweit 
machten ihn zu einem der 
wichtigsten Intellektuellen 
des Libanon. Nun verstarb 
Elias Khoury im Alter von 
76 Jahren.

unterm strich
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Minimierter Materialverbrauch, 
maximale Spannweiten: Erzählen gut 
200 Jahre Ingenieurskunst nicht auch 
eine Geschichte der Einsturzgefahr?

Ideologie  
der schlanken 
Schönheit

Von Nikolaus Bernau

Es ist eine klassische Übung der 
Bauingenieursausbildung: Man 
erhält ein großes Blatt kräftiges 
Papier, DIN A2 oder A3. Daraus 
soll eine maximal weit span-
nende Brücke konstruiert wer-
den, die eine volle Cola-Büchse 
tragen kann. Ein Riesenspaß, 
sei jeder Schule empfohlen. Am 
Ende tragen oft wenigstens ei-
nige Konstruktionen eine Zeit-
lang die Cola-Büchse. Bis auch 
nur ein Parameter der Versuchs-
anordnung geändert wird. Dann 
brechen auch diese Brücken 
meistens ein. 

Nicht zum ersten Mal kam 
die Erinnerung an diese Übung 
auf, als in der vergangenen Wo-
che die Dresdner Carolabrücke 
einbrach. Eine in der DDR-In-
genieursgeschichte berühmte 
Konstruktion, entworfen 1966 
vom Kollektiv Eckhart Thürmer, 
Rolf Berger und Michael Franke 
aus drei bis zu 120 Metern mes-
senden Hohlkästen mit Spann-
betondurchlaufträgern. Kaum 
eine Viertelstunde vor dem Ein-
sturz war noch eine Straßen-
bahn über die Carola-Brücke ge-

fahren, blankes Glück, dass nie-
mand zu Schaden kam. 

Ähnliches Glück hatten die 
Menschen im chinesischen Qi-
andongnan im August, als ihre 
Brücke einstürzte, oder in Ce-
vio im schweizerischen Kanton 
Tessin, wo Ende Juni die hoch
elegante Bogenbrücke über die 
Maggia von einem Hochwasser 
zerstört wurde. Unsere Bericht-
erstattung darüber ist dann 
gerne  kulturell und politisch ge-
steuert: Wenn wie in Russland 
im April oder in Indien im ver-
gangenen August Brücken mit 
teils vielen Opfern einstürzen, 
wird das als Zeichen des Ent-
wicklungsrückstands gesehen. 
Als in den USA hingegen im 
März die gewaltige, aus Stahl 
konstruierte Francis Scott Key 
Bridge in Boston zusammen-
brach, wurde der angebliche 
Niedergang der Weltmacht be-
schworen. Einstürze in der rei-
chen Schweiz oder im super-
reichen Norwegen allerdings 
gelten als Teil von Naturkatas
trophen. Doch alle diese Brü-
cken sind eigentlich gebaut 
worden, um auch schlimmste 
Fluten zu überstehen. Fast im-

mer steht am Beginn eines Ein-
bruchs mangelnde Pflege des 
Baus.

Wie viele Brücken tatsäch-
lich in den vergangenen Jahren 
zerstört wurden, kurz vor Ein-
bruch noch schnell abgeräumt 
werden konnten oder nach der 
Reparatur stehen blieben, ist un-
bekannt. Auch die viel kolpor-
tierte Zahl von 16.000 Brücken, 
die allein in Deutschland drin-
gend saniert werden müssen – 
was etwa 11 Prozent des Gesamt-
bestands von ungefähr 140.000 
Brücken entspricht – ist nur 
eine Hochrechnung. Allein die 
Deutsche Bahn mit ihren etwa 
25.000 Brücken und die Auto-
bahnverwaltung haben Zentral-
register, sonst sind die Zustän-
digkeiten denkbar zersplittert 
zwischen dem Bund, den Län-
dern, Städten und Kreisen.

Zweifellos gibt Deutschland 
zu wenig Geld für die Instand-
haltung öffentlicher Güter aus. 
Es gibt aber noch andere Gründe 
für das Brücken-Problem. Einer 
davon ist die Kultur der Kons
truktion. Alleine von den „Bun-
desbrücken“ sind mehr als 70 
Prozent als Spannbetonkons-

truktionen in den Boomjahr-
zehnten zwischen 1965 und 
1985 entstanden. Und so wie für 
das Kollektiv Thürmer/Berger/
Franke 1966 in Dresden waren 
auch für die EntwerferInnen die-
ser Brücken neben der schieren 
Standfestigkeit und den Kosten 
drei Gestaltungsparameter zen-
tral: minimierter Materialver-
brauch, maximale Spannweiten, 
klar sichtbares Zeigen des Kräf-
teverlaufs innerhalb der Konst-
ruktionen. Die herrlich schlan-
ken, weit gespannten, zarten 
Brücken des Schweizers Robert 
Maillart wie jene im graubün-
dischen Schiers sind das Ideal. 

Seit etwa 1830 entwickelte 
sich vor allem in Frankreich, Ita-
lien und Deutschland eine regel-
rechte Ideologie des Ingenieur-
Baus, die auf einen Satz gebracht 
werden kann: Weniger ist mehr. 
Mit den neuen Materialien Ei-
sen, Stahl und Stahlbeton und 
der nun mit Vehemenz entste-
henden, mathematisch-wissen-
schaftlich begründeten Bausta-
tik waren schlanke Querschnitte 
und Konstruktionsspannwei-
ten möglich, die alles bis dahin 
Denkbare in den Schatten stell-

ten. Der französische Architekt, 
Architekturtheoretiker, Denk-
malpfleger und Konstruktions-
historiker Eugène Viollet-le-Duc 
empfahl seinen Ingenieurskolle-
gen hoch ragende, lichtdurchflu-
tete gotische Kathedralen oder 
Kapitelsäle von Klöstern als his-
torisches Vorbild für den Stein- 
und Eisenbau, hyperschlanke 
Konstruktionen, die sich etwa 
in den Säulen der Bibliothèque 
nationale von Henri Labrouste 
aus den 1840er Jahren spiegel-
ten. Die atemberaubend hoch 
gespannte Brücke von Mostar, 
überhaupt die schwebend er-
scheinenden Bauten des osma-
nischen Architekten Sinan aus 
dem 16. Jahrhundert wurden zur 
Ingenieurslegende. Schnell ent-
wickelte sich eine eigene Ingeni-
eursästhetik: Als Gustave Eiffel 
seinen Pariser Turm in den Zwi-
ckeln zwischen den Standbeinen 
mit schmückenden Blechver-
kleidungen versah, um Traditi-
onalisten gnädig zu stimmen, 
kritisierten ihn viele Fachkolle-
gen: Das sei doch gelogen. 

Allerdings sollte der Eiffel-
turm  nur kurze Zeit stehen. Das 
Dogma des Sparens hat nämlich 

eine zweite Seite: Die des Weg-
werfens. Die allermeisten Kon-
struktionen gerade der Nach-
kriegszeit waren nur für eine 
Haltbarkeit von fünfzig bis 
siebzig Jahren gedacht. Römi-
sche oder mittelalterliche Brü-
cken dagegen sind aus moder-
ner Sicht völlig überkonstru-
iert, haben viel zu viel Steine für 
viel zu kleine Spannweiten ver-
braucht. Doch gerade das macht 
sie auch resilient. Selbst schwere 
Hochwasser überstehen solche 
Brücken. Sie können auch ver-
gleichsweise leicht repariert 
werden, weil immer nur ein klei-
ner Teil des Baus von Schäden 
betroffen ist. 

Ganz anders moderne Brü-
cken: Sie müssen ständig ge-
pflegt werden, sonst greifen 
Korrosion und Erschütterung 
schnell die Standfestigkeit an. 
Jahrhunderte der Vernachlässi-
gung waren für einen römisch-
antiken Pont du Gard keine Ge-
fahr – drei Jahrzehnte neolibe-
raler Geiz gefährden aber in 
Deutschland die gesamte In-
frastruktur. Für die Nachhal-
tigkeit kann Mehr tatsächlich 
mehr sein. 

Von Björn Hayer

Die Kühlung kann nicht mit 
der Elektro. Noch komplizierter 
wird es, wenn sich der Trocken-
bauer und die Statikerin zwar 
das Bett teilen, aber sich in bau-
lichen Fragen nicht grün sind. 
Nach über einem Jahrzehnt ge-
meinsamer Bauzeit können der-
lei emotionale Verwicklungen 
schon einmal entstehen. Das 
Ende ist übrigens noch längst 
nicht in Sicht. Zumindest am 
Offenbachplatz, wo die Kölner 
Bühnen mit diversen Skanda-
len seit 2012 saniert werden – 
der beste Stoff also fürs Thea-
ter, mag sich der aktuelle In-
terimsintendant am dortigen 
Schauspiel, Rafael Sanchez, ge-
dacht haben. Der hat nun mit 
Mike Müllers „GRMPF“ eine 
Farce über den Pleiten-, Pech- 
und Pannen-Reigen inszeniert.

Und so wird vor der Kulisse 
(Eva-Maria Bauer) eines gigan-
tischen Schutthaufens mit Dixi-
Klo und Baucontainer (darü-
ber hängt eine rosafarbene Ge-
schenkschleife von der Decke) 
TV-Klamauk vom Feinsten ge-
boten. Zwei Showmaster (Kel-
vin Kilonzo, David Rothe) fei-
ern, was eigentlich zum Wei-
nen ist, und haben dazu allerlei 
Gäste geladen. Zum Beispiel den 
Experten, der über Staubfreiheit 
philosophiert, oder den kundi-
gen Eidgenossen. Schlaumei-
erisch erklärt der, warum der 

Gotthard-Tunnel verhältnis-
mäßig günstiger und schnel-
ler als die meisten öffentlichen 
Millionengräber im deutschen 
Bürokratistan errichtet wurde. 
Während sich andere derweil 
noch über Schutzgitter oder 
die Rauchschutz-Druckanlage 
in die Haare kriegen, beklagt 
der Raumreiniger auf seinem 
Raumreinigungsmobil sein Da-
sein als Sisyphos. Hinzu kommt 
noch das Arbeiterpärchen, das 
gar kein Interesse an der Beendi-
gung des langfristigen Projekts 
hegt. Hebt daher die Flaschen 
„auf die Liebe und den Pfusch“! 
Und überhaupt: Was soll das 
ganze Gejammer über „Verschie-
bungen, die in Teilverschiebun-
gen zerlegt werden“, das Finanz-
fass ohne Boden oder auch neue 
Geräte, die aber angesichts der 
vergangenen Zeit vorschriftsge-
mäß schon wieder ausgetauscht 
werden müssen? Schließlich 
habe man doch, wie man zu Be-
ginn mitteilt, die „schönste Bau-
stelle in Europa“. Das müsse man 
doch bewundern.

Mit allem Pomp aus Lichtef-
fekten und Big-Band-Songs iro-
nisiert damit das Schauspielen-
semble sein eigenes Los in der 
Zwischenspielstätte Köln-Mül-
heim. Gleichzeitig geht es um 
mehr als eine Lokalposse. Spä-
testens die eingestürzte Carola-
brücke belegt: Deutschland ist 
Sanierungsstauland. Entweder 
fehlen die Mittel für den Erhalt 

Die Kölner Bühnen sind ein Dauersanierungsfall, der mit „GRMPF“ in der Interimsstätte des Schauspiels 
auf die Bühne gebracht wird. Entstanden ist eine Farce über die Millionengräber der Bundesrepublik 

Deutschland hat die 
schönsten Baustellen

Eingestürzt 
unterm Blick 
des Engels: die 
Carolabrücke 
in Dresden, im 
Vordergrund 
die Kuppel der 
Akademie der 
Künste   
Foto:  
Frank Biene-
wald/imago

Für Sanierungsfälle hat „GRMPF“ nur Spott übrig   Foto: Krafft Angerer

wichtiger Infrastruktur oder be-
reits in Auftrag gegebene Erneu-
erungen verzögern sich zu enor-
men Kosten, siehe BER in Berlin 
oder Stuttgart 21.

Dass diese Theatergroteske 
nach einer Stunde auf der Stelle 
tritt, passt natürlich zum Dau-
erthema. Was soll also noch 
nach der Pause Neues folgen? 
Zuvor hat sich die Regie allein 
auf die Satire, teilweise auf 
seichtes Schenkelklopfer-Ni-
veau, eingeschossen. Daran än-
dert sich de facto nichts. Ein-
zig die Politik steht nun klarer 
im Fokus. Im Stil einer Fürsten-
kritik hat nun die Oberbürger-
meisterin der Rheinmetropole, 
Henriette Reker (Anja Laïs), ih-
ren Auftritt. Sich ermattet und 

amtsmüde auf einem Sofa wen-
dend, umgeben sie Dämonen in 
roten und blauen Anzügen, die 
ihr mitunter die Bewilligung der 
Anschlusskredite einflüstern.

Dieser direkte Angriff auf den 
Stadtvorstand mag zunächst 
mutig erscheinen. Allerdings 
ist Sanchez ohnehin auf dem 
Sprung zum Schauspiel Zürich, 
dessen Leitung er übernehmen 
wird. Zudem fällt die Antwort 
auf die Frage nach der Verant-
wortlichkeit ziemlich einfach 
aus. Und eben darin liegt auch 
die Krux des Abends. Er illus-
triert die Misere und kippt – 
zweifelsohne vergnüglich – 
eine fette Soße aus Spott darü-
ber. Klarer wird die Sicht auf die 
Dinge dadurch aber nicht.

Was hat es mit einem „Schäecher“ auf sich, konnte man sich 
gestern in einem Text über das langsam verschwindende 
Lachoudisch, die Sprache der fränkischen Juden, fragen. 
Schnell einmal gegoogelt, stößt man auf Figuren der neutes-
tamentarischen Bibelgeschichte: die Schächer. Bei unserem 
„Schäecher“ handelt es sich aber um ein ganz säkulares Ding, 
nämlich um ein zünftiges Bier, nicht um einen Gekreuzigten. 
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Zwei taz Panter Volos
ab November gesucht.
Ausschreibung ab September auf
taz.de/stiftung

Ihre Spende unterstützt
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„2017 schrieb ich den ersten Text
über die nach Paragraf 219a
angeklagte Ärztin Kristina Hänel –
als Volontärin. Dass der
Paragraf nun Geschichte
ist, daran hat auch die
taz Panter Stiftung
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Dinah Riese, ehemalige
Pantervolontärin, leitet heute
das Inlands-Ressort der taz
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	22.30	 Gags – Comedy Deluxe
	22.50	 Zapp
	23.20	 Reschke Fernsehen
	23.50	 extra 3 Spezial
	 0.20	 Die Tricks ... 

RBB
	18.00	 DER TAG in Berlin & 
Brandenburg – mit rbb24, Sport 
und Wetter
	19.30	 rbb24 Abendschau

	20.00	 Tagesschau
	20.15	 Die Unermüdlichen – Im 
Einsatz für Vielfalt in 
Brandenburg
	21.00	 Die große Angst 
– Zukunft in Ostdeutschland?
	21.45	 rbb24
	22.00	 Gundermann Revier
	23.35	 Inside Iran: Das Jahr der 
Proteste
	 0.20	 Unbreakable – Mein 
Freiheitskampf im Iran
	 0.50	 Eine Dorfkirche zieht um

MDR
	18.10	 Brisant
	19.00	 MDR Regional
	19.30	 MDR aktuell
	19.50	 Tierisch, tierisch
	20.15	 Exakt – Das Nachrich-
tenmagazin
	20.45	 Migration, TikTok, Geld, 
Sicherheit – Warum wählt 
Generation Z die AfD?
	21.15	 Bankräuber 2.0 
– Fahndung nach skrupellosen 
Geldautomatensprengern
	21.45	 MDR aktuell
	22.10	 Polizeiruf 110: An der 
Saale hellem Strande. D 2021
	23.40	 Olafs Klub
	 0.25	 Nuhr im Ersten
	 1.10	 Exakt – Das Nachrich-
tenmagazin – nonstop

PHOENIX
	12.00	 phoenix vor ort
	12.45	 phoenix plus
	14.00	 phoenix vor ort
	14.45	 phoenix plus
	16.00	 Dokumentation
	16.45	 Dokumentation
	17.30	 phoenix der tag
	18.00	 Aktuelle Reportage
	18.30	 Traumorte
	19.15	 Galileo Galilei 
– Revolutionär der Wissen-
schaften
	20.00	 Tagesschau
	20.15	 Traumorte
	21.00	 Traumorte
	21.45	 heute-journal
	22.15	 phoenix runde
	23.00	 phoenix der tag
	 0.00	 phoenix runde
	 0.45	 Traumorte

tagestipp
Die Schriftstellerin Carson 
McCullers sollten eigentlich alle 
kennen, aber die Geschichts­
schreibung des 20. Jahrhunderts ist 
bekanntlich männlich fixiert. Ihre 
Romane behandeln Rassismus, 
Identität und Homosexualität, sind 
bis heute lesenswert. Die Doku 
zeigt, warum.
 
„Das Herz ist ein einsamer Jäger“, 23 Uhr, 
Arte
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50 Minuten Plattitüden

Von Carolina Schwarz

Als Teenager folgten meine Tage 
einem festen Ablauf: Schule, 
Mittagessen und dann vor den 
Fernseher. Egal ob „taff“, „Mit-
ten im Leben“, „Richterin Bar-
bara Salesch“, „Die Abschluss-
klasse“ oder diverse Reality-
shows auf MTV – allein um an 
nächsten Tag mitreden zu kön-
nen, musste man einschalten.

Das Nachmittagsfernsehen 
der 00er Jahre prägte eine Gene-
ration. Diese Zeiten sind lange 
vorbei: Youtube und Social Me-
dia haben die Nachmittags-
unterhaltung der Schulkinder 
übernommen. Vermutlich sind 
die Einzigen, die heute noch das 
Nachmittagsprogramm im line-
aren Fernsehen verfolgen, Rent-
ner_innen.

Es ist also mutig von der ARD, 
dass sie ihre neue Lifestyle-Talk-
show für alle Generationen um 
16.10 Uhr laufen lassen. Dabei 
dürfte die Auswahl der Hosts 

gerade Menschen meiner Ge-
neration nostalgisch werden 
lassen. Von Montag bis Freitag 
besprechen seit dieser Woche 
die Moderatorin Aminata Belli, 
Marijke Amado (Ja, die von der 
„Mini Playback Show“) und Jea-
nette Biedermann (Ja, die von 
„GZSZ“) alles rund um Liebe, All-
tagssorgen und Gossip.

Fast ein wenig wahllos wirkt 
die Zusammensetzung, doch 
wenn Amado (geboren in den 
50ern), Biedermann (geboren 
in den 80ern) und Belli (gebo-
ren in den 90ern) gemeinsam 
über den Erbstreit bei den Mess-
ners (War früher mehr Familie?) 

oder den neuen Liebhaber von 
Madonna (Ist sie zu alt für ihn?) 
diskutieren, merkt man schnell, 
wie gut sie harmonieren. Ob-
wohl es den beiden Jüngeren 
manchmal noch etwas schwer 
fällt, gegen die 70-jährige Fern-
sehikone Amado anzukommen.

Zu den dreien gesellt sich in je-
der Folge ein Gast in das Studio, 
das aussieht wie eine Sims-Ver-
sion von einem Landhaus, von 
dem man auf eine unendliche 
Tulpenwiese mit weißen Schmet-
terling blickt. In der ersten Folge 
muss Moderator, Schauspieler 
und Autor Jochen Schropp nicht 
nur über Promi-News, sondern 
auch über den Beautytrend Vit-
amincocktails per Infusion dis-
kutieren und Peinlichkeiten 
der drei Hosts erraten. Doch er 
schlägt sich gut, genau wie die 

zweite Gästin Diana Körner, die 
mit ihren 80 Jahren Lebenser-
fahrung von ihren Dating-Erleb-
nissen am Set und gesunder Er-
nährung erzählt.

Am Ende entstehen jeweils 
50 Minuten voll mit Plattitü-
den: „Liebe kennt kein Alter“, 
„Es ist wichtig mit der Familie 
in Kontakt zu bleiben“ oder „Ge-
gen das Altern hilft offen, neu-
gierig und interessiert bleiben.“ 
Es ist alles wahnsinnig belang-
los. Genau so wie Nachmittags-
fernsehen sein soll.

Politische Zwischentöne gibt 
es trotz allem. Beispielsweise 
immer dann, wenn die drei von 
ihren Erfahrungen als Frauen 
im Fernsehbusiness erzählen 
inklusiver abwertender Kom-
mentaren zu ihrem Alter oder 
Aussehen.

Dass die Talkrunde der drei so 
einen Stellenwert erreicht, wie 
früher Brit oder Arabella, ist 
zweifelhaft. Was nicht der Ge-
staltung, sondern dem Format 
an sich geschuldet ist. Doch viel-
leicht ist sie für den ein oder die 
andere mal Grund, früher Fei-
erabend zu machen (auch wenn 
sie natürlich rund um die Uhr 
in der Mediathek zum Streamen 
bereitsteht).

Das Leben mit Nachmittags-
fernsehen war doch ein schönes. 
Doch zuerst muss es die ARD fest 
in ihr Programm verankern. Bis-
lang sind nur 10 Folgen geplant, 
also zwei Wochen.

„Amado, Belli, Biedermann – 
Drei Generationen. Ein Talk“, 
täglich ab 16.10 Uhr, ARD und in 
der ARD-Mediathek

Marijke Amado, Jeanette Biedermann und Aminata Belli tratschen künftig täglich in  
der ARD über Liebe und Co. Eine gelungene Renaissance des Nachmittagsfernsehens

Die Gästin Diana 
Körner erzählt mit 
ihren 80 Jahren 
Lebenserfahrung 
von Dating-
Erlebnissen am Set

Aus Madrid Reiner Wandler

Die spanische Regierung unter Sozialist Pe-
dro Sánchez hat einen „Aktionsplan für die 
Demokratie“ vorgelegt. Sánchez möchte der 
„máquina de fango“ („Dreckschleuder“) Ein-
halt gebieten. So bezeichnet er, was in den letz-
ten Jahren immer häufiger geschieht. Kleine 
Onlinemedien verbreiten falsche Anschul-
digungen, rechte Organisationen suchen als 
Kläger einen ihnen wohlgesonnenen Rich-
ter, ein Ermittlungsverfahren wird aufge-
nommen. Rechte Parteien nutzen die Ermitt-
lungen in der politischen Debatte. Wenn die 
Verfahren Monate später eingestellt werden, 
ist der Schaden angerichtet. Der Plan der Re-
gierung soll „das Recht der Bürger auf wahr-
heitsgemäße Information“ sichern. Er sieht 
vor, dass die Medien neben ihrer Eigentümer-
struktur die Finanzierung offenlegen müssen. 
Die Grenzen für die Finanzierung sollten fest-
gelegt werden, die öffentliche Verwaltungen 
für die Medien bereitstellen können, „damit 
es keine Medien gibt, die von öffentlichen Ver-
waltungen gefördert werden oder von ihnen 
abhängig sind“. 

Viele der „Pseudomedien“, wie die Regierung 
die Onlineauftritte zur Verbreitung von Fake 
News nennt, leben von Werbegeldern rech-
ter Regional- und Kommunalregierungen. Sie 
müssen künftig offenlegen, wer Werbegelder 
erhält. Die Regierung setzt so eine Norm der EU 
um, die diese Transparenz vorschreibt.

Der Plan sieht auch „eine umfassende Re-
form der Artikel des Strafgesetzbuchs, die das 
Recht auf freie Meinungsäußerung beeinträch-
tigen könnten“, vor. Betroffen sind Verletzung 
religiöser Gefühle oder Beleidigung der Mo-
narchie, mit denen in den vergangenen Jah-
ren immer wieder Journalisten und Musiker 
in Konflikt gerieten.

Diese Reform soll den „Lawfare“ – „juristi-
schen Krieg“ – unterbinden, dessen sich Spa-
niens Rechte seit Jahren mit Erfolg bedient. 

Sánchez wurde aktiv, als vor Monaten ge-
gen seine Frau ermittelt wurde. Kläger ist 
eine rechtsextreme Pseudogewerkschaft; die 
Anschuldigungen stützen sich auf für Fake 
News bekannte Onlineportale. Obwohl die 
Polizei keine Indizien finden konnte, ermit-
telt der Richter weiter. Selbst Sánchez wurde 
als Zeuge im Regierungspalast vernommen. 
Das Recht, schriftlich Stellung zu nehmen, wie 
es Regierungspräsidenten zusteht, wurde ihm 
verweigert.

Spanien will 
rechte Fake News 
unterbinden
Im „Aktionsplan für die Demokratie“ 
der spanischen Linksregierung geht 
es vor allem um die Medien

Drei Generati-
onen in einer 
Show: 
Moderatorin-
nen Marijke 
Amado, 
Aminata Belli 
und Jeanette 
Biedermann 
(v. l. n. r)   
Foto:  
Hubertus 
Huvermann/
WDR
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„Holen Sie sofort Ihren Friedrich aus 
dem Småland Kinderparadies!“
„Alt und unerfahren. Hofft man darauf, dass die Union 
nicht so stark vom Ampel-Versagen profitiert, wie sie 
könnte, ist Merz, nicht Söder der Traum-Kanzlerkandidat“, 
taz vom 16. 9. 24
Sehr geehrte Frau Charlotte Merz, Sie haben die einmalige 
und kurzfristige Gelegenheit, sich um das Wohl dieses Landes 
und auch den Zusammenhalt der Menschen in diesem Land 
verdient zu machen. Verlieren Sie keine Zeit! Holen Sie Ihren 
Friedrich umgehend aus dem Småland Kinderparadies ab 
und nutzen Sie ihren eigenen Einfluss – den Sie als Ehefrau 
haben –, um Friedrich sehr zeitnah von einer Teilnahme an ei-
nem Schulungskurs für gewaltfreie Kommunikation und auch 
der Absolvierung eines Anti-Aggressionstrainings mit nach-
folgender neuer Charakterbildung zu überzeugen. Denn die 
Menschen dieses Landes haben Friedrich und seine Rhetorik 
einfach satt. Sie wollen keine weiteren Reden und populisti-
schen Sprüche über Migranten mehr hören! Liebe Frau Merz, 
rennen Sie los und nehmen Sie Friedrich zwecks Ergreifung 
der oben genannten Maßnahmen fest an die Hand. Bestimmt 
werden auch sehr viele Parteikollegen Ihres Mannes aus der 
CDU Ihre diesbezüglichen Bemühungen zu schätzen wissen. 
Beate Fuchs, Hamburg

VW lässt sich selbst im Stich
 „Krise bei VW: Warum der Motor stottert“, taz vom 15. 9. 24
Ich habe überhaupt kein Mitleid mit VW. Wir waren in den 
1980ern/90ern ein kleines semiprofessionelles Team und 
befassten uns mit der Entwicklung von sehr energieeffizi-
enten Elektromobilen, die direkt mit Strom aus Photovoltaik 
betrieben wurden: Solarmobilen. Unser Team wurde 1988 bei 
der Tour de Sol in der Schweiz Weltmeister. 1990 erhielten 
wir vom australischen Sponsor Star Micronics den Auftrag, 
am World Solar Challenge, einem Rennen über 3.500 km quer 
durch Australien, teilzunehmen. Automobilhersteller wie 
GM, Ford, Honda und Mitsubishi sammelten hier Erfahrun-
gen mit elektrischen und effizienten Antrieben. Deutsche 
Autoindustrie – Fehlanzeige … Aber wir erreichten in unserer 
Klasse auch ohne deutsche Sponsoren den zweiten Platz. Zur 
Wende bauten wir 13 Trabbis auf Elektroantrieb um. Bei einer 
Veranstaltung nahmen 4 Trabbis aus unserer Produktion teil 
und ein Elektro-Jetta. Ergebnis Platz 1–4: Trabant. Danach 
VW. Daraufhin lud uns VW nach Wolfsburg ein, den Trabant 
zu zeigen. Dort war nach Vorstellen des Prototyps der einzige 
Kommentar: „Die Kabel hättet ihr schöner verlegen können.“ 
Michael Trykowski, Frensdorf

Krieg und Klima – keine Entrüstung?
„Klimaurteil zu Landnutzung rechtskräftig: Ampel muss 
Klima besser schützen“, taz vom 16. 9. 24
Wer das Klima schützen will, stellt sich auch gegen Kriege, 
Rüstungswahn und Rüstungsexporte. Wer Klima und Um-
welt schützen will, muss auch gegen all die Kriege und den 
Rüstungswahn sich zur Wehr setzen, ansonsten sind diese 
Klima-Proteste nicht viel mehr wert als eine Seifenblase. Man 
sollte daran denken, wie viele Schadstoffe freigesetzt werden 
durch die Produktion von Rüstungsgütern und durch diverse 
Manöver. Der größte Killer ist es für Umwelt und Klima, wenn 
diese Waffen bei Kriegen zum Einsatz kommen. Darum heißt 
es in meinen Augen: Wer für Klima und Umweltschutz ist, der 
stellt sich auch gegen Kriege und den Rüstungswahn!
René Osselmann, Magdeburg 

Kos: Brütend heißes Lager. Ein Knast
„Migrationspolitik in der EU: Europas Wartesaal“, 
taz vom 11. 9. 24
Ich bedanke mich für die Reportage über das „Asyl-Gefängnis“ 
auf der griechischen Insel Kos. Ich finde die Rechtsentwick-
lung innerhalb der Gesellschaft und der Politik zum Fürchten. 
Diese Abschreckungsmaßnahme – der weitere folgen wer-
den – gehört dazu. Ich bitte Sie sehr herzlich, bitte berichten 
Sie weiter darüber! Martina Graewe, Berlin 

meinungsstark

taz.de

„Die taz lässt ihn in einem langen Interview sagen: ,Es 
braucht Friedensgespräche‘. Moderate Töne im Vergleich zu 
Schmäh-Etiketten aus der eigenen grünen Partei: 
Selbstgerechter Lump, Putin-Freund. Vaterlandsverräter“
KONTEXT: Wochenzeitung, die kritische Stimme aus Stuttgart, Editorial „Hermann hilft“, 14. 9. 24

Ich finde es ausgesprochen ermüdend, 
dass es so wenig Interviews gibt, die offen 
Lösungswege aus dem Krieg diskutieren. 
Ich bin andererseits positiv überrascht 
darüber, dass es bei den Grünen noch 
Politiker gibt, die sich eine Welt jenseits 
von Panzerhaubitzen und Siegesfantasien 
vorstellen können. 
HSQMYP zu „Es braucht Friedensgespräche“, taz.de vom 9. 9. 24

Die Redaktion behält sich Abdruck und Kürzen von LeserInnenbriefen 
vor. Die veröffentlichten Briefe geben nicht unbedingt die Meinung 
der taz wieder.

„Linker Grüner sagt zum Abschied leise 
Peace: „Es braucht Friedensgespräche“. 
Minister Winfried Hermann kündigt sei-
nen Rückzug an, bleibt aber engagierter 
Pazifist und fordert die Bereitschaft zu 
Verhandlungen mit Russland“, 
taz vom 9. 9. 24

Nachdenkliche Position 
Erfreulich, dass die taz sich einmal be-
reitfindet, einer nachdenklichen Position 
Platz zu geben – bislang hat sie sich stets 
am Niederbrüllen all derjenigen beteiligt, 
die gemahnt haben, auch an Verhandlun-
gen und nicht nur an militärischen Sieg 
zu denken, vom Papst bis Mützenich und 
anderen. Den Hinweis, „Friedenspolitik 
muss die Interessen der anderen verste-
hen, nicht rechtfertigen“, haben schon 
viele gegeben, aber Hermann ist offenbar 
der Erste, der für diesen eigentlich selbst-
verständlichen Satz nicht sogleich von 
so vielen (auch der taz) als Putinfreund 
oder Rechtfertiger des Krieges beschimpft 
wird. Was jede Diskussion erstickt. Bleibt 
zu hoffen, dass diese Einsicht Bestand hat 
und auch die taz künftig differenzierter 
über den Krieg und seine Hintergründe 
berichten wird. Friedrich Steinle, Berlin

Ich kann Winfried Hermann mit seinen 
Äußerungen nur beipflichten. Wie lange 
soll der Stellungskrieg noch gehen? Wofür 
hätten beide Seiten gekämpft, wenn am 
Ende all dies so weit zerstört sein würde, 
wofür sie sich eingesetzt haben? Ich bin 
als christlicher Pazifist (Jesus Christus war 
Pazifist!) für Verhandlungen und Ge-
waltverzicht, ohne Vorbedingungen, mit 

Empathie für beide Seiten. Dies ist nicht 
naiv! Christian Harms, Überlingen

Wir „Erstgrünen“ haben in den 1980ern 
leidenschaftlich gegen Nachrüstung und 
Mittelstreckenraketen gekämpft, gegen 
die weitere Eskalation des Nuklearwaffen-
Wahnsinns der Weltmächte und diese 
unseligste Rechtfertigungsdoktrin der 
Moderne: Weltfriedenssicherung durch 
ein „Gleichgewicht des Schreckens“. Die 
Friedensbewegung versuchte die Welt 
aufzurütteln gegen die kaum noch zu 
stoppende Exterminismusspirale. Ein 
entscheidender zweifacher Unterschied 
aber liegt zwischen 1985 und 2022: Unser 
1980er Protest richtete sich gegen die 
Eskalationsspirale beider Atomsuper-
mächte – im Wissen darum, dass jetzt 
nichts wichtiger als pazifistische Politik 
sei! Damals hatte noch keine Nuklear-
weltmacht einen Angriffskrieg vom Zaun 
gebrochen. Dieses Verbrechen geschieht 
nun. Putin bekriegt in imperialistischer 
Gier sein Nachbarbrudervolk mit der Dro-
hung von Atomwaffeneinsatz.
Michael Rannenberg, Berlin

Frieden ohne Freiheit?
Wie ist es möglich, dass in diesem Inter-
view nur Russland das beherrschende 
Thema ist und nahezu kein Gedanke auf 
die Ukraine und ihre Menschen gerichtet 
ist? Völlig zutreffend beklagen so viele 
bedeutende UkrainerInnen, dass sie 
nicht gehört werden: Oksana Sabuschko, 
Serhij Zhadan (Zitat: „Der Fehler des fal-
schen Pazifismus“), Sergei Loznitsa, Jurij 
Andruchowytsch sowie die Historikerin 

Diese missratenen Kinder 
der Moderne – Pazifisten!
Frieden scheint heute nur noch ein Wort – zum Draufhauen. Altpazifisten werden behandelt 
wie naive Träumerkinder. Lieber Kriegszorn! Aufrüsten! Männermenschheitsdämmerung? 

taz 🐾 die tageszeitung, 
friedrichstraße 21, 

10969 berlin, briefe@taz.de

Anne Applebaum, die georgisch-deut-
sche Schriftstellerin Nino Haratischwili 
(Stichwort „Westsplaining“), der estnische 
Journalist Margus Paaliste und viele, viele 
andere UkrainerInnen … Sie wollen, was 
Serhij Zhadan mit seiner Rock-Band rappt: 
„Nie wieder wird die Ukraine Sklavin 
russischer Henker sein. Never – ever.“ 
(Zhadan ist im Frühjahr 2024 freiwillig 
Soldat geworden). 

Frieden ohne Freiheit ist kein Frieden! 
Freiheit, dieser zentrale Kampfgrund der 
Ukraine, wird von Herrn Hermann er-
staunlicherweise aber nicht gesehen, als 
Kriegsziel sieht er abstrakt Demokratie 
und Territorium-Erhalt. Die Ukraine je-
doch kämpft einen Befreiungskampf. 
Barbara Hartz 

Der Krieg ist festgefahren, Russland mili-
tärisch und wirtschaftlich stärker als wir 
geglaubt oder gehofft haben. Deswegen 
ist es jetzt an der Zeit, über Frieden zu 
reden, nicht abstrakt, sondern mit einem 
konkreten Friedensvorschlag: Russland 
kann die besetzten Gebiete im Wesentli-
chen behalten, dafür muss es die Nato-
Mitgliedschaft der Ukraine akzeptieren. 
Nur so kann sichergestellt werden, dass 
Putin nicht nach wenigen Jahren erneut 
angreift. Eine solche Verhandlungslösung 
hat den sehr bitteren Beigeschmack, dass 
der Aggressor belohnt wird. Auf der ande-
ren Seite ist eine endlose Fortführung des 
Krieges mit weiteren Gebietsverlusten der 
Ukraine eindeutig die schlechtere Lösung. 
Ein solcher Friedensvorschlag wird Putin 
nicht gefallen, aber vielleicht seinem 
wichtigsten Unterstützer, der VR-China. 
Es ist Zeit, dass die deutsche Außenpoli-
tik solche konkreten Friedensvorschläge 
macht. Roger Peltzer, Kerpen

Und taz.de schreibt …
Ich versuche es auch mal mit gewichti-
gen Worten, so richtig scholzig: Es ist an 
der Zeit, die Bemühungen zu verstärken, 
einen Weg zu finden, die Schwerkraft 
aufzuheben. Bussard auf taz.de

Herrmann unterschlägt komplett, dass 
Russland schon längst Raketen auf uns 
gerichtet hat. Sollen wir das komplett 
ignorieren? Durch amerikanische Raketen 
wird zumindest ein Gleichgewicht wieder 
hergestellt, das Putin eher dazu bringen 
wird mit Diplomatie statt militärischer 
Gewalt zu agieren. Pawelko auf taz.de

Mit Putin verhandeln? Dafür gibt es sogar 
einen passenden Ort: den internationalen 
Strafgerichtshof in Den Haag. Der Weg 
zum Frieden führt über Den Haag! 
Victor Vetterle auf taz.de

Lieber Herr Herrmann, die Ukraine gibt 
es noch! Das ist ein Erfolg militärischer 
Mittel, den weiteres Appeasement genau 
nicht gebracht hätte! Normalo auf taz.de

@Normalo Es ist zynisch, angesichts der 
Zerstörungen in der Ukraine von einem 
„Erfolg“ zu sprechen. Die Ukraine wird 
jetzt eben langsam zerstört. Ein Erfolg ist 
das nur, wenn man russische Verluste als 
einzigen Maßstab anlegt. Was Hermann in 
diesem Interview fordert, ist nicht einmal 
spezifisch pazifistisch, sondern eigent-
lich pure Realpolitik – die Suche nach 
politischen Lösungen bevor die Situation 
militärisch eskaliert. O.F. auf taz.de

wortwechsel
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189 Mal die Besten

Von Johannes Kopp

„Das ist etwas völlig Neues für uns, 
ein wunderbarer Moment, den wir 
mit großen Gefühlen erleben“, sagte 
nach der Auslosung der reformierten 
Champions League Claudio Fenucci, 
der Geschäftsführer vom FC Bologna. 
Nach der Saison 1964/65 mischt sein 
Team erstmals wieder im höchsten eu-
ropäischen Wettbewerb mit. Der erste 
Gegner am Mittwochabend (18.45 Uhr) 
ist wenig glamourös. Der ukrainische 
Meister Schachtar Donezk reist an.

Dass Bologna überhaupt dabei 
ist, hat mit dem neuen Format der 
Champions League zu tun. Statt 32 
sind nun 36 Klubs dabei Der fünfte 
Tabellenplatz in der heimischen Se-
rie A reichte den Norditalienern be-
reits, um im Kreise des europäischen 
Fußballadels aufgenommen zu wer-
den, wo immer mehr geprasst wird. 
2,467 Milliarden Euro werden von der 
Uefa an die Vereine im neu gestalte-
ten Wettbewerb verteilt (Vorjahr 2,002 
Milliarden Euro). Schon allein das An-
trittsgeld für jeden Verein hat sich von 
15,64 Millionen Euro auf 18,62 Milli-
onen Euro erhöht. Ermöglicht wird 
dies durch mehr Fußballspiele. Statt 
zuletzt 125 können jetzt 189 Begegnun-
gen vermarktet werden.

Von der Übersättigung des Fuß-
balls wird seit vielen Jahren gespro-
chen. Vor immer noch mehr Spielen 
und Wettbewerben warnte etwa 2017 
der Manager der deutschen National-
mannschaft Oliver Bierhoff und prog-
nostizierte in Analogie zum Banken-
crash 2008 ein Platzen der Fußball-

blase. Doch von Diätplänen hält der 
Europäische Fußballverband (Uefa) 
wenig. Für die Aufblähung ihres Pres-
tigewettbewerbs stellt sie das Motiv 
voran, Teilhabe zu ermöglichen. Mehr 
Teams, so erklärt die Uefa, hätten so 

„die Chance, bedeutsame, wettbe-
werbsorientierte Spiele zu bestreiten“.

Bedeutsamer für die Uefa dürfte 
aber bei der Reform das Motiv gewe-
sen sein, die Bedürfnisse der ganz gro-
ßen Klubs zu stillen, die im April 2021 
mit der Gründung einer Super League 
versuchen wollten, ihre Geldgeschäfte 
in die eigene Hand zu nehmen, um 
mehr Profite herauszuschlagen. Nach 
massiver Kritik von allen Seiten wurde 
das Projekt damals einstweilen aufge-
geben. Mit der reformierten Champi-
ons League werden nun nicht nur die 
garantierten Einnahmen, sondern 
auch die Prämien pro Remis, Sieg und 
für das Weiterkommen in die Höhe ge-
schraubt, was sich insbesondere für 
die großen Klubs lohnen wird.

Um all das zu erreichen, hat die Uefa 
einen hochkomplexen Wettbewerb 
aufgesetzt. Der Verband erklärt: „Die 
Fußballabteilung der Uefa hat Tau-

sende Stunden investiert, um das neue 
Format zu entwickeln. Dabei wurden 
komplexe mathematische Modelle 
und Algorithmen verwendet, um es 
kontinuierlich zu verfeinern.“ Statt ei-
ner Gruppenphase gibt es nun zu Be-
ginn der Champions League eine Liga 
mit 36 Teams, die jeweils acht Spiele zu 
bestreiten haben. Aus den Ergebnissen 
wird eine gemeinsame Tabelle ermit-
telt, die wiederum darüber entschei-
det, wer sich direkt für die K.o.-Phase 
qualifiziert und wer dafür noch ein-
mal in die Play-off-Runde muss. Der 
Charme dieses Systems schräger Quer-
vergleiche, und das könnte ein Prob-
lem werden, vermittelt sich bislang 
vornehmlich Mathematiknerds.

Problematisch ist zudem, dass die 
erhöhten Geldflüsse an Klubs der 
Champions League zu noch mehr Lan-
geweile in den nationalen Ligen füh-
ren werden. Selbst der Abstand zu der 
ebenfalls reformierten und nun ein-
kömmlicheren Europa League und 
Conference League wächst. Auch Kla-
gen über die zunehmende Belastung 
der Spieler nehmen zu. „Vielleicht 
spielt unsere Meinung keine Rolle, 
aber jeder weiß, was wir davon hal-
ten, mehr Spiele zu haben: Alle ha-
ben es satt“, sagte gerade der brasilia-
nische Torhüter Alisson, der in Diens-
ten vom FC Liverpool steht.

Die Uefa hat sogar die Champions-
League-Hymne erneuert. Weniger do-
minante instrumentale Begleitung, 
heißt es, dafür die Betonung mehr auf 
den Gesang. 189 Mal wird dies zu hö-
ren sein: „Ils sont les meilleurs; Sie sind 
die Besten; These are the champions.“

Die Uefa verspricht mit der reformierten und aufgeblähten Champions League 
mehr Teilhabe. Die gesteigerten Erlöse dürften eher zu mehr Spaltung führen 

Angeklagt: Die Berufungsverhand-
lungen gegen die ehemaligen Fuß-
ballfunktionäre Sepp Blatter und 
Michel Platini gehen im März 2025 
in die nächste Runde. Vom Betrugs-
verdacht wurden sie 2022 in der 
Schweiz schon einmal freigespro-
chen. Der frühere Präsident der Fifa 
soll Platini unrechtmäßig zwei Milli-
onen Franken zugeschanzt haben, so 
der Vorwurf der Anklage. Auch wenn 
keine rechtliche Grundlage für die 
Zahlung gefunden werden konnte, 
entschied das Bundesstrafgericht 
„in dubio pro reo“ – im Zweifel für 
den Angeklagten. Die Bundesan-
waltschaft legte daraufhin Berufung 
gegen die Freisprüche ein. Nachdem 
zuletzt die Richterinnen und Richter 
wegen des Risikos der Befangenheit 
ausgetauscht wurden, sollen am 3. 
März 2025 die Verhandlungen nahe 
Basel beginnen, am 25. März wird 
mit einer Entscheidung gerechnet..

Angezahlt: Die Deutsche Sporthilfe 
stellt ab 2025 ihre Förderstruktur 
um. In Zukunft soll nach dem 
„4-3-3-System“ gefördert werden. 
Das umfasst vier Förderstufen, drei 
Förderbereiche und drei finanzi-
elle Förderschwerpunkte. So sollen 
Sportlerinnen und Sportler finan-
ziell nach Kompetenzen und durch 

Partner- und Serviceprogramme 
gefördert werden. Die neue Struktur, 
die auch in Zusammenarbeit mit 
deutschen Sportlerinnen und Sport-
lern entwickelt wurde, umfasst au-
ßerdem die Verlängerung der Nach-
aktivenförderung auf bis zu fünf 
Jahre. Außerdem erhalten alle inter-
national startenden olympischen 
und paralympischen Bundeskader-
athlen nun bereits im Nachwuchsbe-
reich (NK1) finanzielle Fördermittel. 
Um die Inklusion voranzutreiben, 
gibt es nur noch eine Förderstruktur 
für alle olympischen und paralym-
pischen Verbände. „Die Sporthilfe 
leistet mit der zukünftigen Förder-
systematik einen wichtigen Vorgriff 
auf dringend nötige Reformen in 
der deutschen Spitzensportförde-
rung“, sagte Franziska van Almsick, 
ehemalige Weltklasseschwimmerin 
und stellvertretende Aufsichtsrats-
vorsitzende der Sporthilfe. 

was alles nicht fehlt

„Dabei wurden 
komplexe mathe­
matische Modelle 
und Algorithmen 
verwendet“
Die Uefa zur Reform

Santiago 
Castro vom 
fünftbesten 
italienischen 
Klub FC 
Bologna will 
nun auch in der 
Champions 
League jubeln
Foto: imago

american pie

Timing ist alles
Diana Taurasi, 42, hat im Basketball alles erreicht. 
War‘s das jetzt, fragt sich die US-Sportwelt 

Diana Taurasi geht dieser Tage 
stets mit einem zwiespältigem 
Gefühl in Pressekonferenzen, 
denn sie muss mit dieser einen 
Frage rechnen, der sie auszu-
weichen versucht. Ob dies ihre 
letzte Saison in der WNBA, der 
US-Basketballliga der Frauen, 
sein würde, hört sie regelmä-
ßig. Die 42-Jährige, die etliche 
Rekorde in der Liga, etwa den 
der eifrigsten Punktesammle-
rin, gebrochen hat und deren 
Silhouette das seit 2019 be-
stehende Logo der Liga ziert, 
sagt dann schon mal, diese 
ewige Fragerei sei nichts an-
deres als Altersdiskriminie-
rung, denn, so präzisierte sie 
während der Olympischen 
Spiele von Paris, der 39-jäh-
rige LeBron James werde mit-
nichten so oft nach seiner wo-
möglich bevorstehenden De-
mission gefragt. Beide spielten 
erfolgreich fürs Team USA, er 
bei den Männern, sie bei den 
Frauen, und Taurasi gewann 
dort zum sechsten Mal olym-
pisches Gold, womit sie die be-
reits im Ruhestand befindliche 
Sue Bird überflügelte. 

Leistung stimmt noch
Jene Sue Bird war es wiede-
rum, die den Gerüchten um 
den Rücktritt der Basketball-
legende neues Futter gab. 
Nach dem All-Star-Break gab 
sie zu Protokoll: Wenn ihr je-
mand eine Einschätzung abnö-
tigen und also eine Pistole an 
die Schläfe halten würde, dann 
würde sie prognostizieren, 
dass Taurasi heuer aufhören 
werde. Und so wartet die Bas-
ketball-Welt auf ein klärendes 
Wort der Veteranin, die seit 19 
Jahren im selben Verein spielt: 
Phoenix Mercury. Die Leistung 
stimmt noch, es ist keines-
wegs so, dass sie von den Kol-
leginnen mitgeschleppt wer-
den müsste, auch wenn sie 
im olympischen Finale gegen 
Frankreich keine Sekunde Ein-
satzzeit bekam, nein, sie steht 
in WNBA-Spielen immer noch 
etwa zwanzig bis 25 Minuten 
auf dem Parkett und macht 
dort, was sie seit Äonen tut: 
treffen. Im vorletzten Spiel der 
regulären Saison erzielte sie 25 
Punkte, nur Mitspielerin Brit-
ney Griner war da etwas bes-
ser. Ihr Team hat die Play-offs 
erreicht. Es steht auf Platz sie-
ben. In ein paar Tagen beginnt 
die erste Runde der Ausschei-
dungsspiele. 

Taurasis Vertrag in Phoenix 
läuft nach der Saison aus. Sollte 
sie weitermachen, wäre sie als 
„Unrestricted Free Agent“ auf 

dem Markt; sie könnte frei über 
ihr neues Team entscheiden. 
Zuletzt hat Taurasi 235.000 
Dollar im Jahr verdient, ein in 
der WNBA recht fürstliches Ge-
halt. Sie käme ihrem künftigen 
Team also ziemlich teuer, und 
die Frage ist: Wer leistet sich 
eine bald 43-Jährige zu diesen 
Konditionen? 

Bei den Phoenix Mercury ist 
der Umbruch ohnehin schon 
zu spüren. In die Rolle des Lea-
ders ist Kahleah Copper ge-
rückt, die derzeit freilich ver-
letzt ist. Der Saisonverlauf hat 
gezeigt: Wenn es in den letzten 
beiden Minuten eng ist, dann 
bekommt eher Copper den Ball 
für den abschließenden Wurf 
als Taurasi. Auch Britney Gri-
ners Vertrag läuft aus, sodass 
sich in der kommenden Spiel-
zeit viel ändern könnte in Ari-
zona. Und so hat nicht nur die 
Phoenix New Times, die regio-
nale Zeitung, bereits die Ha-
giografien in der Schublade, 
um sie aufs Stichwort heraus-
zuholen: Diana Taurasi, die 
mit der ehemaligen Mercury-
Spielerin Penny Taylor verhei-
ratet ist, hat zwei Kinder, einen 
sechsjährigen Sohn und eine 
dreijährige Tochter, die beide 
Taylor ausgetragen hat. Tau-
rasi gilt als zurückhaltend, als 
fleißige und verlässliche Ar-
beiterin auf dem Feld. In ihrer 
Karriere, die 2019 wegen ei-
nes schweren Bandscheiben-
vorfalls fast frühzeitig zu Ende 
gewesen wäre, gibt es nur we-
nige Schatten; bei einem Gast-
spiel in der Türkei fiel sie vor 
Jahren mit einem positiven 
Dopingtest auf Modafinil auf, 
doch das Testlabor zog die Er-
gebnisse zurück, und somit 
war der Fall erledigt. 

„Sie ist jemand, der sich 
selbst treu und authentisch 
ist und nie die Richtung wech-
selt“, sagte unlängst A’ja Wil-
son, der Star der Las Vegas 
Aces und „wertvollste Spiele-
rin“ (MVP) des US-Teams bei 
den Olympischen Spielen. 
„Wir haben nicht genug sol-
che Leute auf der Welt.“ Doch 
in den kommenden Tagen wer-
den die Spekulationen wei-
ter ins Kraut schießen: Geht 
sie, geht sie nicht? Wann sagt 
sie es? Diana Taurasi hat eine 
klare Meinung zu den rumors: 
„Wenn man sein ganzes Leben, 
seine ganze Karriere einer Sa-
che widmet und dann gefragt 
wird: ‚Warum gehst du nicht 
einfach in den Ruhestand?‘ 
Also, das ist ein bisschen re-
spektlos.“ Tja, so ist das Busi-
ness.� Markus Völker

„Starker Beitrag“: Sporthilfe-Aufsichts-
rätin Franziska van Almsick   Foto: Imago
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Marrakesch – Hoher Atlas – Tazenakht – Zagora –
Tamellalt (Dadès-Tal) – Marrakesch
MAROKKO (SÜD) mit Abderrahmane Ammar
Marokko hat in den letzten zwei Jahrzehnten eine dynamische gesell-
schaftliche Öffnung erlebt, vor allem durch eine starke Frauenbewegung.
Auf einer Fahrt vonMarrakesch über den Hohen Atlas zu den Palmen-
oasen amDraa-Fluss lernen Sie Frauen aus demNetzwerk „Synergie
Civique“ kennen: u. a. die Berber-Künstlerin FatimaMellal in Tamellalt,
Teppichweberinnen in Tazenakht und die sehr aktive Frauengruppe
„El Amane“ in Marrakesch.

5. bis 17. Oktober, ab 1.890 € (DZ/HP/ohne Anreise)
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Von Patric Hemgesberg

Eile ist geboten, als der mit Ze-
mentblöcken beladene Sieben-
tonner via Köhlbrandbrücke die 
Elbe in Hamburg überqueren 
will. Zum Glück rast Tom Cruise 
mit jedem Bein auf zwei Motor-
rädern stehend heran. Bevor der 
verdutzte Trucker am Steuer 
reagieren kann, hat Cruise die 
Tür aufgerissen und ist in den 
Innenraum gehechtet. Durch 
eine Vollbremsung kann „Ethan 
Hunt“ den Lkw kurz vor der Auf-
fahrt zur schwankenden Schräg-
seilbrücke stoppen. Reifen qual-
men. Der riesige Sattelzug ächzt.

„Ein bleischwerer Laster, der 
auf eine marode Wackel-Brücke 
aus den siebziger Jahren zurast? 
Mehr Action geht eigentlich gar 
nicht!“, bescheinigt Zaungast 
Fiete Petersen den Dreharbei-
ten zum kommenden Straßen-
feger „Mission Impossible: Old 
Bridge“ ein überdurchschnitt-
liches Maß an Spannung und 
Nervenkitzel. Als Sprach- und 
Marktforscher soll der 54-jäh-
rige Petersen im Auftrag seiner 
Kundschaft den Terminus „Brü-
cke“ neu bewerten und nach at-
traktiveren und weniger belaste-
ten Alternativen suchen.

„Was in Blockbustern prima 
funktioniert, hat für den Rest 
der Wirtschaft fast ausnahmslos 
ruinöses Potenzial“, warnt der 
vielseitig begabte Akademiker. 
„Die Brücke als ehemals verbin-

Ein Hamburger Sprach- und Bau-Guru hübscht das ramponierte Image deutscher Überwege und -gänge auf

Nie mehr über sieben Brücken

dendes Element ist längst zum 
Inbegriff von Verfall, Inkompe-
tenz und akuter Lebensgefahr 
geworden.“

Seit dem Einsturz der Dres-
dener Carolabrücke ist der All-
round-Brückenfachmann rund 
um die Uhr gefragt. „Immer 
mehr Städte wollen von mir 
neue Titel für ihre Ortsschil-
der: Osnabrück, Zweibrücken 
oder Fürstenfeldbruck werden 
Sie in der nächsten Auflage des 
ADAC-Straßenatlas unter an-
deren Namen suchen müssen. 
Kommen Sie!“

Der Wortanalyst bricht zu sei-
ner Werbeagentur auf der ande-

ren Seite des Flusses auf. Dafür 
zerrt er keuchend ein pinkes 
Schlauchboot aus dem Gebüsch. 
„Seitdem ich angefangen habe, 
mich Vollzeit mit dem Thema 
‚Brücken‘ zu beschäftigen, fühle 
ich mich in dieser Gummijolle 
hier wohler. Außerdem deckt 
meine Unfallversicherung die 
meisten Überführungen in und 
um Hamburg ohnehin nicht 
mehr ab. Einsteigen, bitte!“

Der Brücken-Guru gibt sich 
beim Paddeln größte Mühe. Lei-
der werden wir wegen der star-
ken Strömung etliche Kilome-
ter nach Südosten abgetrieben 
und müssen bis zu Petersens Fir-

menzentrale in Wilhelmsburg 
zurücklaufen. Als wir endlich 
in der futuristischen Schaltzent-
rale ankommen, ist es schon spä-
ter Nachmittag. Petersen deutet 
auf das Gewimmel aus mehre-
ren Dutzend Mitarbeitern, die 
mit coolen Headsets Videotele-
fonate führen. Bildschirme flim-
mern. Es wird klackernd auf Tas-
taturen gehackt. „Hier nehmen 
wir Anfragen aus Deutschland 
und der ganzen Welt entgegen“, 
erklärt uns der umtriebige Ge-
schäftsmann.

„Heute Morgen haben wir ei-
nen Anruf von Paul Simon erhal-
ten. Er hat uns gebeten, ‚Bridge 
over troubled Water‘ textlich 
schnellstens an den deutschen 
Markt anzupassen.“ Für Pe-
tersen eine längst überfällige 
Maßnahme. „Wer will schon bei 
Hochwasser eine Liaison mit ei-
ner rissigen Stahl-Zement-Kon-
struktion eingehen, die einem 
womöglich jeden Moment un-
term Hintern wegbricht?“

Während das Büro weiter be-
triebsam brummt, ist es drau-
ßen bereits dunkel geworden. 
Petersen bekommt von einem 
Nachtschichtmitarbeiter einen 
Eilbrief ausgehändigt. Wie der 
Silbenakrobat uns nach dem 
Lesen berichtet, hat CDU-Boss 
Friedrich Merz für ein Revi-
val der Kernkraft ein stark ver-
harmlosendes, aber schmissi-
ges Synonym für den mittler-
weile verbrannten Ausdruck 

„Brückentechnologie“ bestellt. 
Unser Gastgeber holt Schwung 
und trifft mit dem zusammen-
geknüllten Wisch gekonnt in ei-
nen Papierkorb.

Zum Abschied hat Petersen 
dann noch ein echtes Bonbon 
für uns auf Lager. Wir dürfen an 
einer Live-Schalte mit der katho-
lischen Bischofskonferenz teil-
nehmen. „Die hofft auf reichlich 
Zulauf von Berufspendlern, die 
mangels sicherer Alternativen 
unbedingt lernen wollen, wie 
man übers Wasser geht oder 
schwebend Schluchten über-
quert“, flüstert Petersen hinter 
vorgehaltener Hand.

Zudem schiele man in Rom 
auf Taufwillige, die dem immer 
plausibler wirkenden Narrativ 
von Brücken als „Blendwerke 
des Satans“ entgegenhalten 
wollen. Auf Wunsch des Lim-
burger Bischofs Georg Bätzing, 
soll sich Petersen daher bis spä-
testens zum nächsten Kirchen-
tag ein Potpourri an Brücken-Sy-
nonymen im Stil der Johannes-
Offenbarung einfallen lassen.

Als Fiete Petersen uns nach 
Ende des Rundgangs in seinem 
Schlauchboot ans andere Elb
ufer bringen will, lehnen wir 
dankend ab. Stattdessen wollen 
wir auf unserem Heimweg lie-
ber den Bus über die Köhlbrand-
brücke nehmen. Die von Peter-
sen höchstpersönlich aufgebla-
senen Schwimmflügel behalten 
wir sicherheitshalber an.

Hoffentlich hält das Bauwerk noch bis zur Gesamtquerung   Foto: ap

„Über Pistorius als Kanz-
lerkandidat nachdenken“, 
wollte Münchens SPD-Ober-
bürgermeister Reiter gestern 
bei dpa. Aber „Borius Pisto-
rius“, zu dem AfD-Chef Chru-
palla den Niedersachsen ein-
mal verbal verstolperte, ist 
keine Kamala Harris. Die 
sinnvollste Verwendung 
fände der kriegstüchtige Pis-
torius ohnehin als Zenturio 
bei Asterix. In dem Band „As-
terix bei den Idioten“ dürfte 
sogar Chrupalla als dämli-
cher Gotenhäuptling mit-
spielen. Ave, Borius Pistorius!
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N
eulich bin ich in Nürn-
berg gestrandet, abends 
um 22 Uhr, weil kein 
Zug mehr nach Wien 

fuhr. Aber bevor das hier die x-te 
Kolumne über die Versäumnisse 
der Deutschen Bahn wird, nur 
so viel: Zwei Bahnbedienstete 
am Serviceschalter, ein stehen-
der Zug und jede Menge Zettel 
wiesen darauf hin, dass die Fahr-
gäste „in Vorleistung gehen“ 
sollten, was ihr Hotel betraf.

Das Hotel war das Leonardo, 
ein Kettenhotel der modernen 
Art, fünf Minuten vom Bahn-
hof entfernt. Im Foyer arbeite-
ten auch nur zwei Nachtpor-
tiers, die ihre Sache umständ-
lich, aber immer noch schneller 
als die Leute von der Bahn er-
ledigten, während im Hinter-
grund auf vier Leinwänden un-
terschiedliche Studiomusiker 
große Pop-Hits nachspielten; 
nach jedem Lied wechselte die 
Besetzung. Und zwar komplett. 
Sehr erstaunlich. Wer waren 
diese Musiker alle? Und warum 
spielten die hier ein virtuelles 
Live Aid für Hotelkettengäste?

Um 24 Uhr lag ich im Hotel-
bett, nur eine laute Schiebetür 

Mein Leben als Hotelzimmerautor
René Hamann

von der Toilette entfernt, was 
meinen Glauben stärkte, dass 
Hoteldesigner noch nie selbst 
in einem Hotel abgestiegen 
sind. Immerhin war ich alleine, 
also machte das mit der Schie-
betür nichts.

Als ich auf das leise Brum-
men der Klimaanlage lauschte, 
irgendwo im siebten Stock über 
Nürnberg, dachte ich, dass ich 
das doch immer gewollt hatte: 
ein Leben in von staatlichen In-
stitutionen bezahlten Hotelzim-
mern. Das war es doch. Das Le-
ben als Autor. Hatte ich nicht 
kürzlich in der Zeitung von ei-
ner gelesen, die genau das hatte?

Richtig, in der vermutlich 
industriell bezahlten Beilage 
des Spiegel namens S-Maga-
zin stand ein Artikel von ihr. 
Der Teaser hob an mit: „Auto-
rin Ilona Hartmann flüchtet 
gern vor der Verantwortung in 
ein Hotel in Berlin, der Stadt, in 
der sie wohnt. Weil ihr das Woh-
nen manchmal zu viel wird, hat 
sie dort auch ihr letztes Buch ge-
schrieben.“

Von der „Autorin“ Ilona Hart-
mann hatte ich zwar noch nie 
gehört, aber es gab bereits einen 

zweiten Roman von ihr bei ei-
nem angesehenen Verlag. Wie 
machte die das? Wer bezahlte ihr 
Leben? Und welche Art von Leu-
ten produziert solche Sätze: „Oh, 
das Wohnen ist mir zu viel ge-
worden! Wohnen, ey! Boring! Ich 
geh jetzt ins Hotel und schreibe 
dort mein letztes Buch. Folgt mir 
auf Insta.“

Ich möchte nicht neidisch 
klingen, klinge aber neidisch. 
Und zwar gern. Vielleicht 
wohnte sie ja in den Outskirts 
namens Lichtenberg-Ost, und 
jedes Mal, wenn keine U-Bahn 
mehr dorthin fährt, muss die 
BVG ihr ein Hotel bezahlen? 
Wohl kaum, denn U-Bahn wird 
sie langweilen, weshalb sie im-
mer Taxi fährt. Also nicht selbst, 
nein, nein.

„Früher habe ich versucht, 
mich in Airbnbs zu erholen“, 
stand da noch mitten in Ilona 
Hartmanns Text. Vielleicht ist 
die Zeit angebrochen, dachte ich 
in meinem vorgeleisteten Hotel-
zimmer in Nürnberg, da Kunst 
nur noch von Reichen für Reiche 
produziert wird. Ich sollte mich 
unten in der Lobby als dritter 
Nachtportier bewerben.

Friedrich Merz wird Kanzlerkandidatenkandidat

Mofajahre eines  
sauren Altrockers

Die Worte „Bundeskanzler 
Friedrich Merz“ gingen uns 
gestern noch etwas brüchig 
über die Lippen, aber in einem 
Jahr wird es so weit sein und 
aus der „Tagesschau“ schallen. 
Denn Fritze Merz wurde ges-
tern von seinem größten Kon-
kurrenten, dem ewigen Bay-
ernprinzen Markus „Mösen-
bart“ Söder scheinheilig zum 
Triple-K erklärt – zum Kanz-
lerkandidatenkandidaten der 
CDU/CSU: „Wir rocken das ge-
meinsam.“  

Auch wenn bis zur Wahl im 
Herbst nächsten Jahres noch 
viel Wasser den Kahlen As-
ten herunterfließen wird, gilt 
Merz momentan angesichts 
der Umfragewerte als unum-
stößlicher Favorit im Kanzler-
rennen. Grund genug, einen 
kurzen Blick auf die bewegte 
Vergangenheit des scheinrie-
senhaften Abraham Lincoln 
aus dem Sauerland zu werfen. 

Einst hatte Merz, dem der 
Geruch des Sauerländers an-

haftet wie anderen ihr Ra-
sierwasser, beschlossen, eine 
Vergangenheit zu haben. Da-
mals kamen gerade die Putz-
truppen-Geschichten über 
den grünen Außenminister 
Joschka Fischer heraus, und 
jeder Politiker wollte plötzlich 
eine abenteuerliche Street-
ability. Er, Merz, sei auch kein 
braver Jugendlicher gewesen, 
sondern als Halbstarker mit 
seinem Mofa durch die Hei-
mat geheizt, erzählte der Bri-
loner überall, um wenigstens 
etwas Farbstoff in das Bild ei-
ner grauen Provinzmaus hin-
einzublasen.

Vom Prinz Peinlich der 
deutschen Politik zum King 
of Kanzleramt – ein langer und 
knatternder Weg, auf dem der 
Altrocker so manches Eigen-
tor schoss und sich sogar ganz 
aus dem Politikbetrieb heraus-
knockte. Aber das Mofablut 
steckt noch immer tief in sei-
nen Adern. Demnächst an der 
Kanzlertanke: Römm! Römm!

Diesmal war Robinson im 
Automatenrestaurant „Zur 
Schütte“ gestrandet, das ein-
sam zwischen Bahndamm 
und Autobahnzubringer lag. 
Eine letzte Portion Erbspü-
ree lag noch in einem der be-
leuchteten Fächer, doch Ro-
binson konnte die verlangte 
Dublone nicht aufbringen. 
Ein Fach, in dem „Grundgüti-
ger Hase“ feilgeboten worden 
war, stand dagegen sperran-
gelweit offen. Mit vom Boden 
aufgeklaubten Papierserviet-
ten polsterte der Schiffbrü-
chige die Lade zur Bettstatt 
aus, kroch müde hinein und 
träumte vom Erbspüree.

das wetter

Letzte Portion 

Wollte schon immer etwas mehr sein: Fritze „Rocky“ Merz   Foto: ap
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Kamala Harris weiter
Weg zum Sieg

Jetzt hören!

bundestalk

Das TV-Duell gegen Donald Trump hat Harris souverän
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Haus ausgehen? Darüber spricht Stefan Reineckemit
Barbara Junge, Bernd Pickert undMarina Klimchuk.

https://dl.taz.de/anzstat?url=https%3A%2F%2Ftaz.de%2FPodcast-Bundestalk%2F%216036391%2F&eTag=2024-09-18&pub=taz&Typ=PDF&id=epaper_bln_312160


mittwoch, 18. september 2024

21
taz 🐾 taz 🐾 

Wenn die Türen verschlossen bleiben

Von Erik Peter

Es war die Zeit, in der in Ber-
lin auch ohne viel Kapital noch 
fast alles möglich war. 1991, in 
der Quasi-Anarchie Ostberlins, 
wurde der ehemalige Sitz der 
Besteckfirma WMF besetzt; im 
Keller des heruntergekomme-
nen Gebäudes an der Ecke Leip-
ziger-/Mauerstraße entstand 
der gleichnamige Techno-Club. 
Die Macher:innen hatten zuvor 
bereits Partys in einer Toiletten-
anlage direkt unter den Bruch-
stücken der gefallen Mauer 
gleich nebenan veranstaltet. 
Mit der offiziellen Gründung 
des WMF entstand einer der prä-
genden Clubs jener Zeit, in der 
sich aus der Symbiose aus Mau-
erfall und Techno jene Clubkul-
tur entwickelte, die die Stadt 
seither prägt.

Als 2002 das Watergate an 
der Oberbaumbrücke eröff-

Exponierte Lage: das Watergate an der Oberbaumbrücke  Foto: imago

taz berlin

Stefan Alberti freut sich über den Ehrendoktortitel für Arnold Schwarzenegger

Viel mehr als „Terminator“ und Bodybuilder 

D as muss man erst mal 
schaffen. Volksschule, 
kein Abitur, dann Profi-

sportler, Schauspieler, Politi-
ker. Alles jeweils sehr erfolg-
reich – aber eben ohne akade-
mischen Hintergrund. Und nun 
aber trotzdem Doktor. Oder bes-
ser: Ehrendoktor. Wobei das ja 
eigentlich noch besser klingt, 
und Dr. h. c. sich irgendwie schi-
cker macht als Dr. Ing. oder rer.
pol., oder?

Wer ist also der Mann, der die-
sen Werdegang hinter und seit 
Dienstag ein Dr. vor sich hat? 

Der geborene Österreicher Ar-
nold Schwarzenegger, seit 1983 
US-Amerikaner. Ach, der Temi-
nator? Nein. Der inzwischen 
77-Jährige, der nun – laut Wiki-
pedia – erster Ehrendoktor der 
2003 gegründeten privaten Ber-
liner Hochschule Hertie School 
ist, hat zwar in mehreren Filmen 
die gleichnamige Figur  verkör-
pert und das Filmzitat „Hasta la 
vista, baby“ ikonisch gemacht. 
Was als Grundlage für einen 
Ehrendoktor tatsächlich etwas 
dürftig sein könnte. Schwarzen-
egger aber ist mehr und auch 

nicht bloß „der Ex-Bodybuil-
der“, selbst wenn er mehrfach 
Weltmeister in diesem Feld war.

Wer Menschen auf frühere 
Jobs oder Rollen beschränkt, 
ignoriert schlicht Jahrzehnte 
einer Biografie. Etwa, dass sich 
Schwarzenegger schon als Gou-
verneur von Kalifornien – was 
er von 2003 bis 2011 war – in ei-
ner Weise für Klimaschutz stark 
machte, die untypisch für die 
USA und vor allem seine repu-
blikanische Partei war.

Und genau dieses Engage-
ment hat die Hertie School zum 

Anlass genommen, Schwar-
zenegger zum Doktor zu ma-
chen. Seine Initiativen aus sei-
ner Gouverneurszeit hatte er 
unter anderem damit fortge-
setzt, 2017 eine Internationale 
Klimaschutzkonferenz in Wien 
zu starten. Wen das noch nicht 
überzeugt, lässt vielleicht der 
Name des Laudators umden-
ken: Für diese Aufgabe war am 
Dienstag Deutschlands führen-
der Grüner angekündigt, Vize-
kanzler Robert Habeck.

Auszeichnen können, wenn 
auch aus anderen Gründen, 

hätte man Schwarzenegger 
schon 2021. Denn nach dem 
Sturm auf das Kapitol in Wa-
shington machte er Donald 
Trump dafür verantwortlich 
und nannte ihn „den schlech-
testen Präsidenten in der ame-
rikanischen Geschichte“. Damit 
bezog er anders als viele andere 
US-Republikaner  klar Position 
gegen Trump. In einem irrte er 
allerdings vor dreieinhalb Jah-
ren: Trump werde bald „so irre-
levant sein wie ein alter Tweet“, 
lautete damals seine Einschät-
zung.

Mit dem Watergate muss nun auch noch einer  
der bekanntesten Clubs der Stadt schließen.  
Neue Räume sind dagegen rar. Noch aber ließe 
sich dem Clubsterben begegnen

nete, jene Institution des Berli-
ner Nachtlebens, die am Diens-
tag ihr Aus zum Jahresende ver-
kündete, war das WMF gerade in 
seine sechste Location von ins-
gesamt acht, damals im Café 
Moskau, gezogen. Da mit jedem 
– erzwungenen – Ortswechsel 
auch eine Neuausrichtung des 
Clubs einherging, verabschie-
deten sich dabei die Veranstal
ter:innen einer Drum’n’Bass-
Partyreihe – und gründeten das 
Watergate, das sie bis heute be-
treiben. Der Tipp für das Kreuz-
berger Bürogebäude an der 
Spree kam ausgerechnet von 
einem Location-Scout des WMF, 
wie die Gründer in einem Inter-
view mit der Szenezeitschrift 
Groove erzählten.

22 Jahre später muss also das 
Watergate seine Türen schlie-
ßen; nicht irgendein Club, wie 
Marcel Weber, Vorstandsvor-
sitzender des Club-Verbandes 

Clubcommission, im Gespräch 
mit der taz betont, sondern „ei-
ner der bekanntesten Clubs der 
Welt, fast ein Wahrzeichen Ber-
lins“.

Seinen Abschied verkündet 
das Watergate ohne Aussicht 
darauf, an anderer Stelle wie-
der neu eröffnen zu können. 
Die Betreiber begründen ihren 
Schritt mit dem „Kostendruck“. 
Sie schreiben: „Die Zeiten ei-
nes Berlins, das sich vor clubaf-
finen Besuchern kaum retten 
kann, sind erst mal vorbei, und 
eine Szene kämpft ums Überle-
ben.“ Zum Verhängnis wurde 
dem Club auch sein Erfolg, der 
dazu beitrug, dass aus dem einst 
armen Kreuzberger Quartier ei-
nes der angesagtesten und teu-
ersten der Stadt wurde.

Dass Clubs ihre Orte, die sie 
häufig nur als Zwischennutzung 
bespielen, verlassen müssen, ist 
dabei nichts Neues und für eine 

Kultur, die auf ständige Erneu-
erung angewiesen ist, nichts 
Dramatisches. Im digitalen 
Museum der Berliner Club-Ge-
schichte als Teil der Berlin His-
tory App sind allein 80 ehema-
lige Spielstätten der letzten Jahr-
zehnte ausgewiesen; tatsächlich 
sind es einige mehr.

Die Liste legendärer Feierstät-
ten, die über die Jahrzehnte ver-
schwanden, reicht vom E-Werk 
über Bunker, Turbine, Magnet, 
90 Grad bis zum Ostgut. Da wo 

Letzterer einst zu Hause war, ist 
heute einer der wohl seelenlo-
sesten Ort Berlins, das Quartier 
rings um die Mehrzweckhalle 
am Ostbahnhof. Doch das Ost-
gut konnte noch in der Nähe 
weitermachen: als Berghain.

Im durchkapitalisierten Ber-
lin, das auch die letzte Brache 
in Wert setzt, finden sich an-
ders als in den 1990er Jahren, 
zumindest innerhalb des Rings, 
keine neuen Orte mehr, an de-
nen verdrängte Clubs wiederer-
öffnen können. Wer nicht ganz 
aufgeben muss, wie die Rum-
mels Bucht oder das Mensch 
Meier, muss an den Stadtrand, 
so wie die Griessmühle, die von 
der Sonnenallee nach Schöne-
weide zog und dort als Revier 
Südost weitermacht. Ob es eine 
ähnliche Möglichkeit für die Re-
nate gibt, die Ende des nächsten 
Jahren ihr Haus an der Elsenbrü-
cke verlassen muss, steht in den 

Sternen. Weber spricht von einer 
„Dynamik, die dazu führt, dass 
Clubs verschwinden und nichts 
Neues nachkommt“.

Gentrifizierungsprozesse, 
Inflation, Energiekrise und die 
weiterhin anhaltenden Nach-
wirkungen von Corona haben 
die Handlungsmöglichkeiten 
der Clubs eingeschränkt und 
verstärken den Druck in Rich-
tung Kommerzialisierung; 
gleichzeitig leiden die Gäste 
unter Preissteigerungen im 
alltäglichen Leben und an den 
Clubtüren. Die Hoch-Zeiten mit 
dem Boom der Billigflieger seit 
der Jahrtausendwende sind vor-
bei, wie Watergate-Gründer Ul-
rich Wombacher in einem In-
terview mit der Berliner Zei-
tung beschreibt. „Im Grunde 
hat sich die Situation jetzt nor-
malisiert, nur dass wir jetzt ganz 
viele Clubs haben, die alle über 
die Covid-Zeit erhalten wurden 
und jetzt den kleinen Kuchen 
teilen müssen.“

Will Berlin die Clubkultur als 
Markenkern, als Anziehungs-
punkt für Gäste und anzuwer-
bende Fachkräfte erhalten, muss 
etwas passieren. Die politischen 
Akteure bis hin zur CDU erken-
nen inzwischen, anders als in 
der Anfangszeit, den kulturell 
und wirtschaftlich zentralen 
Wert der Clubkultur an. Doch 
noch immer fehlt es an subs-
tanziellen Maßnahmen, die ei-
nem Clubsterben entgegenwir-
ken oder dazu beitragen könn-
ten, neue Räume zu schaffen; 
etwa einem Gewerbemietrecht, 
das vor Kündigungen und Miet
explosionen schützt, oder eine 
Förderung für die Nutzung leer-
stehender Büroflächen.

Als Lobbyorganisation der 
Clubs setzt sich die Clubcom-
mission derzeit auf Bundes-
ebene dafür ein, dass Clubs 
im Zuge der Novellierung des 
Baugesetzbuches als Kultur-
stätten Theatern, Museen und 
Opern gleichgestellt werden. 
Sie könnten dann von Förder-
instrumenten profitieren, vor 
allem aber auch im städtebau-
lichen Planungsrecht bedacht 
werden. Das würde einen bes-
seren Schutz vor Verdrängung 
und die Ausweisung von Flä-
chen auch in Wohn- und Misch-
gebieten bedeuten. So sei, wie 
Weber sagt, die Ausweisung ei-
nes Bereichs für clubkulturelle 
Nutzung, etwa in der geplan-
ten Siemensstadt mit Tausen-
den neuen Angestellten, essen-
ziell: „Was sollen die Leute dort 
machen, die werden ja sonst vor 
Langeweile sterben?“

Ob sich die Haltung der Clubs 
durchsetzen wird, ist unklar. Für 
Weber steht dabei noch mehr auf 
dem Spiel: „Die Funktion von 
Clubs für den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt“, als Orte von 
„Solidarität und Gemeinschaft“, 
an denen man „dem grausamen 
Alltag entfliehen kann“.

„In Clubs kann 
man dem grau­
samen Alltag 
entfliehen“
Marcel Weber, Clubcommission

Foto: Kristin Callahan/imago
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verwaltung deutlich gemacht, 
dass die Verwendung der origi-
nalen Leistungsbescheide been-
det werden muss.“

Laut dem Beschluss von So-
zialsenatorin Cansel Kiziltepe 
(SPD) wird die derzeitige Pra-
xis der Vorlage der Leistungs-
bescheide bis zum 30. Juni 2025 
fortgeführt. Möglicherweise 
würden jedoch bald „neue tech-
nische Lösungen geschaffen“, so 
ein Sprecher zur taz. 

Ob es die dann noch braucht, 
wird sich zeigen: Am Donners-
tag erklärte Kiziltepe im Abge-
ordnetenhaus, dass derzeit nicht 
klar sei, ob das Sozialticket über-
haupt über dieses Jahr hinaus 
angeboten werden könne. „Als 
Sozialsenatorin kämpfe ich für 
den Erhalt des Sozialtickets“, 
stellte Kiziltepe am Dienstag auf 
taz-Anfrage klar.

will Kamp nicht, weil die Weiter-
gabe personenbezogener Daten 
durch Sozialleistungsbehörden 
an die BVG mit dem Datenschutz 
nicht vereinbar sei. Die Senats-
sozialverwaltung und die BVG 
sind da anderer Meinung. 

Bis Anfang des Jahres hatte 
als Nachweis für das Sozialti-
cket der Berlin Pass gereicht. 
Der wurde jedoch abgeschafft, 
um die Bürgerämter zu entlas-
ten und die Verwaltung zu digi-
talisieren. Für die Datenschutz-
beauftragte ist dennoch fraglich, 
„warum das bewährte Verfahren 
zum Berlin Pass überhaupt auf-
gegeben wurde“. Die Pläne für 
die Digitalisierung des Verfah-
rens würden viele komplexe 
datenschutzrechtliche Fragen 
aufwerfen. Auch Politiker*innen 
von Linken, Grünen und SPD for-
dern eine Rückkehr zum Berlin 
Pass, die CDU ist dagegen.

Eine Lösung sei jedoch drin-
gend notwendig, heißt es im Be-
richt. Denn das Vorzeigen der 
Leistungsbescheide gegenüber 
Kontrolleur*innen sei für die 
Betroffenen häufig sehr unange-
nehm, da dies anderen Fahrgäs-
ten nicht verborgen bleibe. „Wir 
haben gegenüber der Senats-

Berlins Datenschutzbeauftragte 
berät die Verwaltung bei der „da-
tenschutzkonformen Digitali-
sierung“, heißt es gleich zu Be-
ginn der Vorstellung des Da-
tenschutzberichts 2023 am 
Dienstag. Aber: „Datenschutz 
wird in den Behörden oft als läs-
tiges Problem wahrgenommen“, 
sagt Meike Kamp.

Das gilt anscheinend auch 
für die Senatssozialverwaltung. 
Die hatte vor einer Woche mit-
geteilt, dass die geplante App, 
die das Fahren mit dem Sozial-
ticket erleichtern sollte, „wegen 
noch ungeklärter Fragen“ mit 
dem Bundes- und der Landes-
beauftragten für Datenschutz 
„bisher nicht umgesetzt wer-
den“ konnte. Also müssen Men-
schen, die Sozialleistungen be-
ziehen, weiterhin ihre Armuts-
nachweise mit sich führen, um 
mit dem vergünstigten 9-Euro-
Monatsticket fahren zu können.

Die Datenschutzbeauftragte 
Kamp bezeichnete das als „nicht 
nachvollziehbar“. Seit andert-
halb Jahren berate man „inten-
siv“ die Senatssozialverwaltung 
und habe den Rechtsrahmen 
klar abgesteckt. Auch habe man 
ein „niedrigschwelliges Verfah-
ren“ in Form eines QR-Codes auf 
den Leistungsbescheiden vorge-
schlagen. Dieses hatte sich aller-
dings als nicht praktikabel er-
wiesen, weil die Ämter mit dem 
Versenden der Bescheide nicht 
hinterherkommen.

Mindestens 10.000 Men-
schen kassierten dadurch ein 
„erhöhtes Beförderungsentgelt“ 
von 60 Euro. Die App wiederum 

Von Marie Frank

Digitalisierung 
auf Abwegen
Datenschutzbeauftragte stellt Jahresbericht vor und kritisiert 
Unwillen der Verwaltung. Ein Streitpunkt: das Sozialticket

Digitalisierung 
und Daten-
schutz – für 

Sozialsenato-
rin Cansel 

Kiziltepe (SPD) 
keine leichte 

Aufgabe 
Foto: dts/

imago

„Datenschutz wird  
in den Behörden oft 
als lästiges Problem 
wahrgenommen“
Meike Kamp, Beauftragte  
für Datenschutz

Das Oberverwaltungsge-
richt Berlin-Brandenburg 
(OVG) hat den in der 
Innenverwaltung des Senats 
angesiedelten Verfas-
sungsschutz angewiesen, 
im Jahresbericht für 2022 
online Änderungen vorzu-
nehmen. Damit ergänzt das 
Gericht eine Entscheidung 
des Verwaltungsgerichts. 
Konkret geht es um einen 
Neuköllner Moscheeverein, 
der in dem Bericht unter 
der Einordnung „Einrich-
tungen, die von Salafisten 
dominiert sind“ erwähnt 
wird. Die Nennungen seien 
nicht durch geltendes 
Verfassungsschutzrecht 
gedeckt, heißt es in dem 
Gerichtsbeschluss mit dem 
Aktenzeichen OVG 1 S 12/24. 
Der antragstellende Verein 
werde dadurch in seinem 
allgemeinen Persönlich-
keitsrecht verletzt. Das OVG 
spricht von einer „stigmati-
sierenden Wirkung“. Der Be-
schluss stellt kein abschlie-
ßendes Urteil dar, sondern 
eine Eilentscheidung, die 
bis Ende des Hauptsache-
verfahrens gilt. (taz)

Verfassungsschutz
Gericht  
rügt Bericht 

Der Deutsche Presserat 
sieht den umstrittenen 
Artikel „Die Universitäter“ 
der Bild-Zeitung von der 
Meinungsfreiheit gedeckt. 
Er kritisierte nur eine 
falsche Bildunterschrift. 
Die Zeitung hatte einen 
offenen Brief von mehreren 
Hundert Wissenschaftlern 
im Mai scharf kritisiert, der 
sich gegen die Räumung 
eines propalästinensischen 
Protestcamps an der Freien 
Universität (FU) richtete. 
Unter anderem warf das 
Blatt den Unterzeichnern 
vor, es handele sich um 
einen „offenen Brief für 
Juden-Hass-Demos“. Darauf-
hin hatten sich insgesamt 15 
Hochschulen und Lehrende 
an den Presserat gewandt, 
weil sie den Artikel für 
diffamierend und falsch 
hielten. Der Presserat 
bewertete die Aussage der 
Bild als „zwar überspitzte, 
aber zulässige Meinung“. 
Er verwies darauf, dass auf 
dem von der Polizei aufge-
lösten Camp nachweislich 
antisemitische Äußerungen 
gefallen seien. (epd)

Presserat zu FU
„Universitäter“  
ist zulässig

Von Susanne Memarnia

Antiziganismus und Diskriminierung bleiben 
in allen Lebensbereichen ein großes Problem 
für Sinti und Roma. Das ist die Kernbotschaft 
der neuen Dokumentation Antiziganistischer 
Vorfälle im Jahr 2023, den die Selbstorganisa-
tion Amaro Foro am Dienstag vorgestellt hat. 
Seit 10 Jahren sammelt sie in der Dokumentati-
onsstelle Antiziganismus (DOSTA) Meldungen 
Betroffener. Im vergangenen Jahr wurden ihr 
so 210 Vorfälle bekannt. Insgesamt hat DOSTA 
seit 2014 genau 1.502 Fälle dokumentiert. 

Von Beginn an habe sich dabei der „Kon-
takt mit Leistungsbehörden als der problema-
tischste Lebensbereich gezeigt“, erklärte Pro-
jektleiterin Violeta Balog – hierzu gab es im 
vorigen Jahr 48 Meldungen. Antragsteller, die 
Roma und Sinti sind oder dafür gehalten wer-
den, würden vor allem bei der Bundesagentur 
für Arbeit diskriminiert, aber auch bei der Fa-
milienkasse und anderen Behörden. Es wür-
den Dokumente angefordert, die bereits einge-
reicht wurden oder unnötig seien, oft würden 
Leistungen schon bei der ersten Vorsprache 
versagt. „Häufig kommt es zu unverhältnismä-
ßig langen Bearbeitungszeiten, was zu existen-
ziellen Problemen führen kann“, sagt Balog.

Dazu eines der vielen Fallbeispiele aus dem 
Bericht: Einer Person wird nicht geglaubt, dass 
sie sich in einem regulären Arbeitsverhältnis 
befindet, der Antrag auf Leistungen (als Aufsto-
cker) wird aufgrund des angeblichen „Schein-
arbeitsvertrages“ abgelehnt. Zusätzlich wird 
der digitale Mietvertrag einer großen deut-
schen Wohnungsbaugesellschaft auch als ge-
fälscht bewertet. Die Familie bekommt im Eil-
verfahren beim Sozialgericht Leistungen zu-
gesprochen.

Die zweitmeisten Meldungen betrafen 2023 
den Bereich Bildung. Es gebe Mobbing und Be-
schimpfungen durch Lehrkräfte, Schulleitun-
gen und Sozialarbeiter sowie psychische und 
physische Gewalt, erklärt Balog. Während sol-
che Erfahrungen dazu führten, dass manch-
mal die Kinder der Schule fernbleiben, werde 
in einer Täter-Opfer-Umkehr nicht selten den 
Familien „Schuldistanz“ vorgeworfen. Eltern 
würden zu Strafzahlungen verurteilt. In an-
deren Fällen werde über Monate kein Schul-
platz angeboten. 

Sogar die rassistische Fremdzuschreibung 
(das Z-Wort) werde von Lehrern noch benutzt, 
„es steht bis heute in manchen Schulbüchern“, 
berichtet die Projektleiterin. Überhaupt sei 
das Z-Wort salonfähiger als je zuvor: „Es ge-
hört zur Alltagssprache der Mehrheitsgesell-
schaft.“ Dass sich nach 10 Jahren Dokumenta-
tions- und Aufklärungsarbeit nichts wirklich 
verbessert hat, sei frustrierend, gibt Balog zu. 
Behördenleiter etwa würden das Problem häu-
fig immer noch abstreiten. „Unsere Arbeit ist 
eine langwierige Sache.“

Z-Wort ist Alltag
210 antiziganistische Vorfälle 
wurden im Jahr 2023 bekannt. Das 
Hauptproblem: Leistungsbehörden

Der Nachbarschaftstreffpunkt in der Lehrter Straße in Mitte fürchtet um seine Förderung durch den Bezirk
Bedrohliche Lage für B-Laden
Von Peter Nowak

Bunte Plakate und Aufruf zu 
Mieter*innenprotesten hängen 
im Schaufenster. Auf einem Re-
gal vor der Tür werden Bücher 
angeboten. Der B-Laden in der 
Lehrter Straße 30 ist erkennbar 
ein Ort der solidarischen Nach-
barschaft. Doch noch ist unklar, 
wie die Zukunft des Ladens aus-
sieht. Denn zum Jahresende soll 
die finanzielle Förderung aus-
laufen. Es handelt sich um jähr-
lich 6.000 Euro, die aus den Töp-
fen der Stadtentwicklung an den 
B-Laden flossen. Damit wurde 
die Miete für die Räumlichkei-
ten der Parterrewohnung be-
glichen, in dem der B-Laden ist.
Susanne Torka war 1988 Mitbe-

gründerin des „Vereins für eine 
billige Prachtstraße – Lehrter 
Straße“. Die Anwohner*innen
initiative engagiert sich seit 26 
Jahren gegen Mieterhöhungen, 
Abriss und Leerstand und für 
bezahlbare Mieten. Das sind al-
les Forderungen, die heute be-
sonders aktuell sind.

Das sieht man sofort, wenn 
man die Lehrer Straße entlang-
geht. Zwei große Hotels prägen 
die Straße am Rande des Haupt-
bahnhofs. „Ferienwohnungen 
ohne Ende, möblierte Mikroap-
partements, wir sind hier mit 
allem konfrontiert, was wir auf 
dem Berliner Wohnungsmarkt 
kennen“, beschreibt Torka die 
Situation der Bewohner*innen 
in der Nachbarschaft. Mit der 

Stadtteilinitiative „Wem gehört 
Moabit?“ setzt sie sich für die 
Interessen der Bewohner*in
nen ein. Ihr Engagement ist eh-
renamtlich und wird auch von 
den Bewohner*innen angenom-
men. Dafür ist auch die freund-
liche Atmosphäre im B-Laden 
verantwortlich. Besucher*in
nen werden eine Tasse Tee oder 
auch Obstscheiben angeboten.

„Der B-Laden ist ein wichtiger 
Ort der Nachbarschaft in Moa-
bit und muss unbedingt erhal-
ten bleiben“, betont auch Taylan 
Kurt, der für die Grünen im Ab-
geordnetenhaus sitzt, gegen-
über der taz. Kurt sieht dabei 
auch den schwarz-roten Senat in 
der Verantwortung. Der müsse 
die Bezirke finanziell so ausstat-

ten, dass gar nicht erst zur De-
batte steht, dass einer Nachbar-
schaftseinrichtung 6.000 Euro 
für die Miete gestrichen wer-
den könnten. Er werde sich da-
für einsetzen, dass der B-Laden 
dank der Finanzierung auch im 
nächsten Jahr die Miete zahlen 
kann.

Dass sie sich jetzt auch noch 
darum sorgen muss, dass die 
Miete des Landes im nächs-
ten Jahr gesichert ist, findet 
Torka ärgerlich und auch lästig. 
Schließlich haben sie und ihre 
Mitstreiter*innen große Pläne. 
So soll es in dem Laden künf-
tig eine wöchentliche Nachbar-
schaftsküche geben. Das soll 
auch jüngere Anwohner*innen 
zur Mitarbeit motivieren.

Ein Großteil der Bußgelder 
betraf Polizist*innen, die für 
private Zwecke illegal die 
Polizeidatenbank nutzten. 35 
Verfahren wurden eingeleitet, 32 
Bußgelder verhängt – doppelt 
so viele wie 2022.

Gegen private Stellen wurden 
Bußgelder in Höhe von 549.410 
Euro erlassen. Darunter 215.000 
Euro gegen ein Kulturunterneh-
men, das den Gesundheitszu-
stand seiner Beschäftigten 
dokumentierte, die einen 
Betriebsrat gründen wollten, um 
ihnen zu kündigen. (mfr)

Bußgelder 

Betongold? Wir haben eine Immobilie, in der dein Geld
wirklich glänzen kann: Wenn du jetzt deinen Anteil auf-
stockst (oder neu zeichnest!), hilfst dumit, unser gelieb-
tes altes Haus in der Rudi-Dutschke-Straße zu sanieren.
Dies ist nicht nur notwendig, sondern schafft auch ein
langfristiges finanzielles Fundament, auf dem unser un-
abhängiger Journalismus auch in Zukunft stürmischen
Zeiten trotzen kann. Alle Infos undMitmachen auf
taz.de/haus
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https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2024/pressemitteilung.1484067.php
https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2024/pressemitteilung.1484067.php
https://www.taz.de/!6033091/
https://www.taz.de/!6033091/
https://www.taz.de/!5980705/
https://www.taz.de/!5980705/
https://amaroforo.de/wp-content/uploads/2024/09/Amaro-Foro_10-Jahre-DOSTA-Gesamtdokument_interaktiv.pdf
https://amaroforo.de/wp-content/uploads/2024/09/Amaro-Foro_10-Jahre-DOSTA-Gesamtdokument_interaktiv.pdf
https://dl.taz.de/anzstat?url=https%3A%2F%2Fwww.taz.de%2Fgenossenschaft&eTag=2024-09-18&pub=taz&Typ=PDF&id=geno_bln_312115
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Die Listenvereinigung Plus Brandenburg will mit Pragmatismus und Bürgernähe bei den 
Wahlen punkten – und am liebsten das Zünglein an der Koalitionswaage sein. Ein Gespräch 
über die „eigentlichen Probleme“ der Menschen, verkrustete Parteien und „frische“ Politik

„Wir sind keine 
Politprofis“

Interview Susanne Memarnia

taz: Herr Löb, Herr Bennühr, Herr 
Preylowski, Ihre Parteien haben sich 
für die Brandenburg-Wahl zur Listen-
vereinigung Plus Brandenburg zu-
sammengeschlossen, um die 5-Pro-
zent-Hürde zu knacken. Für wie rea-
listisch halten Sie das?

André Preylowski: Bei der Europa-
wahl haben wir allein mit Volt in Ober-
havel zum Beispiel 2 Prozent geholt, in 
Potsdam 5,3. Da ist es relativ realistisch, 
mit der Liste 6 bis 7 Prozent zu holen.

Thomas Bennühr: Es gibt ja im-
mer 30 bis 40 Prozent Wähler*innen, 
die bis zum Schluss nicht genau wis-
sen, wem sie ihre Stimme geben sollen. 
Die Hoffnung ist, dass viele von den Un-
entschlossenen oder jenen, die im Mo-
ment noch aus Protest ganz links oder 
ganz rechts wählen wollen, erkennen, 
dass die einen – BSW – gar kein Pro-
gramm haben und die anderen – AfD 
– ein Programm, das eine soziale Ka-
tastrophe ist. Und dass Plus Branden-
burg gute Lösungsansätze für viele Pro-
bleme hat. 

Thomas Löb: Der Vorteil an unserem 
Zusammenschluss ist auch, dass wir 
uns räumlich ergänzen. Meine Partei 
ÖPD kommt vor allem aus Oder-Spree, 
Erkner, Müllrose, Grünheide, aber auch 
aus Potsdam-Mittelmark. Volt ist gut 
aufgestellt in Potsdam, Luckau, Spree-
wald, Cottbus und Oberhavel – und die 
Piraten in Oberhavel und der Prignitz. 

taz: Was sind die wichtigsten Prob-
leme in Brandenburg? 

Bennühr: Was die Menschen wirk-
lich bewegt, ist nicht das, worüber die 
große Politik die ganze Zeit redet, vor al-
lem Migration und Flüchtlinge. Wichtig 
für die Menschen ist: Bildung, Wohnen, 
öffentlicher Nahverkehr – und Demo-
kratie. Die Leute wollen beteiligt wer-
den an Entscheidungen. Aber nicht so 
wie in Grünheide, wo man eine Bür-
gerbefragung zu Tesla macht – und 
am Ende entscheidet die Politik doch 
anders. Wichtig ist auch Umwelt, Wirt-
schaftsförderung, Bürokratieabbau.

taz: Den wollen ja alle!
Bennühr: Ja, aber die anderen sagen 

nicht, wie. Man kann natürlich eine Ex-
pertenrunde im Ministerium machen, 
aber da wird nichts bei rauskommen. 
Man muss in die Betriebe gehen, zu den 
Handwerkern, den bäuerlichen Betrie-
ben und sie fragen, wo habt ihr ein Pro-
blem mit eurer Bürokratie. Wir wollen 
die Leute anhören und gemeinsam Lö-
sungen entwickeln. 

taz: Nehmen wir das Thema Woh-
nungsnot. Wie würden Sie das ange-
hen?

Löb: Das Land muss mehr öffentli-
chen Wohnungsbau fördern. In Pots-
dam etwa kann man sich ja  mit einem 
normalen Beruf keine Wohnung mehr 
leisten. Auch durch bestimmte große 
Industrieansiedlungen, die man so 
ein bisschen ungeplant ins Land rein-
geholt hat …

taz: Stichwort Grünheide
Löb: … Ja, zum Beispiel. Aber auch in 

Brandenburg an der Havel sollen rie-
sengroße Gewerbegebiete entstehen, 
übrigens zumeist auf Waldflächen. All 
die neuen Beschäftigten müssen woh-
nen, dadurch steigen die Bodenpreise, 
die Mieten. Oder in Senftenberg: Da 
gibt es ein großes Klinikum, aber zu we-
nig Ärzte. Wie kriegt man sie da hin? 
Man braucht Wohnungen, aber auch 
Schulen, Infrastruktur, Kultur.

Bennühr: Das Problem ist: Kommu-
naler Wohnungsbau kostet Millionen. 

Und wir sehen es als Aufgabe des Lan-
des, das zu finanzieren – entweder über 
die Landesbank oder über andere För-
dermöglichkeiten, etwa langfristige 
Kredite mit 30 bis 50 Jahren Laufzeit. 
Die Kommunen oder die Genossen-
schaften können die Kredite nehmen, 
bauen und günstig Wohnung anbieten. 

taz: Mehr sozialen Wohnungsbau 
fordert auch die Linke. Warum sollte 
ich dafür Plus wählen? 

Bennühr: Die Linke ist ja schon sehr 
lange in Brandenburg unterwegs, und 
die sozialen Errungenschaften in die-
sem Bereich sind, ich sage mal, über-
sichtlich. Wenn wir ins Parlament kom-
men, können wir denjenigen, die eine 
Regierung bilden wollen, sagen: Mit 
uns gerne, aber unter folgenden Be-
dingungen. Und das wird dann durch-
gezogen! Wir koalieren nicht um jeden 
Preis, denn wir wollen keine Posten, wir 
machen das nicht für unsere Partei – 
wir machen das für Brandenburg.

taz: Herr Preylowski, wenn ich libe-
ral denke, warum sollte ich Plus wäh-
len und nicht FDP?

Preylowski: Die Frage ist vielleicht 
eher, wie liberal ist die FDP heute noch. 
Für uns schließen sich links und liberal 
auch nicht aus. Wenn wir uns um die 
Bevölkerung kümmern wollen und je-
dem die Chance geben wollen, gut in 
diesem Land zu leben, dann gehört 
Wohnungsbau einfach dazu. Bezahl-
bare Mieten gehören dazu und ein ge-
wisser sozialer Standard. Was uns „vol-
tiger“ macht, ist, dass wir die Sache eu-
ropäisch betrachten. Wir glauben nicht, 
dass man Probleme alleine in Branden-
burg oder in Deutschland lösen kann. 
Wenn wir zum Beispiel an der Wasser-
versorgung in Brandenburg etwas än-
dern wollen, dann müssen wir wissen, 
was in Polen passiert.

taz: Herr Löb, wenn mir Natur-
schutz wichtig ist, warum sollte ich 
Plus wählen und nicht die Grünen? 

Löb: Erstens ist die ÖDP nicht nur 
eine ökologische Partei, auch das Sozi-
ale wird bei uns groß geschrieben. Zu-

dem sind die Grünen schon lange nicht 
mehr richtig grün. Sie gehen mehr auf 
Umwelttechnik, Solarparks, Windrä-
der – und meinen, dass das die Lösung 
ist. Für diese Ideologie werden Land-
schaftsschutzgebiete aufgegeben, ob-
wohl man um jeden Baum kämpfen 
müsste.

Bennühr: Die Grünen waren zu ih-
ren Anfängen eine große Protestbewe-
gung. Aber mittlerweile sind sie sehr 
professionalisiert. Wir als Plus Bran-
denburg sind keine Politprofis, wir sind 
sehr, sehr frisch. Wahrscheinlich, wenn 
es uns länger geben sollte, werden wir 
auch verkrusten wie die etablierten Par-
teien – dann brauchen wir wieder neue 
Parteien mit frischen Ideen. 

taz: Frisch heißt was?
Bennühr: An der Sache orientiert, 

nicht am Machterhalt.
taz: Kommen wir auf Grünheide 

und Tesla zurück: Wie würden Sie den 
Widerspruch zwischen Umweltschutz 
und Industrieansiedlung auflösen? 

Löb: Wenn ich als Regierung ir-
gendwo eine Firma ansiedle oder för-
dere, dann muss ich einen langfristi-
gen Plan haben. Wie lange kommen da 
Leute zum Arbeiten hin, wo können sie 
wohnen, wie ist die Infrastruktur? Man 
muss es nachhaltig machen. Deswegen 
ist es auch wichtiger, Firmen zu unter-
stützen – egal ob klein oder groß oder 
ganz groß –, die mit dem Standort ver-
wurzelt sind und wirklich ein Interesse 
an Brandenburg haben.

Preylowski:  Wir möchten, dass 
Brandenburg ein Industrieland bleibt, 
aber mit Verstand. Es gibt genug Groß-
projekte, die gescheitert sind wie die 
Cargolifter-Halle, wo mal Luftschiffe 
gebaut werden sollten. Heute ist da das 
Schiwmmbad Tropical Islands. Darum 
möchten wir auch mehr Transparenz 
– und die Einbeziehung der Bürger. Es 
darf sich nicht alles an irgendeinem 
Konzerninteresse ausrichten.

taz: Ein Thema, das nicht in Ihrem 
Kurzprogramm vorkommt, ist Migra-
tion. Haben Sie dazu nichts zu sagen?

Bennühr: Wir haben bei dem Thema 
einen sehr einfachen Lösungsansatz. Es 
wird gesagt, „die Flüchtlinge“ liegen 
dem Staat auf der Tasche, sie kriegen 
alle Sozialleistungen. Aber warum ist 
das so? Weil sie nicht arbeiten dürfen! 
In den großen Flüchtlingsheimen in 
Brandenburg sitzen so viele Menschen, 
die gezwungen sind, Däumchen zu dre-
hen. Andererseits brauchen wir in vie-
len Bereichen Arbeitskräfte. 

Löb: Bei den Ukrainern gibt es mas-
senhaft Hochqualifizierte, die nicht 
arbeiten dürfen, weil ihre Ausbildun-
gen nicht anerkannt sind. Es gibt 3.000 
Ärzte, die gezwungenermaßen untätig 
zu Hause sitzen, weil die Behörden aus 
Personalmangel nicht hinterherkom-
men. Das ist ein Armutszeugnis!

taz: Das Gerede über Migration ist 
also eine Scheindebatte?

Preylowski: Wenn die Leute hierher 
kommen und neun Monate in irgendei-
ner Unterkunft sitzen, keine Chance be-
kommen, Deutsch zu lernen, und wenn 
das Heim am Rande eines Ortes liegt, 
wo nicht einmal der Bus hinfährt, dann 
geben wir die Leute schon auf, sobald 
sie hier ankommen. Dabei haben wir 
genug Arbeit. Wenn wir sie hierüber in-
tegrieren, dann fühlen sie sich bald als 
Teil der Gesellschaft. 

taz: Das klingt schön und gut, aber 
wie wollen Sie das anstellen?

Löb: In Bayern zum Beispiel gibt es 
eine Kommune, da bekommt jeder 
Flüchtling einen Paten aus dem Dorf, 
der ihm erklärt, wie hier alles läuft: wie 
man die Wäsche aufhängt zum Beispiel. 
Und jeder Flüchtling bekommt gleich 
einen Job. Das ist natürlich Arbeit. Aber 
wenn man davor zurückweicht, kom-
men die AfD und die anderen schlim-
men Parteien und greifen das auf – und 
machen es noch größer. 

taz: Was ist mit dem BSW? Warum 
ist das so erfolgreich? 

Bennühr: Ja, warum identifizie-
ren sich Leute mit einer Frau, die die 
DDR bis zur Wende für das tollste Sys-
tem überhaupt hielt und heute in ei-

ner schicken Villa lebt? Ihr Bündnis hat 
nicht einmal ein Programm für Bran-
denburg! Ich kann mir den Erfolg nur 
mit Protest erklären: Die anderen Par-
teien haben es nicht geschafft, jetzt 
wählen wir einfach andere, ob AfD oder 
BSW ist egal. 

Preylowski: Meine Mutter war frü-
her in der SED, jetzt ist sie ein großer 
Anhänger vom BSW. Aber sie schickt 
mir manchmal auch Nachrichten von 
der AfD. Ich denke, viele ältere Leute 
können gar nicht mehr unterscheiden 
zwischen diesen Partien, da ist einfach 
nur die Idee, aus Protest irgendwas zu 
wählen. Und weil man einer DDR hin-
terhertrauert, in der viele Sachen viel 
leichter zu verstehen waren und sie viel 
weniger Probleme hatten. Zum Glück 
denkt nicht jeder so. Ich habe viele äl-
tere Leute gesprochen, die sehr reflek-
tiert waren und im Gegenteil sagen: 
Wir wollen nichts wiederauferstehen 
lassen, wir wollen an der Demokratie 
festhalten. 

Wahl in Brandenburg
Liste Plus Brandenburg Als 
einziges Bundesland ermöglicht es 
Brandenburg den Parteien, sich in 
einer Listenvereinigung gemein-
sam zur Wahl zu stellen. Für die 
Landtagswahl am kommenden 
Sonntag haben sich Piraten, Volt 
und ÖDP zu „Plus Brandenburg“ 
zusammengeschlossen, um 
gemeinsam die 5-Prozent-Hürde 
zu nehmen. Da sie in den Wahlum-
fragen nicht vorkommen, ist 
schwer zu sagen, wie stark die 
Liste wird. 
Umfrage Die Freitag veröffentlich-
te jüngste Umfrage der For-
schungsgruppe Wahlen ergab 
folgendes Bild: AfD 29 Prozent, 
SPD 26, CDU 15, BSW 14, Grüne 5, 
Linke 3, Freie Wähler 3. (sum)

Thomas Bennühr, 64, war früher 
Landesvorsitzender der Piraten, 
kandidiert nun auf Listenplatz 1 von 
Plus Brandenburg. Er lebt in Glienicke/
Nordbahn und ist dort gewählter 
Gemeindeverordneter. Er ist Revisor bei 
der Deutschen Gesetzlichen Unfallver-
sicherung und zurzeit Gesamtbetriebs-
ratsvorsitzender.

Thomas Löb, 57, steht auf Platz 3 der 
Landesliste von Plus. Er ist Landesvor-
sitzender der ÖDP und sitzt für seine 
Partei in der Stadtverordnetenver-
sammlung von Erkner und im Kreistag 
des Landkreises Oder-Spree als 
Sachkundiger Einwohner. 

André Preylowski  ist stellvertretender 
Landesvorstand von Volt Brandenburg 
und kandidiert auf Listenplatz 4 bei 
Plus. Der 61-Jährige ist gelernter 
Drucker, hatte früher Papiergeschäfte 
in Berlin und lebt jetzt als Geschäfts-
mann in Schildow. 

V. l. n. r. 
Thomas 
Bennühr, André 
Preylowski und 
Thomas Löb in 
Potsdam auf 
der Freund-
schaftsinsel 
Foto: Susanne 
Memarnia

https://plusbrandenburg.de/
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Gemächlich schiebt sich das Boot mit den 
sechs Männern zwischen den Ufern des 
Rio Indio im äußersten Südwesten Ni-
caraguas hindurch. Präzise erfassen die 
Männer am Ufer die diversen Versuche 
von Landnahme im Naturreservat „In-
dio Maíz“, dem letzten Stück des waldi-
gen Siedlungsgebiets, das den indigenen 
Rama und den afrostämmigen Kriol ge-
blieben ist. Doch obwohl Nicaragua das 
Gebiet 2003 nach langem Kampf zum Na-
turreservat erklärt hat, versuchen Sied-
ler ununterbrochen Land an sich zu rei-
ßen, um darauf lukrative Viehzucht zu 
betreiben. „Patrol“ von Camilo de Cas-
tro Belli und Brad Allgood dokumentiert 
den Kampf gegen den Landraub im Süd-
westen Nicaraguas. Er zeigt die mühse-
ligen Streifzüge durch den Tropenwald 
auf der Suche nach illegalen Siedlern und 
Viehzüchtern und zeigt zugleich die im-
posante, erhabene Natur der Region. 

Am Samstagnachmittag ist Camilo 
de Castro Belli nach der Vorführung des 
Films im Kreuzberger fsk Kino zu ei-
nem Filmgespräch vor Ort. Die Veran-
staltung ist Teil der Dokumentarfilmtage 
Let’s Dok. Seit 2020 präsentiert Let’s Dok 
jährlich bundesweit eine Auswahl gesell-
schaftlich relevanter Dokumentarfilme 
der letzten Jahre. Im Zentrum der Doku-
mentarfilmtage, die von der Vereinigung 
AG Dok initiiert und vom Verein zur För-
derung der Dokumentarfilmkultur orga-
nisiert werden, steht die kollektive Aus-
einandersetzung mit den Filmen und ih-
ren Macher_innen. Auch in diesem Jahr 
laufen wieder in über 100 Kinos bundes-
weit den gesamten September über Do-
kumentarfilme. In Berlin nehmen neun 
Kinos teil und in Brandenburg über 20. 

Als Menschen in der DDR ab Mitte der 
1980er Jahre zunehmend nach Alternati-
ven zum realexistierenden Gouvernan-
tenstaat suchten, fand sich auch die op-
positionelle „Freie Forschungsgemein-
schaft Selbstorganisation“ in der Berliner 
Chausseestraße zusammen. Als einige 

Jahre später die Mauer fiel, entwickelte 
die Gruppe ein Konzept, wie das Volks-
eigentum vor SED-Kadern und west-
deutschen Spekulanten gleichermaßen 
bewahrt werden sollte: eine Treuhand-
stelle sollte Anteilsscheine an die Bürger_
innen der DDR ausgeben. Realität wurde 
die Treuhand dann in ganz anderer Form: 
als gigantische Holding, die westdeut-
schen Banken und Unternehmern einen 
leichten Weg zur Bereicherung bot. Der 
Dokumentarfilm „Goldrausch – Die Ge-
schichte der Treuhand“ des letztes Jahr 
verstorbenen Thomas Plenert versuchte 
2012 eine Annäherung an die Treuhand 
als gigantischen Ausnahmefall, befragt 
ehemalige Mitarbeiter der Treuhand, 
Mitarbeiter aus den Bonner Ministerien 
der Zeit und Bürgerrechtler und Politiker 
aus dem Osten der Republik. Im Rahmen 
von Let’s Dok – Dokumentarfilmtage lädt 
die unabhängige Dokumentarfilminitia-
tive docfilm42 zu einem Online-Filmge-
spräch mit dem Wirtschaftswissenschaft-
ler Rudolf Hickel. Doch es lohnt sich auch, 
Let’s Dok vor allem als Angebot vor Ort 
zu nutzen. 

Für alle in Berlin ist die Reihe auch 
als Gelegenheit zu verstehen, die Kino-
landschaft in Brandenburg zu entdecken. 
Eine besondere Empfehlung ist das Pro-
gramm des Kinos Astoria in Wittstock, 
das eine Auswahl von Filmen von Volker 
Koepp zeigt. Am Donnerstag läuft „Land-
stück“, der die Landschaft der Uckermark 
porträtiert, und am Samstag lädt das 
Kino zu einem Sektempfang aus Anlass 
von Volker Koepps 80. Geburtstag und 
um zu feiern, dass der Filmemacher vor 
unterdessen 50 Jahren seine Langzeit-
dokumentation zu Wittstock begann. 
Im Anschluss läuft Koepps Kompilation 
„Goldene Hochzeit mit Wittstock Fil-
men“, in der er Ausschnitte aus den Fil-
men mit bislang nicht verwendetem Ma-
terial aus dem Umfeld kombiniert. Und 
nach dem Film folgt noch ein Filmge-
spräch mit Volker Koepp.� Fabian Tietke

kinotipp der woche

Vom Hüten und Horten
Mit politischen Dokus wie „Patrol“ und „Goldrausch –  
Die Geschichte der Treuhand“ machen die Dokumentarfilmtage 
Let’s Dok Halt in Berlin und Brandenburg

„Was uns beide eint, ist 
das Gefühl für Swing“, 
sagt Michael Griener 
am Telefon. Der Schlag-
zeuger spricht über die 
Rhythmusgruppe, die er 
seit drei Jahrzehnten mit 
dem Bassisten Jan Roder 
bildet und mit dem er jetzt 
eine Werkschau veröffent-
licht hat. 

Ihre Doppel-CD „Be 
Our Guest“, alleine das 
ist schon einmal ein Jazz-
Motto, versammelt bei 
einer Laufzeit von zwei 
Stunden 36 Weggefähr-
tinnen und Zeitgenossen 
der beiden Wahl- und Her-
zensberliner, die für eine 
unorthodoxe Spielweise 
von Jazz stehen. Unortho-

dox heißt experimentell, 
aber nicht akademisch; 
unorthodox umfasst alt-
modisch, aber nicht reak-
tionär: „Wir beziehen uns 
deutlich auf die Jazztradi-
tion“, fügt Griener an.

Hören lässt sich das an 
den Stücken, die „Be Our 
Guest“ rahmen: „√C“, eine 
Komposition des Bass-
klarinettisten Rudi Ma-
hall, interpretiert durch 
das Christof Knoche Trio, 
aufgenommen 1994 noch 
in Hannover, ist befreiter 
Jazz, dem Free kein Dogma 
ist.

„Verlacht“, eine Kom-
position des Trompeters 
Axel Dörner, interpre-
tiert durch das Quartett 

Die Enttäuschung, ist eine 
verwegene Mixtur alten 
und neuen Stils. Begon-
nen hat Die Enttäuschung 
mit Kompositionen des af-
roamerikanischen Pianis-
ten Thelonious Monk. Der 
galt einmal als Modernist 
und jetzt als Klassiker.

„Be Our Guest“ enthält 
zwei Monk-Stücke, furios 
umgesetzt mit Alexan-
der von Schlippenbach 
am Piano, aufgenommen 
im Au Topsi Pohl in Mitte-
Tiergarten, einem der vie-
len flüchtigen Jazz-Orte, 
denen Griener und Ro-
der auf ihrem musikali-
schen Stadtplan Berlins 
zu Dauer verholfen ha-
ben.� Robert Mießner

berlinmusik

Verwegene Mixtur

Let’s Dok 
– Bundesweite 
Dokumentar-
filmtage 2024. 
Programm für 
Berlin bis 
Ende Septem-
ber: www.
letsdok.de

Am 21. 9. um 
14 Uhr im fsk: 
„Patrol“ (R: 
Camilo de 
Castro Belli/ 
Brad Allgood, 
NI/US 2023) 
Foto: Juli Films 
und Perpetuo 
Films

Griener & 
Roder: „Be Our 
Guest“ 
(Trouble in the 
East Records); 
Live im 
Kühlspot 
Social Club: 
Steve Swell/
Matthias 
Müller/Michael 
Griener, 20. 9., 
20.30 Uhr; Jan 
Roder/Olaf 
Rupp, 22. 9., 
19.30 Uhr

A
n Friedenau und den 
Ceciliengärten vor-
bei, Richtung Lank-
witz, fährt mich der 

Bus 187 zum Auguste-Vikto-
ria-Klinikum. Der Weg da-
hin ist derselbe, den ich zu 
Beginn der Coronapande-
mie oft mit dem Rad fuhr, als 
ich noch nicht vorhatte, viele 
Kilometer am Tag zurückzu-
legen, sondern nur neugie-
rig auf für mich unbekannte 
Viertel in Berlin war.

Mein Handy war kaputt, 
und da es während des Lock-
downs schwierig war, es re-
parieren zu lassen, hatte ich 
eine Weile einfach kein Te-
lefon mehr. Ich schaute an 
Bushaltestellen auf der Karte 
nach, falls ich mich verirrte. 
Die Straßen waren leer. Für 
Musik sorgte ein alter MP3-
Player. 

Damals hatte ich noch nie 
im Leben einen Radunfall 
gehabt. Heute habe ich zwei 
hinter mir, und der letzte ist 
der Grund, warum ich mich 
zur Orthopädie und Unfall-
chirurgie dieses Kranken-
hauses in Schöneberg/Tem-
pelhof begebe. Ich trage eine 
neue Orthese am Bein, die 
die Funktion des Kreuzban-
des ersetzen soll und mich 
an den südkoreanischen Film 
von 2006 „I’m a Cyborg But 
That’s OK“ erinnert.

Im Bus lehne ich Sitzplätze 
ab und versuche, mit dem 
robotischen Teil beim Ste-
hen stabil zu bleiben, wäh-
rend der überfüllte Bus sich 
hin und her bewegt und wir 
Fahrgäste zu Cocktail-Zu-
taten werden – so stelle ich 
mir das vor. Im Gegensatz 
zu vielen Menschen, die mit 
mir aussteigen und sich lang-
samer als ich dem Hauptein-
gang des Klinikums nähern, 
brauche ich keine Gehstüt-
zen mehr. Später treffen wir 
uns zufällig wieder und fah-
ren zusammen zwei Etagen 
mit dem Aufzug. Das Ge-
lände ist groß wie ein Dorf 
(nur mit „Raucherinseln“), 
und das richtige Gebäude 
zu finden war eine Odys-
see, anscheinend nicht nur 
für mich. „Nicht so einfach, 
nicht wahr?“, fragt ein Mann 
und ich lache, zum ersten 
Mal an diesem Tag. 

� Luciana Ferrando

berliner szenen

I’m a 
Cyborg, But 
That’s OK

Abtreibungsgegner:innen 
wollen wieder mal gegen das 
Recht auf körperliche Selbst-
bestimmung für Frauen* 
durch Berlin ziehen. Dage-
gen gibt es eine Demo vom 
Bündnis für sexuelle Selbst-
bestimmung und einen In-
fopoint für Aktionen in der 
ganzen Stadt vom What the 
Fuck?!-Bündnis. 

Samstag, 21. 9., Demo 
Pariser Pl., 12 Uhr; Infopoint 
Washingtonpl., 11 Uhr
Die Kolumne: taz.de/tazplan

Antifeminismus 
blockieren

Timm Kühn  
bewegung

Extended Spaces – Resonant Bodies:
Alvin Lucier
Ensemble KNM Berlin & Solist*innen

radialsystem.de 21
09

20
24

22
09

20
24

STABILE
SEITEN�
LAGE

zeitung für morgen
10 WOCHENNUR 10 EUROTAZ.DE/ABO

STABILE 
SEITEN�

zeitung für morgen
10 WOCHEN NUR 10 EURO

HAU

Natural
Acts

Perel
27.–30.9. / HAU2 / Premiere
�www.hebbel-am-ufer.de PERFORMANCE

Filmstill aus Greta Gerwig – Itinerary of a Rising Star

Sichere dir jetzt dein Ticket
für die Dokumentale – Berlins erstes
Non-Fiction Festival!

10.—20. OKT.
Information + Tickets
dokumentale.de

IN DER LUFT
Ein Tanzstück für alle ab 6 Jahren,

voller Humor und Experimentierfreude

Fr, 27.09.24, 10 Uhr | Sa, 28.09.24, 16 Uhr
So, 29.09.24, 16 Uhr | Di, 01.10.24, 10 Uhr

Mi, 02.10.24, 10 Uhr

6+

TANZKOMPLIZEN.DE
TANZKOMPLIZEN im Podewil
Klosterstraße 68 | 10179 Berlin

Resounding Archives:
The Politics of Listening
to the Moving Image
Films, Listening Sessions,
Archive Projects, Symposium

17.–22.9.2024

Exhibition 17.–29.9.2024

https://fsk-kino.peripherfilm.de/
https://www.kino-astoria.de/
https://letsdok.de/programm/?_ort_auswahl=berlin-bundesland&_google_map=45.94431%2C5.073952%2C55.622442%2C16.06028
https://troubleintheeastrecords.bandcamp.com/album/be-our-guest
https://troubleintheeastrecords.bandcamp.com/album/be-our-guest
https://kuehlspot.com/
https://kuehlspot.com/
https://www.sexuelle-selbstbestimmung.de/18923/aktionstag-fuer-sexuelle-selbstbestimmung-21-09-2024/
https://www.sexuelle-selbstbestimmung.de/18923/aktionstag-fuer-sexuelle-selbstbestimmung-21-09-2024/
https://www.sexuelle-selbstbestimmung.de/18923/aktionstag-fuer-sexuelle-selbstbestimmung-21-09-2024/
https://whatthefuck.noblogs.org/
https://whatthefuck.noblogs.org/
http://taz.de/tazplan
https://dl.taz.de/anzstat?url=https%3A%2F%2Fwww.taz.de%2Fabo&eTag=2024-09-18&pub=taz&Typ=PDF&id=abo_bln_312140
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Der Mietvertrag fürs Office im 
feinen Hamburger Elbvorort 
Nienstedten ist gekündigt und 
der Geschäftsbetrieb einge-
stellt, vermeldet das Hambur-
ger Abendblatt das finanzielle 
Ende eines adligen Maklers, 
der sich auf hochwertige Immo-
bilien für „z. B. honorige Persön-
lichkeiten“ an Elb- und Alster
ufer spezialisiert hatte. Unklar 
sei, ob bloß die schwierige Situ-
ation der Branche Schuld an der 
Pleite ist „oder auch andere Er-
eignisse eine Rolle spielten“. Der 
südwester vermutet nach An-
sicht einer Archivversion der ab-
geschalteten Internetseite eher 
Letzteres: Obwohl da behauptet 
wird, dass man großen Wert auf 
„die objektive Betrachtung einer 
jeden Immobilie“ lege, sind die 
Beschreibungen der in dort für 
Hamburg angebotenen Eigen-
tumswohnungen doch etwas 
zu generisch geraten: Jede ein-
zelne von ihnen, von der Elbe bis 
in die Innenstadt, biete „neben 
einer sehr hohen Privatsphäre“ 
einen „Panoramablick über den 
Hafen, das offene Meer und die 
Berge“.  

südwester 

Panoramablick

Abo 030 - 259 02 - 590 | Anzeigen 030 - 259 02 - 314 anzeigen@taz.de | Redaktion 040 - 38 90 17 - 0 redaktion@taz-nord.de

Der Angeklag-
te Patrick S., 
der auch als 
Liedermacher 
auftritt, nahm 
2012 am 
Bundeskon-
gress der 
NPD-Jugend-
organisation 
Junge 
Nationalisten 
im  
thüringischen 
Kirchheim teil
Foto: Recher-
che Nord

Von Michael Trammer

„Patrick S., Florian L. und Frederik L. wer-
den angeklagt, am 7. Januar 2020 zwi-
schen 5 und 5.25 Uhr in Garbsen durch 
gemeinschaftliche Handlung versucht 
zu haben, heimtückisch einen Men-
schen zu töten.“ Mit diesen Worten er-
öffnet Staatsanwältin Samantha Zohri 
am Montagvormittag den Anklagevor-
wurf am Landgericht Hannover. Es ist 
ein bemerkenswerter Prozess, denn hier 
stehen drei umtriebige Neonazis aus 
der Region Hannover unter anderem 
wegen versuchten Mordes vor Gericht. 
Bei den Angeklagten handelt es sich um 
Mitglieder der sogenannten „Calenber-
ger Bande“. Bis vor etwa einem Jahr er-
mittelte die Generalstaatsanwaltschaft 
Celle wegen Terrorverdachts gegen die 
Gruppe. Äußern wollten sich die drei zu 
den Vorwürfen nicht.

Im Januar 2020 sollen sie am frühen 
Morgen einem Garbsener vor dessen Tür 
aufgelauert, ihn überfallen, mit Kabel-
bindern und Tape gefesselt und verprü-
gelt haben. Dann sollen sie seine Woh-
nung durchsucht, aber nichts außer dem 
Schlüssel mitgenommen haben. Den 
Mann habe die Gruppe einfach vor sei-
ner Garage liegen lassen – und damit 
aufgrund der Schwere der Verletzungen 
seinen Tod in Kauf genommen haben, 
heißt es in der Anklage. Ein Passant habe 
ihn etwa eine halbe Stunde später zu-
fällig gefunden, erläutert Staatsanwäl-
tin Zohri. Der Mann habe diverse Frak-
turen und Einblutungen an mehreren 
Stellen gehabt und habe ins künstliche 
Koma versetzt werden müssen.

Am Nachmittag des ersten Prozess

tages äußert sich der Geschädigte, ein 
51-jähriger VW-Arbeiter, und sagt, er 
könne sich an kaum etwas erinnern. Le-
diglich, dass er auf dem Weg zu seinem 
Auto gewesen sei. Etwa einen Monat spä-
ter sei er im Krankenhaus aus dem Koma 
erwacht. Die anschließende Reha habe 
mehrere Monate gedauert. Im Herbst 
2020 habe er wieder begonnen zu ar-
beiten. Bis heute leide er immer wieder 
an einer Schwäche im rechten Arm, lasse 
deswegen Dinge fallen.

Warum er zum Opfer wurde, ist ihm 
völlig unklar. Weder auf der Arbeit noch 
privat habe er jemals Konflikte oder 
Stress gehabt. Aus seiner Wohnung sei 
nichts gestohlen worden, so der 51-Jäh-
rige. Nur der Wohnungsschlüssel, den er 
an dem Tag bei sich hatte, sei bis heute 
nicht wieder aufgetaucht. Die Beschul-
digten seien für ihn Unbekannte, so der 
VW-Arbeiter.

Eine große Zahl an Beweismitteln hat 
der Vorsitzende Richter Martin Grote im 
Selbstleseverfahren eingeführt. Alle Pro-
zessparteien erhielten einen zentimeter-
dicken Hefter. Den dürfen Journalist:in
nen zwar nicht einsehen, aus der Liste der 
genannten Dokumente wird allerdings 
klar: Die Polizei überwachte am 7. Januar 
2020 mehrere Telefone, die sie wohl den 
Angeklagten zurechnet. Verteidiger Mat-
thias Steppuhn meldete, ohne den Hef-
ter durchgesehen zu haben, unmittelbar 
Bedenken an. Die Staatsanwaltschaft ist 
aufgrund der Ermittlungen aber offen-
bar sicher, dass es sich bei den Tätern um 
die Beschuldigten handelt.

Und die sind keine Unbekannten: Bil-
der von einem klandestinen Treffen der 
neonazistischen Gruppe Calenberger 

Bande, die Antifaschist:innen 2020 auf 
dem linken Portal Indymedia veröffent-
licht hatten, zeigen zwei der Angeklag-
ten. Dazu wurden dort Vermutungen ge-
äußert, dass eine Reihe von Schmiere-
reien, Überfällen und Anschlägen, wie 
etwa auf eine kurdische Familie und ein 
jüdisches Ehepaar, auf die Kappe der 
Neonazis gehen könnte. Die Taten sind 
bis heute nicht aufgeklärt.

Kurz nach der Veröffentlichung auf 
Indymedia – und dem Überfall auf den 
Garbsener – durchsuchte die Polizei in 
der Hildesheimer Straße in Hannover 
die Wohnung, in der damals auch der 
Angeklagte Patrick S. lebte. Der hieß zu 
dem Zeitpunkt noch Patrick K. und gibt 
vor Gericht an, mittlerweile geheiratet 
zu haben. Auch sein Aussehen hat sich 
gewandelt. Der Kurzhaarschnitt ist einer 
Gelfrisur gewichen. S. trägt nun einen 
prominenten Schnauzbart.

Um Patrick K. war es in den vergange-
nen Jahren ruhig geworden. Der bundes-
weit aktive Neonazi hat eine lange His-
torie des rechtsextremen Aktivismus. Er 
war Teil der Führungsriege der Kamerad-
schaft „Besseres Hannover“, die 2012 als 
kriminelle Vereinigung verboten wurde. 

Mit Internetvideos, in denen ein „Ab-
schiebär“ Migranten verunglimpfte, 
hatte die Gruppe Aufsehen erregt.

Seit 2013 war Patrick S. als Liederma-
cher beim Rechtsrocklabel Opos aktiv. 
2015 wurde er zu einem Jahr Haft auf Be-
währung verurteilt. Er hatte Parteibüros 
angegriffen, Stolpersteine und einer Ge-
denktafel für deportierte Jüdinnen und 
Juden beschmiert, den Grünen-Bundes-
tagsabgeordneten Sven-Christian Kind-
ler und Mitglieder der DKP angegriffen 
und versucht, Geflüchtete während ei-
nes Hungerstreiks anzugreifen. In die-
ser Zeit lebte S. in Chemnitz, wo er ver-
suchte, mit dem „Rechten Plenum“ ei-
nen Nazikiez zu errichten. Das scheiterte 
wegen verschiedener Veröffentlichun-
gen. Der Neonazi zog zurück nach Han-
nover.

Auch die anderen Angeklagten be-
wegen sich, wie Recherchen des Relate 
Magazin aus Hannover zeigen, in ei-
nem einschlägigen Milieu. Sie waren 
etwa Mitglieder im Motorradklub „Shel-
ter Dogs MC“, gegen dessen Präsidenten 
der militärische Abschirmdienst MAD 
im Kontext der „Wehrsportgruppe G“ er-
mittelte. Frederik L. ist außerdem profes-
sioneller Mixed-Martial-Arts-Kämpfer.

Auf die Gründe dafür, dass der Pro-
zess mehr als vier Jahre nach der Tat ab-
gehalten wird, will der Vorsitzende Rich-
ter im Laufe des Verfahrens eingehen. 
Warum das Terror-Verfahren eingestellt 
wurde, wenn zeitgleich gegen drei der 
Gruppenmitglieder wegen versuchten 
Mordes ermittelt wurde, ist unklar und 
war am ersten Verhandlungstag kein 
Thema. Wie der politische Hintergrund 
der Angeklagten im Allgemeinen.

Die Polizei hat mehrere 
Telefone überwacht, die 
sie den Angeklagten 
zurechnet. Gegen die 
liefen damals 
Terrorermittlungen

Neonazis wegen  
versuchten Mordes vor Gericht
Drei Mitglieder der so genannten Calenberger Bande aus Hannover sollen vor vier Jahren einen Mann  
halb totgeschlagen und dann liegengelassen haben. Das Opfer scheint zufällig ausgewählt worden zu sein

https://www.taz.de/!5657218/
https://www.taz.de/!5657218/
https://www.taz.de/!5024484/
https://www.taz.de/!5024484/
https://www.taz.de/!5262480/
https://www.taz.de/!5262480/
https://relate.tem.li/?page_id=56
https://relate.tem.li/?page_id=56
https://www.landtag-niedersachsen.de/drucksachen/drucksachen_18_12500/11501-12000/18-11801.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/drucksachen/drucksachen_18_12500/11501-12000/18-11801.pdf
https://www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/ermittlungen-neonazis-100.html
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U
nser Hausmeister Herr Krummsack 
wirft mich frühmorgens energisch aus 
dem Bett.„Los, los, Herr Engin, kom-
men Sie schon. Wir wollten doch heute 

zusammen Flüchtlinge abholen gehen.“
„Was? Wie? Ich wollte mit Ihnen Flüchtlinge 

abholen? Zu mir nach Hause?“, frage ich völ-
lig überrascht.

„Quatsch! Das kann ich doch keinem noch so 
leidgeprüften Flüchtling zumuten. Nach zwei 
Tagen würden die armen Menschen betteln, 
wieder zum IS oder zu Assad zurück zu dürfen.“

„Herr Krummsack, ich hatte das Gefühl, 
dass Sie Migranten nicht so sehr mögen. Von 
den Flüchtlingen ganz zu schweigen“, frage ich 
total irritiert.

„Ich habe doch nichts gegen Flüchtlinge. Un-
sere weltberühmten Bremer Stadtmusikanten 
sind ja auch Flüchtlinge“, sagt er freundlich.

„Wirklich? Die sind jetzt auch auf der Flucht? 
Kein Wunder, wer will denn schon den ganzen 
Tag von tausend japanischen Touristen ange-
grapscht und fotografiert werden.“

„Kommen Sie schon, unser Flugzeug wartet 
bereits auf uns.“

„Welches Flugzeug denn?“

Söder und Bild chartern Flugzeuge
„Die bayrische Regierung und die Bild-Zeitung 
chartern mehrere Flugzeuge in die Türkei, da-
mit wir die Flüchtlinge retten können, bevor 
sie den Menschenhändlern in die Hände fal-
len und dann im Meer ersaufen.“

„Herr Krummsack, bisher hatte ich wirklich 
den Eindruck, dass Sie Ausländer nicht so be-
sonders mögen?“

„Herr Engin, Sie bringen ja wie immer al-
les durcheinander. Ich liebe Ausländer. Nur 
Sie persönlich kann ich überhaupt nicht lei-
den“, gesteht er.

„Ach so, super! Dann ist ja alles in bester 
Ordnung“, sage ich erfreut. Unsere Nachbarn 
klatschen begeistert Beifall und begleiten uns 
mit einem langen Autokonvoi zum Flughafen. 
Das riesige Flugzeug ist fast leer. Die Bremer 
Stadtmusikanten flüchten also nicht in die 
Türkei.

„Hallo, Osman, setzt dich doch hierher zu 
mir“, bietet mir jemand ganz vorne einen Platz 
an.

„Herr Merz, Sie auch hier? Gerade habe ich 
gehört, dass Sie der nächste Kanzlerkandidat 
der CDU sind“, staune ich.

„Der Sarrazin wollte unbedingt, dass ich 
auch mitkomme. Wenn es um Menschenle-
ben geht, ist uns kein Opfer zu viel“, meint 
Herr Merz und deutet mit dem Kopf auf sei-
nen weißhaarigen Kumpel vor ihm. In dem 
Moment schleppt Frau Weidel mehrere Tüten 
mit Plastik-Plüschkatzen ins Flugzeug, um den 
Flüchtlingskindern eine Freude zu machen. 
Frau Weidel ist immer auf der Seite der Schwa-
chen. Eine echte Humanistin eben.

„Osman, jetzt steh endlich auf, sonst kommst 
du wieder zu spät zur Arbeit“, ruft meine Frau 
Eminanim und dreht die Morgennachrichten 
auf Brülllautstärke, damit ich aufwache.

Friedrich Merz schimpft im Bundestag 
über die unerträgliche Flüchtlingsflut. Sarra-
zin erklärt anhand von zwei Statistiken, was 
für eine große Gefahr die Flüchtlingskinder 
für Deutschland darstellen und Frau Weidel 
tut es leid, dass Hitler-Deutschland im Zwei-
ten Weltkrieg verloren hat. Und ich denke: „Nie 
wieder drei große Pizzas direkt vor dem Schla-
fengehen!“

„Herr Engin, jetzt kommen Sie doch end-
lich“, brüllt Herr Krummsack draußen im Flur.

„Häää?“

Flüchtlinge 
willkommen

Osman Engin
Alles getürkt
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Menschenrechte von  
Bankier nicht verletzt
Der Hamburger Bankier Chris-
tian Olearius hat vor dem Euro-
päischen Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) eine Nie-
derlage erlitten. Die Richter 
sahen keine Menschenrechts-
verletzung im Zuge der Cum-
Ex-Prozesse und wiesen die Be-
schwerde des früheren Chefs 
der Hamburger Privatbank 

M. M. Warburg ab. Hintergrund 
sind Urteile des Bonner Landge-
richts und des Bundesgerichts-
hofs aus dem Jahr 2020 und 
2021. Damals wurden zwei Ex-
Börsenhändler verurteilt. Olea-
rius war in diesem Prozess nicht 
angeklagt, kritisierte aber, dass 
er in dem Prozess vorverurteilt 
und damit in seinem Recht auf 
ein faires Verfahren verletzt 
worden sei. Bei Cum-Ex-Ge-

schäften bekamen Finanzak-
teure Steuern erstattet, die gar 
nicht gezahlt worden waren. 
Der Bundesrepublik entstand 
dadurch ein zweistelliger Milli-
ardenschaden. (dpa)

Kita-Beschäftigte  
kriegen zuerst Kita-Plätze
Bei der Vergabe von Kita-Plät-
zen sollen Kinder von pädago-
gischen Fachkräften in Bremen 

künftig bevorzugt werden. Das 
sieht eine Vorlage des rot-rot-
grünen Senats vor, die am Diens-
tagabend von der Stadtbürger-
schaft beschlossen werden soll. 
Die Zustimmung wurde erwar-
tet. Die neue Regelung soll hel-
fen, die Betreuungssituation in 
den Kitas zu verbessern, wie das 
Bildungsressort mitteilte. We-
gen des Fachkräftemangels be-
kommen in Bremen nicht alle 

Eltern für ihre Kinder einen Be-
treuungsplatz. Die neue Rege-
lung betrifft pädagogische Fach-
kräfte, die mindestens halbtags 
in einer Kindertageseinrichtung 
oder in einer Großtagespflege-
stelle arbeiten. (dpa)

CDU will Anlaufstelle wegen 
Antisemitismus an Unis
Die Hamburger CDU-Fraktion 
fordert eine zentrale Anlauf-

stelle für Betroffene von Anti-
semitismus an Hochschulen in 
der Stadt. Über den Antrag der 
Christdemokraten stimmt die 
Bürgerschaft am Mittwoch ab. 
Zum Hintergrund hieß es, die 
Entwicklung sei alarmierend, 
die Anzahl antisemitischer Vor-
fälle an Hamburgs Hochschulen 
nehme zu, es brauche dort mehr 
Engagement gegen Antisemitis-
mus. (epd)

nachrichten

Ausländische Krankenpfleger:innen sollen den Fachkräftemangel an deutschen Kliniken 
und in Altenheimen beheben. Zwei von ihnen erzählen, was das für sie bedeutet und wie 
wichtig es ist, beim Einleben in den Job und ein neues Land unterstützt zu werden

Aufbruch in  
ein neues Leben

Von Eiken Bruhn (Text)  
und Kay Michalak (Foto)

„Geh deinen eigenen Weg“, steht auf dem 
Schild in Pastelltönen über einem Schuhre-
gal, darunter weitere aufmunternde Sprü-
che: „Sei mutig und trau dich“ zum Bei-
spiel und „Entdecke die Welt“. Die Familie, 
die dieses Schild in ihrer Bremer Drei-Zim-
mer-Wohnung aufgehängt hat, braucht sol-
che Aufforderungen nicht. Sie hat das al-
les längst getan. Im Juli 2022 zog der heute 
40-jährige Marouane Essoussi aus der tu-
nesischen Hauptstadt Tunis nach Bremen, 
um hier als Krankenpfleger zu arbeiten. Er 
kannte niemanden, Deutsch hatte er sich 
im Jahr zuvor selbst beigebracht. Ein Jahr 
nach ihm kamen seine Frau Wala Zouaghi, 
zwei Jahre jünger und ebenfalls Kranken-
pflegerin, und noch einen Monat später die 
beiden gemeinsamen Söhne, acht und zehn 
Jahre alt. Sie waren alle zum ersten Mal in 
Deutschland, sprachen und verstanden nur 
wenig oder gar kein Deutsch. 

An einem Nachmittag Ende August er-
zählen die beiden Erwachsenen, wie es war, 
die Sprache auf der Arbeit zu lernen, von 
Kolleg:innen und Patient:innen, aber auch 
von und mit Ulrike Frers, die bei dem Ge-
spräch dabei ist. Seit fünf Jahren unterrich-
tet die langjährige Pflegepädagogin am Bre-
mer Rot-Kreuz-Krankenhaus die ausländi-
schen Pflegefachkräfte. So lange schon 
wirbt die Klinik systematisch Pfleger:in
nen im Ausland an, als erste in Bremen. 
Wie überall in Deutschland fehlen auch hier 
Pfleger:innen in Krankenhäusern und Al-
tenheimen. Die ausländischen Fachkräfte 
sollen helfen, die größer werdende Lücke 
zwischen Bedarf und Angebot zu schlie-
ßen. Im Rot-Kreuz-Krankenhaus arbeiten 
derzeit 80 anerkannte Pflegefachkräfte aus 
22 Nationen. 

„Wie schwer Deutsch ist, habe ich erst 
von meinen Schülern und Schülerinnen 
gelernt“, sagt Ulrike Frers, die neben Wala 
Zouaghi und Marouane Essoussi auf dem 
Ecksofa im Wohnzimmer sitzt. Es wirkt trotz 
der Möbel etwas karg, vielleicht, weil keine 
persönlichen Fotos oder Gegenstände zu se-
hen sind. „Wir sind noch dabei, uns einzu-
richten“, sagt Marouane Essoussi entschul-
digend. Seit einem Jahr wohnen sie hier. Ne-
ben Kindern, Haushalt und Arbeit bleibt 
nicht viel Zeit für anderes.

Nicht nur einmal sagt Ulrike Frers, wie 
groß ihre Hochachtung vor der Leistung die-
ser Menschen ist, sich auf den Weg in die 
Fremde zu machen, in der Regel mit sehr 
wenig Sprachkenntnissen, die sie sich dann 
in kurzer Zeit draufschaffen müssen. „Diese 
ganzen zusammengesetzten Nomen“ sagt 
sie, „Desinfektionsmittelspenderhalter – 
wer soll denn das verstehen?“ Die andere 
Hürde seien umgangssprachliche Begriffe. 
Ein Patient habe zu einem Pfleger mal ge-
sagt: „Ich brauche einen Topf“, als er eine 
Bettpfanne meinte. Der Pfleger habe den 
Topf ratlos in der Küche gesucht, bis der Pati-
ent ihm erklärte, dass er auf Toilette müsse.

Marouane Essoussi, der neben Deutsch 
auch noch Arabisch, Englisch und Franzö-
sisch spricht, lacht und erinnert sich an ei-
nen 90-jährigen Patienten, der einen Be-
griff für die Fernbedienung benutzte, den 
er nicht kannte. „Und manche sprechen 
auch noch Plattdeutsch!“ Dennoch seien 

die meisten Patient:innen wie auch die 
meisten Kolleg:innen geduldig, wenn sie 
ihm etwas erklären müssen, und würden 
sich Mühe geben, langsam zu sprechen. Für 
viele Patient:innen, glaubt Ulrike Frers, sei 
es eine gute Erfahrung, wenn sie den Pflege
r:innen Hilfe zurückgeben können. 

Sprachkenntnisse sind aber nicht nur 
wichtig, um sich im hektischen Klinikall-
tag zurechtzufinden. Sie sind auch Vor-
aussetzung dafür, dass die ausländischen 
Pfleger:innen die Prüfung zur examinier-
ten Pflegefachkraft bestehen und voll einge-
setzt werden können. Bis dahin sind sie als 
finanziell schlechter gestellte Pflegehelfer 
oder -helferinnen angestellt. Im Rot-Kreuz-
Krankenhaus arbeiten sie nach einer zwei-
wöchigen Vorbereitungszeit vormittags und 
haben anschließend anderthalb Stunden 
Unterricht in der Kleingruppe.

Dabei geht es in erster Linie um die Ver-
mittlung der Fachsprache. „Die Fachkennt-
nisse sind nicht das Problem“, sagt Ulrike 
Frers, „die Leute sind hoch qualifiziert.“ 
Nur könnten sie das ohne entsprechende 
Sprachkenntnisse nicht unter Beweis stel-
len. Marouane Essoussi hat zum Beispiel 14 
Jahre Berufserfahrung, den größten Teil als 
Anästhesiepfleger. Wala Zouaghi hat zwölf 

Jahre als Krankenpflegerin gearbeitet, zu-
letzt auf einer neurochirurgischen Station. 
Beide waren in einem Militärkrankenhaus 
tätig, in dem sie sich auch kennengelernt 
haben. Deshalb war es für sie keine Umstel-
lung, die Körperpflege der Patient:innen zu 
übernehmen, die ansonsten in Tunesien wie 
in vielen anderen Ländern von Angehörigen 
geleistet wird. Im Militärkrankenhaus ma-
chen das die Angestellten. 

Dennoch würden beide gern wieder nä-
her an ihrem ehemaligen Einsatzbereich ar-
beiten, in dem mehr medizinisches Han-
deln erforderlich ist. Marouane Essoussi 
ist seit März 2023 staatlich examinierter 
Krankenpfleger und wartet jetzt auf eine 
Stelle als Anästhesiepfleger. Seine Frau 
Wala Zouaghi hat ihre Krankenpflege-Prü-
fung noch vor sich. Ihre B2-Sprachprüfung 
hat sie bereits bestanden, kann Gesprächen 
auf Deutsch gut folgen. Sie fühlt sich aber 
nicht sicher genug, um in Alltagskonversa-
tionen das Sprechen zu üben. So bestreitet 
ihr Mann den größten Teil der Unterhal-
tung. Er hat nicht nur großen Ehrgeiz, son-
dern zudem den Vorteil, dass er ein Jahr al-
lein in Deutschland war und sich ganz auf 
seinen Job und das Deutschlernen konzen-
trieren konnte. 

Wala Zouaghi hingegen hat parallel den 
Familienalltag mit zwei Kindern zu bewäl-
tigen, die beide viel Aufmerksamkeit brau-
chen. Deshalb arbeitet sie, anders als ihr 
Mann, nicht in der Klinik, sondern im Alten- 
und Pflegeheim der Bremischen Schwes-
ternschaft vom Roten Kreuz, bei der auch 
die Klinik-Pfleger:innen angestellt sind. 

Dort geht es ruhiger zu, die Körperpflege 
steht im Mittelpunkt, Abläufe wiederho-
len sich.

Die Idee, nach Deutschland zu gehen, 
hatte Marouane Essoussi, 2020 war das. 
Über eine in Deutschland ansässige Agentur 
wurde er an die Bremische Schwesternschaft 
vermittelt. Die rekrutiert die Mitarbeiter:in
nen mittlerweile selbst im Ausland, als ei-
nes von 57 Unternehmen in Deutschland, 
die das Prüfsiegel „Faire Anwerbung Pflege“ 
tragen. Auf diese Weise spart sie zum einen 
die Kosten für Vermittlungsagenturen –  
zum anderen hat sie mehr Einfluss auf die 
Auswahl der Personen und kann so besser 
sicherstellen, dass sie geeignetes Personal 
einstellt. Akquirieren muss die Schwestern-
schaft nicht mehr; die Leute melden sich 
aufgrund von Mundpropaganda von selbst. 

Er wollte wegen der Kinder weg aus Tu-
nesien, erzählt Marouane Essoussi, „wegen 
ihrer Zukunft“. Deutschland sei ein sicheres 
Land, die Kinder könnten draußen spielen, 
es gebe Spielplätze und Parks. „In Tunis ist 
immer Stress“, sagt er. Hier hingegen sei die 
… „Wie heißt noch mal das Wort?“ „Die Le-
bensqualität?“, hilft Ulrike Frers. „Ja, genau, 
die ist hier viel höher, die Menschen sterben 
nicht so früh.“ Und er wisse, dass seine Kin-
der hier unabhängig vom Einkommen der 
Eltern gute Schulen und Universitäten be-
suchen können. Seine Frau habe zunächst 
nicht die Heimat verlassen wollen, sagt er, 
„aber jetzt ist sie sehr zufrieden“.

Als ich Wala Zouaghi frage, ob das so 
stimmt, wiegt sie leicht den Kopf hin und 
her. Es sieht aus wie einerseits, andererseits. 
Dieselbe Kopfbewegung macht sie, als ihr 
Mann behauptet, die Kinder hätten keine 
Angst gehabt, ins Ausland zu gehen. „Doch, 
stimmt“, sagt er dann nach einem Blick zu 
ihr, „der Große hatte Angst.“ Die Freunde, 
aber auch die Oma würden die beiden Jungs 
vermissen. „Sie sind sehr eng mit meiner 
Mutter“, sagt Wala Zouaghi.

Der Jüngere der beiden kommt während 
des Gesprächs immer mal wieder ins Zim-
mer, krabbelt zwischen seinen Eltern he-
rum. „Er braucht viel Bewegung“, sagt sein 
Vater über ihn. Ich frage den Jungen, was 
ihm in Deutschland gefalle. Er antwortet 
nicht und guckt seinen Vater an. Als der ihm 
die Frage ins Arabische übersetzt hat, zuckt 
der Kleine mit den Schultern. „Sie sprechen 
noch nicht so gut Deutsch“, sagt Marouane 
Essoussi, in seiner Stimme schwingt Be-
dauern mit. In der Schule – sie gehen in die 
zweite und vierte Klasse einer Grundschule 
in der Nähe – würden sie vieles noch nicht 
verstehen, Verabredungen mit Mitschüle
r:innen habe es noch keine gegeben. „Das 
kommt alles noch“, beruhigt Ulrike Frers, 
das habe sie bei vielen zugezogenen Fami-
lien erlebt. 

Deutlich wird während des Gesprächs 
auch, wie wichtig Ansprechpartner:innen 
wie Ulrike Frers sind. Mit einer Kollegin 
bei der Bremischen Schwesternschaft hilft 
sie den Neuankömmlingen bei der Woh-
nungssuche und Behördengängen, hat ein 
offenes Ohr für Fragen und Probleme. Ihr 
mache das große Freude, sagt sie, die Neu-
ankömmlinge seien motivierte Schüler:in
nen und engagierte Fachkräfte. Wala Zoua-
ghi und Marouane Essoussi seien keine Aus-
nahme, sondern die Regel. Die geben das 
Lob zurück. „Ich bin ihr sehr dankbar“, sagt 

Die Kinder verstehen in  
der Schule vieles noch nicht, 
Verabredungen mit  
Mitschüler:innen gab es 
noch keine

Herdprämie  
statt Kitaplatz!

„Kita-Beschäftigte gehen auf die  
Barrikaden“, taz nord, 13. 9. 24
Als vor vielen Jahren die Herdprämie 
abgelehnt wurde, wurde ein Wunderwerk 
durch die Kita an Betreuung und Pädagogik 
versprochen. Mangel an Plätzen und geringe 
Verfügbarkeit sowie unzureichende Qualität 
führen zu massiver Diskriminierung der auf 
Beruf angewiesenen Eltern und von Kindern 
aus bildungsfernen Haushalten. Wenn die 
Politik ehrlich wäre, müsste sie über die 
Herdprämie neu nachdenken. Wer keinen 
zuverlässigen Vollzeitplatz bekommt, müsste 
als Entschädigung Herdprämie bekommen.
Christoph Strebel, taz.de

Statt BSW lieber das 
Original – AfD oder FDP 
„BSW setzt auf Vertraute und auf Männer“, 
taz nord, 12. 9. 24
BSW, die „Verbrenner Partei“ … featured 
by Automobilindustrie? Die Begründung 
für die Parteitage ohne Öffentlichkeit ist 
grotesk. Man wolle den vielen politischen 
Neulingen im BSW damit helfen. An der 
Spitze tummeln sich in Bund und Ländern 
gestandene Ex-Funktionäre beziehungsweise 
-MandatsträgerInnen von SPD und Linkspar-
tei oder Manager. Fakt ist, das BSW ist eIne 
Anti-Umweltschutz-, kapitalistische Wachs-
tums-, Flüchtlinge raus-, Frieden-zu-Putins-
Bedingungen-Partei. Dann doch gleich das 
Original AfD oder FDP. 
Philippe Ressing, taz.de

Menschen sollen dumme 
Dinge sagen dürfen 
„Comedian möge woanders diskrimineren“, 
taz nord, 17. 9. 24
In unser aller Interesse sollten Menschen 
auch dumme Dinge denken und sagen dür-
fen. Es gibt rechtliche Rahmenbedingungen, 
es gibt das Recht von Veranstalter:innen, 
Dinge nicht stattfinden zu lassen, mensch 
kann seine gegenteilige Meinung heraus-
schreien, auf Schilder schreiben, publizie-
ren. Aber bei alldem sollten Menschen sich 
immer befragen, ob es ein allgemeingültiges 
Gesetz sein sollte, dass Einzelne nicht einem 
Strafgesetz, Volksverhetzung oder ähnliches, 
zuwiderlaufende Aussagen nicht tätigen 
dürfen. Ijon Tichy, taz.de 

Wir Hanseaten bleiben 
entschlossen humorlos 
„Comedian möge woanders diskrimineren“, 
taz nord, 17. 9. 24
Danke, dass ihr darauf aufmerksam macht. 
Antisemit*innen sind in unserer schönen 
weltoffenen Stadt nicht willkommen und für 
sie wird es hier auch niemals einen Platz ge-
ben. Egal wie sie sich verkleiden. Da bleiben 
wir Hanseaten entschlossen humorlos. Ham-
burg bleibt bunt, gay und antifaschistisch 
und wer damit ’n Problem hat, sollte nicht 
herkommen. Thomas O’Connolly, taz.de

Von Verantwortung  
keine Rede 
„Keine gute Nachricht“,  
taz nord, 12. 9. 24
Bernard Meyer (der derzeitige Inhaber der 
Werft) hat ein Vermögen von 600–800 
Millionen. Diese hohen Vermögen werden in 
der Regel damit gerechtfertigt, Unternehmer 
hätten ja auch eine immens Verantwortung 
und würden große Risiken eingehen. Nur 
wenn die Verantwortung wirklich gefordert 
wird, weil Risiken eingehen nun mal auch 
schiefgehen kann, ist davon aufeinander 
keine Rede mehr. Jesus, taz.de

Schiffbau jenseits der 
Ostsee notwendig
„Keine gute Nachricht“,  
taz nord, 12. 9. 24
Ohne den Wilhelm zwo zu machen, sollten 
Schiffsbaukenntnisse in Deutschland zu 
erhalten sein. Der gewiss notwendig kriti-
sche Blick auf Kreuzfahrtschiffe sollte aber 
nicht vergessen machen, dass es jenseits der 
Ostsee auch Schiffbau geben muss. Gerade in 
Betracht der russischen Bedrohung.
Zuversicht, taz.de
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Marouane Essoussi mehrfach. Schließlich 
wäre er sonst ganz auf sich gestellt gewesen.

Ein Jahr war er allein hier, bevor er seine 
Familie zu sich holen konnte. Er hat beide 
Ankunftsdaten sofort parat. „Natürlich 
weiß ich die noch!“ Und bei allem Willen, 
es hier zu schaffen, gibt er zu, dass die ers-
ten Wochen hart gewesen seien. „Ich hatte 
Heimatweh“, sagt er. Nach zwei Monaten 
habe er ein tunesisches Café entdeckt und 
sich bei einer Fußballmannschaft angemel-
det, das habe gegen die Einsamkeit gehol-
fen. Ulrike Frers erinnert daran, dass er zu-
dem mitten in der Pandemie ankam, als in 

der Klinik alle den ganzen Tag die Gesichts-
maske trugen. 

Umso glücklicher sei er gewesen, als er 
endlich eine Wohnung gefunden hatte, sagt 
Marouane Essoussi. Alleinstehende kann 
die Bremische Schwesternschaft unterbrin-
gen, auch mal ein Paar, aber keine Kinder. 
„Fast alle haben Familie und wollen die hier-
her holen“, sagt Ulrike Frers.

150 E-Mails habe er verschickt, erzählt 
Marouane Essoussi, nur wenige Vermiete
r:innen hätten geantwortet, besichtigt habe 
er gerade mal ein gutes Dutzend Wohnun-
gen. Er glaubt, dass er diese nur bekommen 

habe, weil der Vermieter wie er aus Nord-
afrika stamme, zudem Arzt sei. Er sagt dies 
ohne Wertung, beschwert sich über nichts 
und betont, wie zufrieden er mit allem sei, 
wie wohl er sich in Deutschland fühle, welch 
tolle Möglichkeiten Bremen Zugewanderten 
wie ihm biete. 

Dennoch wolle ihm niemand seiner ehe-
maligen Kolleg:innen folgen, trotz der bes-
seren Absicherung und des höheren Ge-
halts. Die Sprache, die er wieder und wieder 
als „Schlüssel“ bezeichnet, sei für sie eine zu 
große Hürde. Und warum hat er es gewagt? 
„Ich bin sehr geduldig“, sagt er.

Arbeitsminister Heil  
will grünen Stahl fördern
Bundesarbeitsminister Hu-
bertus Heil hat seine Unter-
stützung bei der Umstellung 
auf klimaneutral produzierten 
Stahl zugesichert. „Wir haben 
in Deutschland keine Zukunft 
ohne Stahl“, betonte der SPD-
Politiker beim Besuch des Bre-
mer Stahlwerks. Arcelor-Mittal 
will bis 2030 einen Hochofen in 

Bremen und einen im branden-
burgischen Eisenhüttenstadt er-
setzen. Die neuen Anlagen sol-
len perspektivisch grünen Was-
serstoff nutzen. Der Umbau an 
beiden Standorten soll nach 
Unternehmensangaben rund 
2,5 Milliarden Euro kosten. Das 
Bundeswirtschaftsministerium 
und das Land Bremen fördern 
das Vorhaben mit annähernd 1,3 
Milliarden Euro. (dpa)

Regionale Sturmfluten  
nicht häufiger
Nach Beobachtung des Bundes-
amts für Seeschifffahrt und Hy-
drographie (BSH) kommt es an 
der deutschen Küste aufgrund 
der Klimaerwärmung nicht häu-
figer zu Sturmfluten, wie BSH-
Präsident Helge Heegewaldt 
sagte. „Langzeitbeobachtungen 
zeigen bisher keine signifikan-
ten Änderungen.“ An der Nord-

seeküste gibt es üblicherweise 
vier bis sechs Sturmfluten im 
Jahr, wie aus einer Mitteilung 
hervorgeht. Auswertungen der 
Behörde von Klimamodellen 
zeigten: Wenn keine Maßnah-
men getroffen würden, die den 
Klimawandel eindämmten, 
komme es gegen Ende des Jahr-
hunderts zu mehr Wetterlagen 
als bislang, in denen Sturmflu-
ten aufträten. (dpa)

Osman Engin
ist Satiriker in 
Bremen. Zu 
hören gibt es 
seine Kolum-
nen unter www.
youtube.
com/@
osmanen-
gin1916. Sein 
Longseller ist 
der Krimi „Tote 
essen keinen 
Döner“ (dtv).

Marouane 
Essoussi und 
Wala Zouaghi 
sind mit ihren 
Kindern in ein 
fremdes Land 
gezogen, in 
dem sie 
niemand 
kannten
Foto:  
Kay Michalak
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U
nser Hausmeister Herr Krummsack 
wirft mich frühmorgens energisch aus 
dem Bett.„Los, los, Herr Engin, kom-
men Sie schon. Wir wollten doch heute 

zusammen Flüchtlinge abholen gehen.“
„Was? Wie? Ich wollte mit Ihnen Flüchtlinge 

abholen? Zu mir nach Hause?“, frage ich völ-
lig überrascht.

„Quatsch! Das kann ich doch keinem noch so 
leidgeprüften Flüchtling zumuten. Nach zwei 
Tagen würden die armen Menschen betteln, 
wieder zum IS oder zu Assad zurück zu dürfen.“

„Herr Krummsack, ich hatte das Gefühl, 
dass Sie Migranten nicht so sehr mögen. Von 
den Flüchtlingen ganz zu schweigen“, frage ich 
total irritiert.

„Ich habe doch nichts gegen Flüchtlinge. Un-
sere weltberühmten Bremer Stadtmusikanten 
sind ja auch Flüchtlinge“, sagt er freundlich.

„Wirklich? Die sind jetzt auch auf der Flucht? 
Kein Wunder, wer will denn schon den ganzen 
Tag von tausend japanischen Touristen ange-
grapscht und fotografiert werden.“

„Kommen Sie schon, unser Flugzeug wartet 
bereits auf uns.“

„Welches Flugzeug denn?“

Söder und Bild chartern Flugzeuge
„Die bayrische Regierung und die Bild-Zeitung 
chartern mehrere Flugzeuge in die Türkei, da-
mit wir die Flüchtlinge retten können, bevor 
sie den Menschenhändlern in die Hände fal-
len und dann im Meer ersaufen.“

„Herr Krummsack, bisher hatte ich wirklich 
den Eindruck, dass Sie Ausländer nicht so be-
sonders mögen?“

„Herr Engin, Sie bringen ja wie immer al-
les durcheinander. Ich liebe Ausländer. Nur 
Sie persönlich kann ich überhaupt nicht lei-
den“, gesteht er.

„Ach so, super! Dann ist ja alles in bester 
Ordnung“, sage ich erfreut. Unsere Nachbarn 
klatschen begeistert Beifall und begleiten uns 
mit einem langen Autokonvoi zum Flughafen. 
Das riesige Flugzeug ist fast leer. Die Bremer 
Stadtmusikanten flüchten also nicht in die 
Türkei.

„Hallo, Osman, setzt dich doch hierher zu 
mir“, bietet mir jemand ganz vorne einen Platz 
an.

„Herr Merz, Sie auch hier? Gerade habe ich 
gehört, dass Sie der nächste Kanzlerkandidat 
der CDU sind“, staune ich.

„Der Sarrazin wollte unbedingt, dass ich 
auch mitkomme. Wenn es um Menschenle-
ben geht, ist uns kein Opfer zu viel“, meint 
Herr Merz und deutet mit dem Kopf auf sei-
nen weißhaarigen Kumpel vor ihm. In dem 
Moment schleppt Frau Weidel mehrere Tüten 
mit Plastik-Plüschkatzen ins Flugzeug, um den 
Flüchtlingskindern eine Freude zu machen. 
Frau Weidel ist immer auf der Seite der Schwa-
chen. Eine echte Humanistin eben.

„Osman, jetzt steh endlich auf, sonst kommst 
du wieder zu spät zur Arbeit“, ruft meine Frau 
Eminanim und dreht die Morgennachrichten 
auf Brülllautstärke, damit ich aufwache.

Friedrich Merz schimpft im Bundestag 
über die unerträgliche Flüchtlingsflut. Sarra-
zin erklärt anhand von zwei Statistiken, was 
für eine große Gefahr die Flüchtlingskinder 
für Deutschland darstellen und Frau Weidel 
tut es leid, dass Hitler-Deutschland im Zwei-
ten Weltkrieg verloren hat. Und ich denke: „Nie 
wieder drei große Pizzas direkt vor dem Schla-
fengehen!“

„Herr Engin, jetzt kommen Sie doch end-
lich“, brüllt Herr Krummsack draußen im Flur.

„Häää?“

Flüchtlinge 
willkommen

Osman Engin
Alles getürkt
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Menschenrechte von  
Bankier nicht verletzt
Der Hamburger Bankier Chris-
tian Olearius hat vor dem Euro-
päischen Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) eine Nie-
derlage erlitten. Die Richter 
sahen keine Menschenrechts-
verletzung im Zuge der Cum-
Ex-Prozesse und wiesen die Be-
schwerde des früheren Chefs 
der Hamburger Privatbank 

M. M. Warburg ab. Hintergrund 
sind Urteile des Bonner Landge-
richts und des Bundesgerichts-
hofs aus dem Jahr 2020 und 
2021. Damals wurden zwei Ex-
Börsenhändler verurteilt. Olea-
rius war in diesem Prozess nicht 
angeklagt, kritisierte aber, dass 
er in dem Prozess vorverurteilt 
und damit in seinem Recht auf 
ein faires Verfahren verletzt 
worden sei. Bei Cum-Ex-Ge-

schäften bekamen Finanzak-
teure Steuern erstattet, die gar 
nicht gezahlt worden waren. 
Der Bundesrepublik entstand 
dadurch ein zweistelliger Milli-
ardenschaden. (dpa)

Kita-Beschäftigte  
kriegen zuerst Kita-Plätze
Bei der Vergabe von Kita-Plät-
zen sollen Kinder von pädago-
gischen Fachkräften in Bremen 

künftig bevorzugt werden. Das 
sieht eine Vorlage des rot-rot-
grünen Senats vor, die am Diens-
tagabend von der Stadtbürger-
schaft beschlossen werden soll. 
Die Zustimmung wurde erwar-
tet. Die neue Regelung soll hel-
fen, die Betreuungssituation in 
den Kitas zu verbessern, wie das 
Bildungsressort mitteilte. We-
gen des Fachkräftemangels be-
kommen in Bremen nicht alle 

Eltern für ihre Kinder einen Be-
treuungsplatz. Die neue Rege-
lung betrifft pädagogische Fach-
kräfte, die mindestens halbtags 
in einer Kindertageseinrichtung 
oder in einer Großtagespflege-
stelle arbeiten. (dpa)

CDU will Anlaufstelle wegen 
Antisemitismus an Unis
Die Hamburger CDU-Fraktion 
fordert eine zentrale Anlauf-

stelle für Betroffene von Anti-
semitismus an Hochschulen in 
der Stadt. Über den Antrag der 
Christdemokraten stimmt die 
Bürgerschaft am Mittwoch ab. 
Zum Hintergrund hieß es, die 
Entwicklung sei alarmierend, 
die Anzahl antisemitischer Vor-
fälle an Hamburgs Hochschulen 
nehme zu, es brauche dort mehr 
Engagement gegen Antisemitis-
mus. (epd)

nachrichten

Ausländische Krankenpfleger:innen sollen den Fachkräftemangel an deutschen Kliniken 
und in Altenheimen beheben. Zwei von ihnen erzählen, was das für sie bedeutet und wie 
wichtig es ist, beim Einleben in den Job und ein neues Land unterstützt zu werden

Aufbruch in  
ein neues Leben

Von Eiken Bruhn (Text)  
und Kay Michalak (Foto)

„Geh deinen eigenen Weg“, steht auf dem 
Schild in Pastelltönen über einem Schuhre-
gal, darunter weitere aufmunternde Sprü-
che: „Sei mutig und trau dich“ zum Bei-
spiel und „Entdecke die Welt“. Die Familie, 
die dieses Schild in ihrer Bremer Drei-Zim-
mer-Wohnung aufgehängt hat, braucht sol-
che Aufforderungen nicht. Sie hat das al-
les längst getan. Im Juli 2022 zog der heute 
40-jährige Marouane Essoussi aus der tu-
nesischen Hauptstadt Tunis nach Bremen, 
um hier als Krankenpfleger zu arbeiten. Er 
kannte niemanden, Deutsch hatte er sich 
im Jahr zuvor selbst beigebracht. Ein Jahr 
nach ihm kamen seine Frau Wala Zouaghi, 
zwei Jahre jünger und ebenfalls Kranken-
pflegerin, und noch einen Monat später die 
beiden gemeinsamen Söhne, acht und zehn 
Jahre alt. Sie waren alle zum ersten Mal in 
Deutschland, sprachen und verstanden nur 
wenig oder gar kein Deutsch. 

An einem Nachmittag Ende August er-
zählen die beiden Erwachsenen, wie es war, 
die Sprache auf der Arbeit zu lernen, von 
Kolleg:innen und Patient:innen, aber auch 
von und mit Ulrike Frers, die bei dem Ge-
spräch dabei ist. Seit fünf Jahren unterrich-
tet die langjährige Pflegepädagogin am Bre-
mer Rot-Kreuz-Krankenhaus die ausländi-
schen Pflegefachkräfte. So lange schon 
wirbt die Klinik systematisch Pfleger:in
nen im Ausland an, als erste in Bremen. 
Wie überall in Deutschland fehlen auch hier 
Pfleger:innen in Krankenhäusern und Al-
tenheimen. Die ausländischen Fachkräfte 
sollen helfen, die größer werdende Lücke 
zwischen Bedarf und Angebot zu schlie-
ßen. Im Rot-Kreuz-Krankenhaus arbeiten 
derzeit 80 anerkannte Pflegefachkräfte aus 
22 Nationen. 

„Wie schwer Deutsch ist, habe ich erst 
von meinen Schülern und Schülerinnen 
gelernt“, sagt Ulrike Frers, die neben Wala 
Zouaghi und Marouane Essoussi auf dem 
Ecksofa im Wohnzimmer sitzt. Es wirkt trotz 
der Möbel etwas karg, vielleicht, weil keine 
persönlichen Fotos oder Gegenstände zu se-
hen sind. „Wir sind noch dabei, uns einzu-
richten“, sagt Marouane Essoussi entschul-
digend. Seit einem Jahr wohnen sie hier. Ne-
ben Kindern, Haushalt und Arbeit bleibt 
nicht viel Zeit für anderes.

Nicht nur einmal sagt Ulrike Frers, wie 
groß ihre Hochachtung vor der Leistung die-
ser Menschen ist, sich auf den Weg in die 
Fremde zu machen, in der Regel mit sehr 
wenig Sprachkenntnissen, die sie sich dann 
in kurzer Zeit draufschaffen müssen. „Diese 
ganzen zusammengesetzten Nomen“ sagt 
sie, „Desinfektionsmittelspenderhalter – 
wer soll denn das verstehen?“ Die andere 
Hürde seien umgangssprachliche Begriffe. 
Ein Patient habe zu einem Pfleger mal ge-
sagt: „Ich brauche einen Topf“, als er eine 
Bettpfanne meinte. Der Pfleger habe den 
Topf ratlos in der Küche gesucht, bis der Pati-
ent ihm erklärte, dass er auf Toilette müsse.

Marouane Essoussi, der neben Deutsch 
auch noch Arabisch, Englisch und Franzö-
sisch spricht, lacht und erinnert sich an ei-
nen 90-jährigen Patienten, der einen Be-
griff für die Fernbedienung benutzte, den 
er nicht kannte. „Und manche sprechen 
auch noch Plattdeutsch!“ Dennoch seien 

die meisten Patient:innen wie auch die 
meisten Kolleg:innen geduldig, wenn sie 
ihm etwas erklären müssen, und würden 
sich Mühe geben, langsam zu sprechen. Für 
viele Patient:innen, glaubt Ulrike Frers, sei 
es eine gute Erfahrung, wenn sie den Pflege
r:innen Hilfe zurückgeben können. 

Sprachkenntnisse sind aber nicht nur 
wichtig, um sich im hektischen Klinikall-
tag zurechtzufinden. Sie sind auch Vor-
aussetzung dafür, dass die ausländischen 
Pfleger:innen die Prüfung zur examinier-
ten Pflegefachkraft bestehen und voll einge-
setzt werden können. Bis dahin sind sie als 
finanziell schlechter gestellte Pflegehelfer 
oder -helferinnen angestellt. Im Rot-Kreuz-
Krankenhaus arbeiten sie nach einer zwei-
wöchigen Vorbereitungszeit vormittags und 
haben anschließend anderthalb Stunden 
Unterricht in der Kleingruppe.

Dabei geht es in erster Linie um die Ver-
mittlung der Fachsprache. „Die Fachkennt-
nisse sind nicht das Problem“, sagt Ulrike 
Frers, „die Leute sind hoch qualifiziert.“ 
Nur könnten sie das ohne entsprechende 
Sprachkenntnisse nicht unter Beweis stel-
len. Marouane Essoussi hat zum Beispiel 14 
Jahre Berufserfahrung, den größten Teil als 
Anästhesiepfleger. Wala Zouaghi hat zwölf 

Jahre als Krankenpflegerin gearbeitet, zu-
letzt auf einer neurochirurgischen Station. 
Beide waren in einem Militärkrankenhaus 
tätig, in dem sie sich auch kennengelernt 
haben. Deshalb war es für sie keine Umstel-
lung, die Körperpflege der Patient:innen zu 
übernehmen, die ansonsten in Tunesien wie 
in vielen anderen Ländern von Angehörigen 
geleistet wird. Im Militärkrankenhaus ma-
chen das die Angestellten. 

Dennoch würden beide gern wieder nä-
her an ihrem ehemaligen Einsatzbereich ar-
beiten, in dem mehr medizinisches Han-
deln erforderlich ist. Marouane Essoussi 
ist seit März 2023 staatlich examinierter 
Krankenpfleger und wartet jetzt auf eine 
Stelle als Anästhesiepfleger. Seine Frau 
Wala Zouaghi hat ihre Krankenpflege-Prü-
fung noch vor sich. Ihre B2-Sprachprüfung 
hat sie bereits bestanden, kann Gesprächen 
auf Deutsch gut folgen. Sie fühlt sich aber 
nicht sicher genug, um in Alltagskonversa-
tionen das Sprechen zu üben. So bestreitet 
ihr Mann den größten Teil der Unterhal-
tung. Er hat nicht nur großen Ehrgeiz, son-
dern zudem den Vorteil, dass er ein Jahr al-
lein in Deutschland war und sich ganz auf 
seinen Job und das Deutschlernen konzen-
trieren konnte. 

Wala Zouaghi hingegen hat parallel den 
Familienalltag mit zwei Kindern zu bewäl-
tigen, die beide viel Aufmerksamkeit brau-
chen. Deshalb arbeitet sie, anders als ihr 
Mann, nicht in der Klinik, sondern im Alten- 
und Pflegeheim der Bremischen Schwes-
ternschaft vom Roten Kreuz, bei der auch 
die Klinik-Pfleger:innen angestellt sind. 

Dort geht es ruhiger zu, die Körperpflege 
steht im Mittelpunkt, Abläufe wiederho-
len sich.

Die Idee, nach Deutschland zu gehen, 
hatte Marouane Essoussi, 2020 war das. 
Über eine in Deutschland ansässige Agentur 
wurde er an die Bremische Schwesternschaft 
vermittelt. Die rekrutiert die Mitarbeiter:in
nen mittlerweile selbst im Ausland, als ei-
nes von 57 Unternehmen in Deutschland, 
die das Prüfsiegel „Faire Anwerbung Pflege“ 
tragen. Auf diese Weise spart sie zum einen 
die Kosten für Vermittlungsagenturen –  
zum anderen hat sie mehr Einfluss auf die 
Auswahl der Personen und kann so besser 
sicherstellen, dass sie geeignetes Personal 
einstellt. Akquirieren muss die Schwestern-
schaft nicht mehr; die Leute melden sich 
aufgrund von Mundpropaganda von selbst. 

Er wollte wegen der Kinder weg aus Tu-
nesien, erzählt Marouane Essoussi, „wegen 
ihrer Zukunft“. Deutschland sei ein sicheres 
Land, die Kinder könnten draußen spielen, 
es gebe Spielplätze und Parks. „In Tunis ist 
immer Stress“, sagt er. Hier hingegen sei die 
… „Wie heißt noch mal das Wort?“ „Die Le-
bensqualität?“, hilft Ulrike Frers. „Ja, genau, 
die ist hier viel höher, die Menschen sterben 
nicht so früh.“ Und er wisse, dass seine Kin-
der hier unabhängig vom Einkommen der 
Eltern gute Schulen und Universitäten be-
suchen können. Seine Frau habe zunächst 
nicht die Heimat verlassen wollen, sagt er, 
„aber jetzt ist sie sehr zufrieden“.

Als ich Wala Zouaghi frage, ob das so 
stimmt, wiegt sie leicht den Kopf hin und 
her. Es sieht aus wie einerseits, andererseits. 
Dieselbe Kopfbewegung macht sie, als ihr 
Mann behauptet, die Kinder hätten keine 
Angst gehabt, ins Ausland zu gehen. „Doch, 
stimmt“, sagt er dann nach einem Blick zu 
ihr, „der Große hatte Angst.“ Die Freunde, 
aber auch die Oma würden die beiden Jungs 
vermissen. „Sie sind sehr eng mit meiner 
Mutter“, sagt Wala Zouaghi.

Der Jüngere der beiden kommt während 
des Gesprächs immer mal wieder ins Zim-
mer, krabbelt zwischen seinen Eltern he-
rum. „Er braucht viel Bewegung“, sagt sein 
Vater über ihn. Ich frage den Jungen, was 
ihm in Deutschland gefalle. Er antwortet 
nicht und guckt seinen Vater an. Als der ihm 
die Frage ins Arabische übersetzt hat, zuckt 
der Kleine mit den Schultern. „Sie sprechen 
noch nicht so gut Deutsch“, sagt Marouane 
Essoussi, in seiner Stimme schwingt Be-
dauern mit. In der Schule – sie gehen in die 
zweite und vierte Klasse einer Grundschule 
in der Nähe – würden sie vieles noch nicht 
verstehen, Verabredungen mit Mitschüle
r:innen habe es noch keine gegeben. „Das 
kommt alles noch“, beruhigt Ulrike Frers, 
das habe sie bei vielen zugezogenen Fami-
lien erlebt. 

Deutlich wird während des Gesprächs 
auch, wie wichtig Ansprechpartner:innen 
wie Ulrike Frers sind. Mit einer Kollegin 
bei der Bremischen Schwesternschaft hilft 
sie den Neuankömmlingen bei der Woh-
nungssuche und Behördengängen, hat ein 
offenes Ohr für Fragen und Probleme. Ihr 
mache das große Freude, sagt sie, die Neu-
ankömmlinge seien motivierte Schüler:in
nen und engagierte Fachkräfte. Wala Zoua-
ghi und Marouane Essoussi seien keine Aus-
nahme, sondern die Regel. Die geben das 
Lob zurück. „Ich bin ihr sehr dankbar“, sagt 

Die Kinder verstehen in  
der Schule vieles noch nicht, 
Verabredungen mit  
Mitschüler:innen gab es 
noch keine

Herdprämie  
statt Kitaplatz!

„Kita-Beschäftigte gehen auf die  
Barrikaden“, taz nord, 13. 9. 24
Als vor vielen Jahren die Herdprämie 
abgelehnt wurde, wurde ein Wunderwerk 
durch die Kita an Betreuung und Pädagogik 
versprochen. Mangel an Plätzen und geringe 
Verfügbarkeit sowie unzureichende Qualität 
führen zu massiver Diskriminierung der auf 
Beruf angewiesenen Eltern und von Kindern 
aus bildungsfernen Haushalten. Wenn die 
Politik ehrlich wäre, müsste sie über die 
Herdprämie neu nachdenken. Wer keinen 
zuverlässigen Vollzeitplatz bekommt, müsste 
als Entschädigung Herdprämie bekommen.
Christoph Strebel, taz.de

Statt BSW lieber das 
Original – AfD oder FDP 
„BSW setzt auf Vertraute und auf Männer“, 
taz nord, 12. 9. 24
BSW, die „Verbrenner Partei“ … featured 
by Automobilindustrie? Die Begründung 
für die Parteitage ohne Öffentlichkeit ist 
grotesk. Man wolle den vielen politischen 
Neulingen im BSW damit helfen. An der 
Spitze tummeln sich in Bund und Ländern 
gestandene Ex-Funktionäre beziehungsweise 
-MandatsträgerInnen von SPD und Linkspar-
tei oder Manager. Fakt ist, das BSW ist eIne 
Anti-Umweltschutz-, kapitalistische Wachs-
tums-, Flüchtlinge raus-, Frieden-zu-Putins-
Bedingungen-Partei. Dann doch gleich das 
Original AfD oder FDP. 
Philippe Ressing, taz.de

Menschen sollen dumme 
Dinge sagen dürfen 
„Comedian möge woanders diskrimineren“, 
taz nord, 17. 9. 24
In unser aller Interesse sollten Menschen 
auch dumme Dinge denken und sagen dür-
fen. Es gibt rechtliche Rahmenbedingungen, 
es gibt das Recht von Veranstalter:innen, 
Dinge nicht stattfinden zu lassen, mensch 
kann seine gegenteilige Meinung heraus-
schreien, auf Schilder schreiben, publizie-
ren. Aber bei alldem sollten Menschen sich 
immer befragen, ob es ein allgemeingültiges 
Gesetz sein sollte, dass Einzelne nicht einem 
Strafgesetz, Volksverhetzung oder ähnliches, 
zuwiderlaufende Aussagen nicht tätigen 
dürfen. Ijon Tichy, taz.de 

Wir Hanseaten bleiben 
entschlossen humorlos 
„Comedian möge woanders diskrimineren“, 
taz nord, 17. 9. 24
Danke, dass ihr darauf aufmerksam macht. 
Antisemit*innen sind in unserer schönen 
weltoffenen Stadt nicht willkommen und für 
sie wird es hier auch niemals einen Platz ge-
ben. Egal wie sie sich verkleiden. Da bleiben 
wir Hanseaten entschlossen humorlos. Ham-
burg bleibt bunt, gay und antifaschistisch 
und wer damit ’n Problem hat, sollte nicht 
herkommen. Thomas O’Connolly, taz.de

Von Verantwortung  
keine Rede 
„Keine gute Nachricht“,  
taz nord, 12. 9. 24
Bernard Meyer (der derzeitige Inhaber der 
Werft) hat ein Vermögen von 600–800 
Millionen. Diese hohen Vermögen werden in 
der Regel damit gerechtfertigt, Unternehmer 
hätten ja auch eine immens Verantwortung 
und würden große Risiken eingehen. Nur 
wenn die Verantwortung wirklich gefordert 
wird, weil Risiken eingehen nun mal auch 
schiefgehen kann, ist davon aufeinander 
keine Rede mehr. Jesus, taz.de

Schiffbau jenseits der 
Ostsee notwendig
„Keine gute Nachricht“,  
taz nord, 12. 9. 24
Ohne den Wilhelm zwo zu machen, sollten 
Schiffsbaukenntnisse in Deutschland zu 
erhalten sein. Der gewiss notwendig kriti-
sche Blick auf Kreuzfahrtschiffe sollte aber 
nicht vergessen machen, dass es jenseits der 
Ostsee auch Schiffbau geben muss. Gerade in 
Betracht der russischen Bedrohung.
Zuversicht, taz.de
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Marouane Essoussi mehrfach. Schließlich 
wäre er sonst ganz auf sich gestellt gewesen.

Ein Jahr war er allein hier, bevor er seine 
Familie zu sich holen konnte. Er hat beide 
Ankunftsdaten sofort parat. „Natürlich 
weiß ich die noch!“ Und bei allem Willen, 
es hier zu schaffen, gibt er zu, dass die ers-
ten Wochen hart gewesen seien. „Ich hatte 
Heimatweh“, sagt er. Nach zwei Monaten 
habe er ein tunesisches Café entdeckt und 
sich bei einer Fußballmannschaft angemel-
det, das habe gegen die Einsamkeit gehol-
fen. Ulrike Frers erinnert daran, dass er zu-
dem mitten in der Pandemie ankam, als in 

der Klinik alle den ganzen Tag die Gesichts-
maske trugen. 

Umso glücklicher sei er gewesen, als er 
endlich eine Wohnung gefunden hatte, sagt 
Marouane Essoussi. Alleinstehende kann 
die Bremische Schwesternschaft unterbrin-
gen, auch mal ein Paar, aber keine Kinder. 
„Fast alle haben Familie und wollen die hier-
her holen“, sagt Ulrike Frers.

150 E-Mails habe er verschickt, erzählt 
Marouane Essoussi, nur wenige Vermiete
r:innen hätten geantwortet, besichtigt habe 
er gerade mal ein gutes Dutzend Wohnun-
gen. Er glaubt, dass er diese nur bekommen 

habe, weil der Vermieter wie er aus Nord-
afrika stamme, zudem Arzt sei. Er sagt dies 
ohne Wertung, beschwert sich über nichts 
und betont, wie zufrieden er mit allem sei, 
wie wohl er sich in Deutschland fühle, welch 
tolle Möglichkeiten Bremen Zugewanderten 
wie ihm biete. 

Dennoch wolle ihm niemand seiner ehe-
maligen Kolleg:innen folgen, trotz der bes-
seren Absicherung und des höheren Ge-
halts. Die Sprache, die er wieder und wieder 
als „Schlüssel“ bezeichnet, sei für sie eine zu 
große Hürde. Und warum hat er es gewagt? 
„Ich bin sehr geduldig“, sagt er.

Arbeitsminister Heil  
will grünen Stahl fördern
Bundesarbeitsminister Hu-
bertus Heil hat seine Unter-
stützung bei der Umstellung 
auf klimaneutral produzierten 
Stahl zugesichert. „Wir haben 
in Deutschland keine Zukunft 
ohne Stahl“, betonte der SPD-
Politiker beim Besuch des Bre-
mer Stahlwerks. Arcelor-Mittal 
will bis 2030 einen Hochofen in 

Bremen und einen im branden-
burgischen Eisenhüttenstadt er-
setzen. Die neuen Anlagen sol-
len perspektivisch grünen Was-
serstoff nutzen. Der Umbau an 
beiden Standorten soll nach 
Unternehmensangaben rund 
2,5 Milliarden Euro kosten. Das 
Bundeswirtschaftsministerium 
und das Land Bremen fördern 
das Vorhaben mit annähernd 1,3 
Milliarden Euro. (dpa)

Regionale Sturmfluten  
nicht häufiger
Nach Beobachtung des Bundes-
amts für Seeschifffahrt und Hy-
drographie (BSH) kommt es an 
der deutschen Küste aufgrund 
der Klimaerwärmung nicht häu-
figer zu Sturmfluten, wie BSH-
Präsident Helge Heegewaldt 
sagte. „Langzeitbeobachtungen 
zeigen bisher keine signifikan-
ten Änderungen.“ An der Nord-

seeküste gibt es üblicherweise 
vier bis sechs Sturmfluten im 
Jahr, wie aus einer Mitteilung 
hervorgeht. Auswertungen der 
Behörde von Klimamodellen 
zeigten: Wenn keine Maßnah-
men getroffen würden, die den 
Klimawandel eindämmten, 
komme es gegen Ende des Jahr-
hunderts zu mehr Wetterlagen 
als bislang, in denen Sturmflu-
ten aufträten. (dpa)

Osman Engin
ist Satiriker in 
Bremen. Zu 
hören gibt es 
seine Kolum-
nen unter www.
youtube.
com/@
osmanen-
gin1916. Sein 
Longseller ist 
der Krimi „Tote 
essen keinen 
Döner“ (dtv).

Marouane 
Essoussi und 
Wala Zouaghi 
sind mit ihren 
Kindern in ein 
fremdes Land 
gezogen, in 
dem sie 
niemand 
kannten
Foto:  
Kay Michalak
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Dass er es tat, ist eindeutig. Wie damit leben? In „Jenseits von Schuld“ porträtieren 
Katharina Köster und Katrin Nemec die Eltern des vielfachen Mörders Niels Högel

Wenn das eigene  
Kind getötet hat

Von Wilfried Hippen

Auch sie sind Opfer. Natürlich 
ist ihr Leid nicht zu vergleichen 
mit dem all der Hinterbliebe­
nen. Aber auch das Leben von 
Ulla und Dietrich Högel hat de­
ren Sohn zerstört. Mindestens 
87 Menschen umgebracht zu 
haben, dafür wurde Niels Högel 
2019 verurteilt; begangen hatte 
er die Taten als Krankenpfleger 
in den Krankenhäusern Olden­
burg und Delmenhorst. Seine El­
tern sind nicht mitschuldig, sie 
waren, soweit dies zu ergründen 
ist, auch keine „schlechten“ El­
tern, es führt nichts direkt von 
ihrer Erziehung zum morden­
den Sohn. 

Aber was ist schlimmer? 
Wenn andere solche Anschuldi­
gungen erheben – oder Eltern 
sich selbst immer wieder fragen 
müssen, wie ihr geliebter Sohn 
sich zu solch einem Menschen 
entwickeln konnte? Und was ist 
verwerflicher? So einen Sohn zu 
verstoßen – oder ihn trotz seiner 
Taten weiter zu lieben, ihn, wo 
möglich, zu unterstützen? Das 
sind so Fragen, deretwegen die 
Filmemacherinnen Katharina 
Köster und Katrin Nemec sich 
daran gemacht haben, das El­
ternpaar Ulla und Dietrich Hö­
gel zu porträtieren. 

2005 wurde Niels Högel bei ei­
ner versuchten Tat erwischt, er 
sitzt seitdem im Gefängnis, ist 
verurteilt zu lebenslanger Haft. 
Seine Eltern haben sich nicht 
von ihm abgewandt, sie tele­
fonieren täglich mit ihm und 
besuchen ihn regelmäßig. Sie 
selbst wurden von den Filme­
macherinnen besucht, in ihrer 
Wohnung in einer norddeut­
schen Stadt. Ein paar Wochen 
lang begleiteten Köster und Ne­
mec das alltägliche Leben der 
beiden mit der Kamera. Sie wa­
ren auch bei einem Besuch in 
der Haftanstalt dabei. Und sie 
zeigen etwa, wie der Prozess ge­
gen Högels ehemalige Vorge­
setzte im Herbst 2022 seine El­
tern neuerlich aufwühlte. 

Niels Högel selbst bleibt, zu­
mindest als Erwachsener, im 
Film unsichtbar. Seine Stimme 
ist manchmal durchs Telefon 
zu hören, leise und unverständ­
lich. Die Familienfotos, die ihn 

Interview Fanny Schuster

taz: Frau Kessler, was verbindet antifemi-
nistische Rhetorik mit rechtspopulistischer 
Ideologie?

Sarah Kessler: Das Bild dahinter ist das glei­
che: Bei Rechtskonservativen, Rechtspopulis­
ten und vor allem bei Rechtsextremisten steht 
immer ein starker Staat im Vordergrund. Vater 
Staat, der zeigt wo es langgeht; der kriegerisch 
ist, sich verteidigen kann und das absolute Sa­
gen hat. Der Staat als Vaterfigur in einem sehr 
patriarchalen Rollenbild.

taz: Was ist mit prominenten rechtspopu-
listischen bis neofaschistischen Politikerin-
nen wie Alice Weidel, Marine Le Pen, Gior-
gia Meloni? 

Kessler: Sie sind der beste Beweis, dass auch 
Frauen repressive frauenfeindliche Politik ma­
chen können. Gerade auch, was das Thema 
Queerfeindlichkeit angeht oder das Rollenbild, 
dass Frauen zu Hause an den Herd gehören. 

taz: Haben die Rechten einfach verstanden, 
dass es ohne Frauen nicht geht? 

Kessler: Wichtig ist, nicht nur auf Geschlech­
ter zu schauen, sondern auf die Strukturen 
der Macht. Die zentrale Frage lautet: Wie wird 
Macht ausgeübt? Wird sie genutzt, um benach­
teiligte Gruppen zu unterstützen, oder dient 
sie dazu, traditionelle Rollenbilder zu zemen­
tieren? Frauen in Machtpositionen garantie­
ren keine feministische Politik. Wenn ich Kon­
kurrent*innen wegtreten kann, kann ich mich 
isoliert stark machen – davon profitieren auch 
privilegierte Frauen.

taz: Lösen allzu emanzipierte Frauen 
Ängste aus?

Kessler: Es geht nicht primär um individu­
elle „zu emanzipierte“ Frauen, sondern um 
systemische Veränderungen, die Ängste aus­
lösen können. Rechtspopulismus ist nicht mit 
der Idee der Gleichberechtigung kompatibel 
und kann sich auch gegen einzelne Frauen in 
Machtpositionen richten. Angela Merkel ist da­
für ein interessantes Beispiel: Trotz ihrer lan­
gen Amtszeit hat sie kaum feministische Politik 
betrieben, verkörperte eher eine Anpassung an 
bestehende Strukturen. Daher hat sie bei vielen 
Antifeministen weniger Widerstand ausgelöst.

taz: Wer trägt dann bei zum rechten Er-
starken?

Kessel: Es ist die Angst vor Veränderung, 
Existenz und Machtverlust. Die zunehmende 
Vielfalt an Lebensentwürfen und Identitäten 
verunsichert viele Menschen in ihrem traditi­
onellen Selbstverständnis. Die Frage „Wer bin 
ich?“ wird komplexer, wenn plötzlich mehr Op­
tionen zur Verfügung stehen. Das kann zu Ver­
unsicherung führen. 

taz: Antifeminismus als Ergebnis einer 
Krise der Männlichkeit?

Kessler: Das kann man schon so sagen. Die 
Hinterfragung des Bildes vom „starken, gefühl­
losen Mann“ führt bei manchen zu Irritatio­
nen, was eine notwendige Debatte über Männ­
lichkeit anstößt. Problematisch wird es, wenn 
diese Verunsicherung in Radikalisierung um­
schlägt. 

taz: Warum gewinnt der Populismus an 
Einfluss, während der Feminismus verliert?

Kessler: Wir leben in einer Welt, in der die 
Krisen sich extrem schnell abwechseln: Co­
rona, der Ukraine-Krieg, Israel/Gaza, der Kli­
mawandel. Die Zukunft ist nicht mehr so ge­
wiss, wie sie nach dem Zweiten Weltkrieg für 
eine Weile schien, da sehnen sich viele Leute 
nach einfachen Antworten. 

taz: Gibt es eine einfache Lösung?
Kessler: Jeder Mensch hat einen Wirkungs­

rahmen. Es muss nicht immer der ganz große 
Kampf sein, manchmal reicht ein wenig Auf­
merksamkeit. Wenn man in Gesprächen sexis­
tische, rassistische, antisemitische oder homo­
phobe Bemerkungen hört, sollte man nicht aus 
Bequemlichkeit darüber hinwegsehen: Hellhö­
rig sein, Hilfe anbieten und betroffenen Perso­
nen Solidarität aussprechen, das ist die Devise.

das wird

„Vater Staat zeigt, 
wo es langgeht“
Wie rechts ist der Antifeminismus? 
Das will ein Gesprächsabend in 
Hamburg ausleuchten

Sarah Kessler 
*1993, 
Journalistin, 
Autorin und 
Feministin,  
arbeitet zu 
gesellschaftli-
chen Debatten 
der Gegenwart. 
Sie lebt in 
Hamburg.

als Kind zeigen, sind so banal 
und anrührend wie eigentlich 
alle Schnappschüsse aller Eltern. 

An der Windschutzscheibe 
des Familienautos hängen im­
mer noch Niels Högels Baby­
schuhe. Es sind solche Details, 
die noch die alltäglichste ge­
zeigte Situation seltsam poin­
tiert wirken lassen: Dietrich 
Högel bestellt per Telefon ein 
Sachbuch über die Morde seines 
Sohnes, später sehen wir ihn auf 
dem Sofa darin lesen. Für den 
Besuch im Gefängnis packen die 
Eltern ein Weihnachtsgeschenk 
ein, einen Pullover, und immer 
wieder hören sie im Radio, wie 
in den Nachrichten über ihren 
Sohn geredet wird.

 „Jenseits von Schuld“ ist ein 
leiser Film. Köster und Nemec 
vermeiden alle Tricks des Er­
zählkinos, wie sie längst auch 
im Dokumentarfilm angewen­
det werden, um Spannung oder 
Empathie zu erzeugen. Sehr 
sachlich und diskret zeigen die 
Filmemacherinnen, wie das Ehe­
paar weiterleben kann – und es 
ist tatsächlich beeindruckend, 
wie liebevoll die beiden noch 
immer miteinander umgehen. 

Über die Jahre haben sie eine 
Art Frieden gefunden, aber Diet­
rich hat Probleme mit dem Her­
zen und Ulla Tage, an denen es 
ihr schlecht geht und sie nicht 
gefilmt werden will. In einer 
Aufnahme sieht man den Auf­
bau für die Interviews in einem 
Studio. Dietrich muss für seine 
Frau einen Termin absagen, und 
diese Film-im-Film-Sequenz 
macht deutlich, dass beide dann 

doch mal Zweifel daran beschlei­
chen, ob es die richtige Entschei­
dung war, das Filmteam in ihre 
Wohnung zu lassen. 

Dem Vertrauen aber, das Ulla 
und Dietrich ihnen entgegenge­
bracht haben, werden die Filme­
macherinnen gerecht. Sicher: 
Manche Detailaufnahme kann 
kitschig wirken, Kuckucksuhr 

an Zimmerwand, zum Beispiel. 
Aber Köster und Nemec zeich­
nen mit einem durchaus liebe­
vollen Blick das Porträt eines 
Ehepaars, das eine kaum vor­
stellbare Tragödie erlitten hat – 
und überstanden. 

Klar ist: Für einige Menschen, 
für Menschen, denen Niels Hö­
gel die Liebsten raubte, wird so 
etwas kaum zu ertragen sein. Die 
Filmemacherinnen haben „Jen­
seits von Schuld“ vor Veröffent­
lichung auch einigen Angehö­
rigen von Ermordeten gezeigt. 
Dass die ihn abnickten, dürfte 
das wichtigste Gütesiegel sein. 

Aber die Monströsität von 
Niels Högels Verbrechen steht 
auch keinen Moment lang in­
frage. Für die Eltern bleiben sie 
ein Mysterium, aber sie haben 
seine Taten nicht verdrängt. Wie 
sie damit umgehen, macht „Jen­
seits von Schuld“ zu einem hu­
manistischen Drama jenseits al­
ler voyeuristischen Attraktionen 
des „True Crime“-Genres.
 
„Jenseits von Schuld“. Regie 
Katharina Köster und Katrin 
Nemec, Deutschland 2024,  
79 Minuten

Manchmal geht es ihr zu schlecht zum Drehen: Ulla Högel und ihr Mann telefonieren täglich mit ihrem Sohn   Foto: Tobias Tempel/Trimafilm
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Die Monströsität  
von Niels Högels 
Taten steht hier 
keinen Moment  
lang infrage

Diskussion 
„Sex – Wut –  
Volk. Antifemi-
nismus und 
Rechtspopulis-
mus – Gefährli-
che Verbindun-
gen“ mit Sarah 
Kessler und 
Marcel 
Lewandowsky 
(Politikwissen-
schaftler): 
heute, 19 Uhr, 
Jupiter, 
Hamburg 
(Eintritt frei)

In Anwesenheit gleich zweier Regentinnen, Solveigh Wiborg 
und Luisa Hanssen, sind gestern die Dithmarscher Kohltage 
gestartet. Bis einschließlich Sonntag geht es dort nun um das 
vielseitige Kraut, Programm-Höhepunkt dürfte die tägliche 
Stadtführung „Heide – mit Kohldampf“ sein, inklusive, klar, 
Kohlgericht und Rathausdach-Besuch, 25 Euro. 

der kohldampf-glamour

Niels Högel, geboren 1976 in 
Wilhelmshaven, war von 1999 
bis Mitte 2005 als Kranken-
pfleger in Oldenburg und 
Delmenhorst tätig. Im Dienst 
beging er dort zahlreiche 
Morde an Patient*innen 
– insgesamt leiteten die 
Behörden in 332 Fällen 
Ermittlungsverfahren wegen 
Mordverdachts ein, allein die 
aufgeklärten Fälle stellen die 
größte Mordserie in der 
bundesdeutschen Geschich-
te dar. In mehreren Prozessen 
wurde der geständige Högel 
(hier vor Gericht, 2019) 
wegen über 80 Morden 
verurteilt, dazu noch wegen 
zahlreicher Fälle gefährlicher 
Körperverletzung. 
Foto: Mohssen  
Assanimoghaddam/dpa

Im Dienst gemordet  Die Verbrechen des Niels Högel
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